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Das Jahr 1903 ift nach den bis jetzt vorliegenden Zahlen und 
Berichten für Deutſchland eine Zeit geſteigerter wirtſchaftlicher Tätigkeit 
geweſen. Für den innern Verkehr beweiſen dies die geſtiegenen Verkehrs— 
einnahmen der deutſchen Eiſenbahnen und die verringerte Arbeitsloſigkeit; 
auch ergibt es ſich daraus, daß die Reichsbank mehr als je in Anſpruch 
genommen worden iſt. Aber auch der Handelsverkehr mit dem Auslande 
hat zugenommen, wie die folgenden, vorläufig feſtgeſtellten Zahlen über 
den auswärtigen Handel zeigen: 

1901 1902 1903 
Wert der Einfuhr 5710 Mill. Mk., 5805 Mill. ME, 6298 Mill. Mk. 
Wert der Ausfuhr 4512 „ KNARI GE E 4800951778 

Es find dies Zahlen, die alles bisher Erreichte überſteigen. Wäre 
man bei der Beurteilung der Wirtſchaftslage nur hierauf angewieſen, 
ſo würde man ſich verſucht fühlen, das Jahr 1903 als eine Zeit 
allgemeinen Blühens und Gedeihens anzuſprechen, jedoch ſtehen leider 
in einigem Gegenſatz zu dieſen Zahlen die Klagen über einen, wenn 
auch nicht gerade ſchlechten, ſo doch nicht beſonders günſtigen Geſchäftsgang, 
und es wird allgemein behauptet, daß die erzielten Gewinne nicht 
im Verhältnis zu dem erhöhten Umſatz ſtehen. Eine ganze Reihe von 
Rohſtoffen, z. B. Wolle, Baumwolle, Holz, Häute und Felle, ſind im 
Preiſe geſtiegen, während es vielfach nicht gelungen iſt, die Preiſe der 
Halb- und Fertigfabrikate dementſprechend zu erhöhen. Man hat daher 
1903 ein Jahr großer Arbeit aber kleiner Gewinne genannt. 

Es wäre nun zu unterſuchen, ob ſich in unſerm Bezirke das gleiche 
Bild zeigt. Soweit uns Zahlen zur Verfügung ſtehen, weiſen ſie faſt 
durchgängig eine nicht unbeträchtliche Steigerung auf. So betrugen 
die auf den Bahnhöfen Thorn und Mocker ein- und abgegangenen 
Gütermengen: 

1900 1901 1902 1903 
439878 t 561533. t 500533 t 606844 t 
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Auch der Weichſelverkehr hat zugenommen, wenn auch die Zahl 
des Jahres 1899 noch nicht wieder ganz erreicht worden iſt. Es gingen 
nämlich auf der Weichſel hier ein und wurden hier verſchifft: 

1898 1899 1900 1901 1902 1903 
80549 t 93813 t 76616 t 67549 t 72165 t 92876 t 

Der Umſatz der Thorner Reichsbankſtelle hat ſich, wie folgt, 
vermehrt: 

1901 1902 1903 

302816200 Mk. 311803800 Mk. 339438400 Mk. 

Auch die übrigen Kreditinſtitute unſres Bezirks weiſen einen 
erhöhten Umſatz auf. 

Daß aber eine wirkliche Beſſerung eingetreten iſt, zeigt ſich in 
dem Rückgang der Konkurſe und, wie ſich aus der nachſtehenden 
Überſicht ergibt, in der Zunahme der Sparkaſſenbeſtände. 

Beſtand Ende des Jahres 


Städt. Sparkaſſen: 1899 1900 1901 1902 1903 
Thorn Mt. 4362803 4360319 4467042 4975378 5042411 
Kulm „ 383024 436671 457813 541350 533237 


Brieſen „ 1000346 1114202 1228348 1331869 1433509 
Kreisſparkaſſen: 
Thorn Mk. 797115 855794 1048218 1209 703 1481455 
Kulm „ 2726124 2680820 2865795 3113681 3518857 
Brieſen „ 1000666 1148620 1147281 1282898 1560144 
Strasburg „ 1718533 2012024 2247897 2155360 2232496 
Aber auch in unſerm Bezirke ſtehen die günſtigen Zahlen nicht 
ganz im Einklang mit den uns zugegangenen Berichten, die in ihrer 
Mehrzahl ausführen, daß die erzielten Gewinne verhältnismäßig niedrig 
geweſen ſeien. Hierfür werden nun die verſchiedenſten Gründe angeführt, 
darunter auch der, daß es nicht gelang, den Verkauf den hohen Einkaufs⸗ 
preiſen entſprechend zu bewirken. So ſchreibt man uns, daß der Abſatz 
der Kraftfuttermittel, Kleie und Olkuchen, fajt das ganze Jahr hindurch 
ſchwierig war und die Preiſe deshalb gedrückt wurden. Trotzdem hielten 
bis zur Ernte die ruſſiſchen Verkäufer die Preiſe hoch, ſo daß mit 
geringem Nutzen verkauft werden mußte, und erſt im letzten Vierteljahr 
gingen die Ruſſen mit ihren Forderungen herab. Auch unſre Holz— 
Schneidemühlen hatten unter einem ähnlichen Mißſtand zu leiden, 
trotzdem die Holzzufuhren auf der Weichſel ſich gegenüber dem Jahre 1902 
verdoppelt hatten. Es gingen nämlich ein: 
1900 1901 1902 1903 
1777 1705 906 1877 Traften. 
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Hatte dieje Zunahme allein ſchon ein Herabgehen der Preiſe 
erwarten laſſen, ſo kam noch hinzu, daß in Deutſchland ſelbſt infolge 
von Windbruch und Nonnenfraß viel mehr Holz als in normalen 
Zeiten auf den Markt kam. Die Preiſe blieben aber hoch und gingen 
hier nur vorübergehend im Herbſt, als ein Streik der Brahnauer 
Hafenarbeiter ausbrach, etwas herab. Der Abſatz der Schneidemühlen 
war gering, da nur wenig gebaut wurde und die Nachfrage der 
Weichſelniederung infolge der Überſchwemmung fajt ganz ausfiel. 
Trotzdem daher die erzielten Preiſe für bearbeitete Hölzer niedrig waren, 
mußten die Mühlen doch zu den hohen Preiſen ihr Rohmaterial 
einkaufen, damit ſie ihren Betrieb aufrecht erhalten konnten. Gut 
beſchäftigt waren dagegen unſre Schuhfabriken, aber auch ihr Roh- 
material, das Leder, war teurer geworden, ohne daß es gelang, dies 
beim Verkauf wieder voll einzuholen. 

Unter Preiserhöhung litten beſonders unſre Textilwarenhandlungen, 
da Baumwolle und Wolle in die Höhe gegangen waren, was ſich 
namentlich bei den billigſten Sachen geltend machte, deren Einkaufspreiſe 
um 40—50 9% ſtiegen. Wer nun die an ſich ſchon nicht glänzende 
Lage unſres Detailhandels, die ſcharfe Konkurrenz der viel zu vielen 
Geſchäfte untereinander und mit den Verſandhäuſern kennt, wird ſich 
ein Bild von den Folgen ſolcher Preiserhöhung machen können. Es 
it immer dieſelbe Erſcheinung: Sinken die Einkaufspreiſe, ſo müſſen 
alle, auch wenn ſie noch ſo viele, zu teuren Preiſen gekaufte Waren 
auf Lager haben, im Preiſe nachgeben; ſteigen aber die Preiſe, ſo 
verkaufen diejenigen, die noch billiger eingekaufte Waren auf Lager 
haben, billig weiter und zwingen dadurch auch die Konkurrenz, zu 
den gleichen, für ſie oft ſogar Verluſt bringenden Preiſen zu verkaufen. 
So war es auch im vergangenen Jahre, und wenn man in Thorn 
ſich etwas zufriedener äußert, ſo liegt dies daran, daß unſre Arbeiter 
gut beſchäftigt waren. 

Wir müſſen ja überhaupt feſtſtellen, daß einige Geſchäftszweige 
nicht nur guten Umſatz hatten, ſondern auch leidlichen Gewinn erzielten. 
Die beſſern Ernten der letzten Jahre belebten namentlich unſern 
Getreidehandel. Bis zur Ernte waren allerdings unſre Mühlen die 
hauptſächlichen, ja faſt einzigen Abnehmer und blieben dies für Weizen, 
der hier nicht mehr in genügender Menge, wenigſtens nicht mehr 
genügend für unſre gewachſene Mühleninduſtrie, gebaut wird, auch 
nach der Ernte. Für guten trocknen Roggen fanden die Getreidehändler 
aber außerdem Abſatz in Danzig und Königsberg, ſowie bei den 
oſtpreußiſchen Mühlen, und Gerſte wurde nach den gleichen Hafenorten 


und an oft: und weſtpreußiſche Brauereien verkauft; auch wurden 
größere Partien guter Braugerſte nach Petersburg verſandt. Die Mühlen 
waren gut beſchäftigt, nur konnten ſie, namentlich kurz vor der Ernte, 
nicht mehr den nötigen Weizen erhalten, ſo daß die Weizenmüllerei 
zeitweiſe ſtill lag. Sie hatten übrigens auch durch ſonſtige Mißhellig— 
keiten zu leiden, die namentlich auf die Beſchaffenheit des hier 
geernteten Getreides zurückzuführen ſind. Jedenfalls iſt unſre Mühlen— 
induſtrie ſchon jetzt nicht auf Roſen gebettet; ſie würde aber ihrem 
Ruin entgegengehen, wenn die Beſtrebungen, die auf eine Fracht⸗ 
herabſetzung für Getreide ohne gleichzeitige und gleichmäßige Detarifierung 
des Mehls hinzielen, Erfolg haben würden. Wir können daher nicht 
dringend genug vor einer ſolchen verderblichen Tarifmaßregel warnen. 

Dem Spiritusring iſt die Einſchränkung der Produktion und die 
Abſtoßung der alten Beſtände beſſer gelungen, als ihm jetzt lieb iſt, 
denn da die Kartoffelernte quantitativ gering war und viele Kartoffeln 
zum Export gelangten, ſo wirkte auch dies auf Verringerung der 
Spiritusbrennerei ein, und man beginnt nun ſchon zu fürchten, daß 
fühlbarer Mangel an Rohſpiritus eintreten werde, wenn die nächſte 
Kampagne nicht möglichſt frühzeitig einſetzt. Die Preiſe des Rohſpiritus 
ſind natürlich bedeutend in die Höhe gegangen, und die Brennereien 
haben ſehr befriedigende Bezahlung erhalten. Leider iſt auch der 
Brennſpiritus erheblich geſtiegen, und die großen Verſprechungen des 
Ringes gerade auf dieſem Gebiete, daß er nämlich einen gleichmäßig 
niedrigen Preis beibehalten wolle, ſind nicht erfüllt worden. Der 
hohe Preis für Spiritus hat natürlich auch die Likörfabriken geſchädigt, 
wenn dieſe auch durch das Herabgehen der Zuckerpreiſe einen gewiſſen 
Ausgleich erhielten. Dieſer niedrige Zuckerpreis, der allerdings erſt im 
letzten Drittel des Jahres eintrat, war auch unſern Honigkuchenfabriken 
förderlich, und da die Mehlpreiſe mäßig und die Preiſe für ausländiſchen 
Honig und für Mandeln niedrig waren, ſo konnte dieſe Induſtrie bei 
ihrem geſteigerten Umſatz auf ein recht günſtiges Jahr zurückblicken, 
wenn allerdings auch darüber geklagt wurde, daß die dieſer Branche 
ſonſt eigentümlichen ſtabilen Preiſe der Fabrikate infolge geſteigerter 
Konkurrenz etwas herabgegangen ſind. Auch in Thorn ſelbſt iſt die 
Konkurrenz im Wachſen, denn nachdem vor zwei Jahren hier eine 
neue Honigkuchenfabrik errichtet worden ijt, iſt jetzt eine vierte im Bau. 
Mit Recht klagt übrigens die Honigkucheninduſtrie über die Beibehaltung 
des hohen Honigzolls, denn während deſſen Erhöhung ſ. Z. mit der 
Erhöhung des Zuckerzolls begründet wurde, hat man aus der Herab— 
ſetzung dieſes Zolls die notwendigen Konſequenzen nicht gezogen. 
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Weniger erbaut von den Folgen der Brüſſeler Konvention als 
die genannten Induſtrien ſind, wenigſtens vorläufig, unſre Zuckerfabriken, 
denn wenn auch die Zuckerpreiſe auf dem Weltmarkte etwas geſtiegen 
ſind, ſo iſt dies doch noch nicht in dem Maße geſchehen, um einen 
vollen Ausgleich für den entgangenen Ausfuhr und Kartellzuſchuß zu 
ſchaffen, auch hat der inländiſche Konſum bisher nur langſam zugenommen. 
War dies wohl auch kaum anders zu erwarten, ſo darf man doch 
darauf rechnen, daß im Laufe der Jahre eine ſtete Beſſerung eintritt, 
und wir glauben, gerade unſre Fabriken werden die Übergangszeit gut 
beſtehen, wobei wir allerdings vorausſetzen, daß die beabſichtigte Fracht⸗ 
herabſetzung für Zucker im Inlandsverkehr nicht durchgeführt werde, 
weil wir ſonſt unſern Abſatz an die rheiniſchen und ſüddeutſchen 
Raffinerien verlieren würden. 

Unſre Brauereien hatten infolge des naßkalten Sommers einen 
wenig zufriedenſtellenden Abſatz, außerdem ſchädigte ſie die ſchlechte 
Vermälzung der Gerſte vorletzter Ernte, während die letzter Ernte ſich 
normal verarbeitet. Die kleinen und mittlern Brauereien führen einen 
von Jahr zu Jahr ſchwerer werdenden Kampf gegen die übermächtige 
Konkurrenz der großen Betriebe, und es wäre namentlich im Intereſſe 
der kleinen, induſtriearmen Städte unſres Bezirks zu wünſchen, daß 
dieſe Produktionszweige ihnen erhalten blieben, wozu u. a. die Belegung 
mit Militär beitragen könnte. Gerade in unſerm branntweintrinkenden 
Oſten iſt die Bierbrauerei kräftigſt zu unterſtützen, und wir haben uns 
deshalb auch gegen jede Beſchränkung des Flaſchenbierhandels, wie er in 
dem Miniſterialerlaß vom 4. Januar d. J. geplant war, ausgeſprochen. 

Während unſre Maſchinenfabriken wenig zufrieden mit dem 
abgelaufenen Jahre ſind, da der Abſatz trotz zunehmenden Verkaufs 
landwirtſchaftlicher Maſchinen recht ſchwierig war, beſonders wegen der 
zunehmenden Konkurrenz des Weſtens und zum Teil auch infolge der 
polniſchen Agitation, weiſen die Ziegeleien eine etwas geſteigerte 
Geſchäftstätigkeit auf. So iſt es den großen Ziegeleien in der Nähe 
Thorns gelungen, ihre alten Vorräte und auch die neue Produktion, 
die zwar noch nicht ſehr umfangreich war, zu den bisherigen Preiſen 
zu verkaufen. Sehr günſtig wird es wirken, daß vom 15. Januar 1904 
ab die Staatsbahn im Übergangsverkehr zwiſchen den Stationen der 
Kleinbahn Thorn Leibitſch und denen der Staatsbahn die Abfertigungs— 
gebühr um 2 Pf. für 100 kg ermäßigt hat, wodurch die Gramtſchener 
Ziegeleien die Kleinbahn in erhöhtem Umfange benutzen können, und 
da man für die nächſte Zeit eine Zunahme der Privatbauten erwartet, 
ſo werden unſre Ziegeleien hoffentlich nun beſſern Jahren entgegengehen. 
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Die allgemeine Steigerung des Verkehrs kam natürlich auch 
unſern Speditionsgeſchäften zugute. Lebhaft war namentlich das Grenz— 
ſpeditionsgeſchäft, da bei der vermehrten Tätigkeit der ruſſiſchen Induſtrie 
eine geſteigerte Ausfuhr dorthin ſtattfand, während auch die Einfuhr 
aus Rußland, namentlich in Kleie und Holz, größer war als im 
Jahre vorher. 

Wir ſehen aus alledem, daß die verſchiedenſten Einflüſſe teils 
günſtig, teils ungünſtig auf unſer Erwerbsleben eingewirkt haben; 
jedoch würden wir etwas Weſentliches vergeſſen, unterließen wir es, 
auf die Tätigkeit der Anſiedlungskommiſſion und der landwirtſchaftlichen 
Genoſſenſchaften hinzuweiſen. Daß die Tätigkeit der Anſiedlungs⸗ 
kommiſſion das gewerbliche Leben in Stadt und Land beeinflußt, iſt 
ſelbſtverſtändlich, und wir wollen gern zugeben, daß die Beſiedlung 
durch deutſche Bauern, ganz abgeſehen von dem nationalen Vorteil, 
auch wirtſchaftlich mancherlei günſtige Wirkungen gehabt hat. Die 
Errichtung der für die Anſiedler erforderlichen Bauten belebte in 
einigen Teilen unſres Bezirks die Ziegeleien, Holzſchneidemühlen und 
den Handel mit Baumaterialien, ebenſo hatte der Kleinhandel in den 
Städten wohl hie und da Vorteile durch die Einkäufe der Anſiedler. 
Natürlich findet, wenn an Stelle der Gutsbeſitzer mit ihren Arbeitern 
ſelbſtändige Bauern treten, eine vollſtändige Umgejtaltung des Wirt- 
ſchaftsbetriebes ſtatt. Der Bauer wird auch einen verhältnismäßig 
viel größern Anteil ſeiner Produktion im eigenen Haushalte verwenden, 
und ferner ſind ſeine Einkäufe ganz andrer Art als die des Gutsbeſitzers. 
Dieſe Anderung wird ja immerhin einige Geſchäftszweige ſchädigen, 
wofür jedoch andre wieder Vorteile haben, und jedenfalls wäre dies 
als notwendig gegeben einfach hinzunehmen. Leider iſt aber nun die 
Anſiedlungstätigkeit in einer für Handel und Gewerbe verhängnisvollen 
Art mit dem landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſen verquickt worden. 
Wir ſind die letzten, die Vorteile zu verkennen, die den Landwirten 
durch ihren Zuſammenſchluß zu Genoſſenſchaften erwachſen, und ſind 
vielmehr überzeugt, daß gerade durch die landwirtſchaftlichen Genoſſen— 
ſchaften die Feſtigung des Kredits, die Anſchaffung von Maſchinen, 
ſowie die Benutzung von Kunſtdünger und Kraftfuttermitteln erheblich 
gefördert worden iſt. Wenn dieſe Genoſſenſchaften allerdings über 
ihren Rahmen hinausgehen und ihre Hauptaufgabe in der Ausſchaltung 
des Handels ſehen, ſo müſſen ſie verderblich wirken, zumal da es ſich 
bei ihnen dem Handel gegenüber nicht um einen Wettbewerb unter 
gleichen Bedingungen handelt. Die handeltreibenden Genoſſenſchaften 
ſind vielmehr, wie allgemein bekannt iſt, in der mannigfachſten Weiſe 
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bevorzugt: Sie genießen faſt vollſtändige Steuerfreiheit, erhalten einen 
ſehr billigen Kredit aus Staatsmitteln, werden bei ſtaatlichen Lieferungen 
in jeder Hinſicht bevorzugt und können ihre Einkäufe beim Kaliſyndikate 
zu viel vorteilhafteren Bedingungen bewirken, als der Kaufmann. 
Dazu kommt noch, daß auf die einzelnen Genoſſen ein moraliſcher 
Druck ausgeübt wird, ſich der Genoſſenſchaften bei all ihren Ein- und 
Verkäufen zu bedienen. Nur infolge der ſtaatlichen Unterſtützung iſt 
es den landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften gelungen, dem Handel 
beträchtlichen Abbruch zu tun, und doch hat es ſich vielfach gezeigt, 
daß trotz ſtaatlicher Förderung die Genoſſenſchaften einfach nicht imſtande 
waren, Geſchäfte rein kaufmänniſcher Natur zu betreiben, ohne Verluſte 
zu erleiden, wobei wir nur an den Betrieb der auf Staatskoſten 
erbauten Kornhäuſer zu erinnern brauchen. Hervorragende Kenner 
der Landwirtſchaft haben ſchon immer darauf hingewieſen, daß viele 
landwirtſchaftliche Produktionszweige nicht daran kranken, daß der 
Gewinn der Produzenten durch den Zwiſchenhandel verkümmert wird, 
als vielmehr daran, daß ein kaufmänniſch organiſierter Zwiſchenhandel 
überhaupt noch gar nicht beſteht oder ſich noch nicht voll entwickeln 
konnte. So ſchreibt auch der verſtorbene Finanzminiſter Buchenberger 
in ſeinem bedeutenden Werke „Agrarweſen und Agrarpolitik“ über die 
Getreidelagerhäuſer: „Die für die Landwirtſchaft zweckmäßigſte Löſung 
der Sache würde allerdings darin beſtehen, daß die Kornhäuſer, wie 
in Amerika, als Unternehmungen des Handels, alſo nicht in Form 
genoſſenſchaftlicher Unternehmungen der Produzenten ſelber ins Leben 
treten.“ 

Zweifellos werden nach vielen mißglückten Verſuchen die land— 
wirtſchaftlichen Henoſſenſchaften im Laufe der Zeit von dem Beſtreben, 
den Handel auszuſchalten, zurückkommen. Es liegt aber hier im Oſten 
Gefahr im Verzuge, und man darf und kann dieſer Entwicklung nicht 
ruhig zuſehen, will man nicht, daß inzwiſchen dem Deutſchtum in den 
Städten Schädigungen zugefügt werden, die ſchwer oder gar nicht 
wieder gut gemacht werden können. 

Die Anſiedlungskommiſſion iſt nämlich beſtrebt, die Anſiedler 
baldmöglichſt zur Genoſſenſchaftsbildung zu veranlaſſen, worauf ſie 
dann bezüglich ihrer An- und Verkäufe auf die Zentralſtelle der 
Raiffeiſenorganiſation in Poſen verwieſen werden. Leider begnügt 
ſich aber die Anſiedlungskommiſſion nicht damit, ſondern ſie läßt auch 
die An- und Verkäufe für die in ihrer Verwaltung verbleibenden 
Reſtgüter, ohne daß dies von irgendwelchem Nutzen für ſie ſelbſt wäre, 
durch dieſe Zentralſtelle beſorgen. Sobald ein Gut in die Hände der 


Anſiedlungskommiſſion übergeht, werden daher fajt alle Beziehungen, 
die bisher zwiſchen dem Gut und den Kaufleuten der benachbarten Städte 
beſtanden, abgebrochen, und die dadurch geſchädigten deutſchen Kauf— 
leute vermögen keinen Erſatz zu finden, denn durch die polniſche 
Agitation werden ihnen auch die Geſchäfte mit den Polen mehr und 
mehr entzogen, während dieſe dagegen ihre eigenen Kaufleute nach 
Kräften unterſtützen, ſo daß die polniſchen Geſchäfte aufblühen unter 
gleichzeitigem Rückgang der deutſchen Erwerbskreiſe. Das muß natürlich 
im Laufe der Jahre dazu führen, daß die deutſchen Kaufleute den 
ungleichen Kampf aufgeben und nach dem Weſten ziehen, und wenn 
dann ſpäter, wie ſicher zu erwarten ſteht, die Genoſſenſchaften eingeſehen 
haben, daß es in ihrem eigenen Intereſſe liegt, ſich der vermittelnden 
Tätigkeit des Handels zu bedienen, ſo werden die deutſchen Kaufleute 
größtenteils verſchwunden ſein und den Polen allein wird die Wendung 
zugute kommen. Wir müſſen daher dringend davor warnen, den 
betretenen Weg weiter zu gehen, wenn nicht die nationalen Errungen— 
ſchaften auf dem Lande durch nationale Verluſte in den Städten 
aufgehoben werden ſollen. Hand in Hand mit der Beſiedlung des 
Landes muß vielmehr die Kräftigung des Deutſchtums in den Städten 
gehen. Will man aber auf dieſem Gebiete Erfolg haben, ſo muß man 
auch Bedingungen ſchaffen, bei denen der deutſche Unternehmungsgeiſt 
gedeihen kann, denn wenn dem Deutſchen Gelegenheit geboten wird, 
ſeine Kraft zu betätigen und vorwärts zu kommen, ſo wird er auch 
ganz gern ſich im Oſten niederlaſſen; wenn er dagegen nur die 
Ausſicht hat, ſein kümmerliches Auskommen zu finden, ſo wird er die 
Gegend fliehen. Um daher nicht nur die bereits anſäſſigen deutſchen 
Elemente hier zu erhalten, ſondern auch neue Kräfte aus dem Weſten 
heranzuziehen und ſie zu veranlaſſen, ihr Kapital und ihre Intelligenz 
hier fruchtbringend anzulegen, muß man die hierfür notwendigen 
wirtſchaftlichen Grundlagen ſchaffen, und dazu gehören in erſter Linie 
gute Verkehrsverhältniſſe. 

Namentlich muß der Bau von Eiſenbahnen, die Verbeſſerung 
der Bahnhöfe, die Einlegung ſchnellfahrender Züge mit guten Anſchlüſſen 
noch mehr als bisher durchgeführt werden. Hier müſſen wir. nun mit 
Bedauern feſtſtellen, daß unſer Antrag, auf dem rechten Weichſelufer 
in der Nähe der Stadt einen Zentralbahnhof zu errichten und dieſen 
mit dem linken Weichſelufer durch eine neue Eiſenbahnbrücke zu verbinden, 
endgültig abgelehnt worden iſt. Die einzige Verbeſſerung unſrer Bahnhofs— 
verhältniſſe ſoll darin beſtehen, daß man den Bahnhof Mocker, der 
dann auch die Bahn Injterburg- Thorn aufnehmen ſoll, verlegen und 


vergrößern will. Eine Vergrößerung des Bahnhofs Moder haben wir 
ja ſchon feit Jahren beantragt, und es ift um ſo erfreulicher, daß dieje 
jetzt erfolgen ſoll, als damit auch nach der Erklärung des Herrn 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten der Bau der Eiſenbahnſtrecke Unis— 
law Thorn geſichert ijt. Wenn wir uns nun auch mit dem Gedanken 
abfinden müſſen, daß unſer Projekt eines Zentralbahnhofs geſcheitert 
iſt, ſo müſſen wir doch wenigſtens erwarten, daß derjenige Stadtteil, 
der nach dem Hauptbahnhofe gravitiert, durch den Bau einer feſten 
Brücke eine nähere Verbindung dorthin erhält, damit der Zeit und 
Geld koſtende Umweg über die Eiſenbahnbrücke vermieden wird. Hierfür 
iſt ja auch nicht nur die Stadt und die Handelskammer, ſondern auch 
der Kreis eingetreten, und der Herr Eiſenbahnminiſter hat ſich zwar 
bereit erklärt, die Angelegenheit in die Hand zu nehmen, doch ſollen 
zu den Koſten der Brücke andere intereſſierte Kreiſe, ſo auch die Stadt 
Thorn, herangezogen werden. Für dieſe wäre das aber wirklich eine 
zu ſchwere Aufgabe, da ſie gerade jetzt ſchon viele Opfer für die 
Verbeſſerung des Verkehrs gebracht hat und im Begriffe ſteht, noch 
weitere zu bringen, denn nachdem der Bau des Stadttheaters ſeiner 
Vollendung entgegengeht, ſollen nun die Durchbrüche nach der Bromberger 
Vorſtadt erfolgen; auch wird jetzt der Holzhafen, für den die Stadt 1½ Mill 
Mark bereit geſtellt hat, in Angriff genommen werden. Angeſichts 
ſolcher Opfer der Gemeinde dürfte der Staat nicht noch weitere von 
ihr verlangen, denn ſonſt muß die Steuerkraft der Bevölkerung allzu 
ſehr in Anſpruch genommen werden, was doch nur hemmend auf die 
Entwicklung von Handel und Induſtrie einwirken kann. Wir hoffen 
daher, daß die Eiſenbahnverwaltung die Brücke doch auf eigene Koſten 
bauen wird, um ſo eher, als ſie erſt dann in der Lage ſein wird, auf 
der Eiſenbahnbrücke das aus Betriebsrückſichten notwendige zweite Gleis 
zu legen. Wenn dieſe Brücke gebaut wird, der Bahnhof Mocker erweitert, 
der Holzhafen fertiggeſtellt, das Theater eröffnet iſt und die neuen 
Straßen durch die Wälle gelegt ſind, dann darf man hoffen, daß auch 
Thorns wirtſchaftliches Leben neu erblühen werde. 

Unſern alten Wunſch, daß die Drewenz ſchiffbar gemacht werden 
möge und ein Kanal zwiſchen dem Drewenzſee und dem maſuriſchen 
Seengebiete hergeſtellt werde, hatten wir nach Zurückziehung der Kanal— 
vorlage vorläufig begraben. Nun hat ſich die Kanalvorlage in eine 
waſſerwirtſchaftliche Vorlage verwandelt, und wenn wir wünſchen, daß 
dieſer Geſetzentwurf angenommen werde, obwohl der Kanal Hannover 
Magdeburg fehlt, ſo tun wir dies einmal, weil die Verbeſſerung der 
Waſſerſtraßen zwiſchen Weichſel und Oder darin vorgeſehen iſt, ſodann 


aber in der feſten Überzeugung, daß die Durchführung der jetzigen 
Kanalprojekte den Bau des Mittellandkanals mit Notwendigkeit nach 
ſich ziehen wird. Dann hoffen wir aber auch, daß man ganze Arbeit 
machen und auch den Oſten durch Schiffbarmachung der Drewenz und 
die Herſtellung eines Kanals zwiſchen Drewenzſee und maſuriſchem 
Seengebiet an das Kanalnetz anſchließen wird. 

Wir können dieſen Überblick nicht ſchließen, ohne den dringenden 
Wunſch auszuſprechen, daß die Handelsvertragsverhandlungen nun 
bald zu einem glücklichen Ende führen mögen und daß namentlich ein 
günſtiger Vertrag mit Rußland zuſtande komme. 


Verhandlungen der Handelskammer. 


— 2 — 


I. Einrichtungen für Handel und Induftrie, 
1. Handels- und Induflrie-Hefebgebung. 


Entwurf eines Geſetzes über den 
verſicherungsvertrag. 

Der Deutſche Handelstag hatte die Handelsvertretungen auf— 
gefordert, Stellung zu dem Geſetzentwurf über den Verſicherungsvertrag 
zu nehmen. Wir taten dies in folgendem Schreiben vom 30. Januar: 

„Wir haben uns mit dem Entwurf beſchäftigt und ſind dabei 
zu folgendem Ergebnis gekommen: Die geſetzliche Regelung des 
Verſicherungsvertrags bedeutet einen mit Freuden zu begrüßenden 
Fortſchritt, und der Entwurf kann im großen und ganzen gebilligt 
werden. Beſonders anzuerkennen iſt die kräftige Wahrung der Intereſſen 
des Verſicherten, was namentlich dadurch geſchehen iſt, daß man 
zahlreiche zugunſten des Verſicherten eingeführte Beſtimmungen mit 
zwingendem Recht ausgeſtattet hat. Wenn es auch der Geſetzgeber 
im allgemeinen vermeiden ſoll, zugunſten einer Partei Beſtimmungen 
zu treffen, ſo muß man doch anerkennen, daß der Verſicherte der 
ſchwächere Teil ſchon immer den einzelnen Verſicherungsanſtalten 
gegenüber war und daß ſich durch Kartellierung der Verſicherungs— 
anſtalten dieſes Verhältnis in den letzten Jahren noch weiter zum 
Nachteil des Verſicherten verſchoben hat. Der Geſetzentwurf ſucht 
daher mit Recht hier einen Ausgleich zu ſchaffen. Es genügt jedoch 
u. E. nicht, daß das Geſetz Vorkehrungen zum Schutze des Verſicherten 
trifft, vielmehr muß ſich der Verſicherte auch leicht Kenntnis von ſeinem 
Rechte verſchaffen können, und hier erſcheint uns die Form, in der die 
Materie geordnet iſt, ein Hindernis zu ſein. Allein ſchon der Umfang 
des Geſetzes wird viele abſchrecken, ſich aus dem Geſetze ſelbſt Rat zu 
holen. Sodann mag es ja logiſch durchaus berechtigt ſein, daß man 
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die Vorſchriften für ſämtliche Verſicherungszweige und für die geſamte 
Schadensverſicherung der Regelung der einzelnen Verſicherungszweige 
vorangehen läßt. Da aber bei den einzelnen Verſicherungszweigen 
verſchiedene allgemeine Beſtimmungen wieder abgeändert werden, ver— 
ſchiedene aber ſchon ihrer Natur nach auf einzelne Verſicherungszweige 
keine Anwendung finden können, ſo entſteht daraus jedenfalls für 
den nicht rechtskundigen Verſicherten große Unklarheit. Wir halten es 
deshalb für wünſchenswert, wenn die einzelnen Verſicherungszweige 
oder wenigſtens die hauptſächlichſten, darunter namentlich Feuer- und 


Lebensverſicherung, vollſtändig getrennt behandelt würden. 


wir bei. 


Unſre Wünſche zu den einzelnen $$ des Geſetzentwurfs fügen 


Abänderungsanträge. 


Beſtimmungen des Entwurfs. 

. Es kann jedoch 
vereinbart werden, daß dem Ver— 
ſicherer auch wegen einer nicht arg— 
liſtigen Verletzung einer Obliegen— 
heit, die ihm gegenüber nach dem 
Eintritte des Verſicherungsfalles 
zu erfüllen iſt, ein Geldbetrag als 
Strafe entrichtet werden ſoll; die 
Strafe darf fünf vom Hundert des 
Betrags, welchen der Verſicherer zu 
zahlen hat, nicht überſteigen. 

$ 10. Die Anſprüche aus dem 
Verſicherungsvertrage verjähren in 
zwei Jahren, bei der Lebens— 
verſicherung in fünf Jahren ... 


$ 11. Wird über das Ver— 


mögen des Verſicherers der Konkurs 


Anträge. 

Die Begrenzung der Strafe für 
nicht argliſtige Verletzung einer 
Obliegenheit erſcheint mit Hinſicht 
darauf, daß die Verſicherungs— 
anſtalten dieſen Höchſtbetrag zum 
Normalbetrag machen werden, zu 
hoch. Der Strafzweck wird aber 
vollſtändig erreicht, wenn der 
Höchſtbetrag der Strafe mit 1% 
der vom Verſicherer zu zahlenden 
Summe feſtgeſetzt wird. 

Im Intereſſe des Verſicherten 
iſt eine längere Verjährungsfriſt 
wünſchenswert, weshalb beantragt 
wird, Satz 1 des § 10, wie folgt, 
zu faſſen: „Die Anſprüche aus 
dem Verſicherungsvertrag verjähren 
in fünf Jahren, bei der Lebens— 
verſicherung in zehn Jahren.“ 
Ferner wäre es doch nur recht 
und billig, daß die fälligen Gut- 
haben von einer gewiſſen Friſt 
ab mit wenigſtens 2 „% verzinſt 
würden. 

Hier wird folgende Faſſung 
gewünſcht, falls die beſtehenden 


eröffnet, jo endigt das Ver— 
ſicherungsverhältnis. 


$ 12. Auf eine Vereinbarung, 
nach welcher im Falle der Eröff— 
nung des Konkurſes über das 
Vermögen des Verſicherten das 
Verſicherungsverhältnis erlöſchen 
oder der Verſicherer befugt ſein 
ſoll, das Verſicherungsverhältnis 
ohne Einhaltung einer Kündi— 
gungsfriſt oder unter Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt von weniger 
als einem Monate zu kündigen, 
kann ſich der Verſicherer nicht 
berufen. 

$ 14 Abſ. 1. Wer einen Ber: 
ſicherungsvertrag ſchließt, hat alle 
ihm bei der Schließung bekannten 
Umſtände, die für die Übernahme 
der Gefahr erheblich ſind, dem 
Verſicherer anzuzeigen. 


geſetzlichen Beſtimmungen (Kon— 
kursordnung uſw.) demgemäß abge- 
ändert werden können: „Wird über 
das Vermögen des Verſicherers 
der Konkurs eröffnet, ſo iſt der 
Verſicherte davon durch den Kon- 
kursverwalter mittelſt eingeſchriebe— 
nen Briefes zu benachrichtigen. 
Vier Wochen nach Empfang dieſes 
Briefes endigt das Verſicherungs— 
verhältnis, falls nicht der Ber- 
ſicherte, dem beim Konkurs des 
Verſicherers das Kündigungsrecht 
ohne Einhaltung einer Friſt zuſteht, 
von dieſem Rechte Gebrauch 
gemacht hat.“ 

Die mindeſtens einzuhaltende 
Kündigungsfriſt müßte 3 Monate 
betragen, damit es dem Konkurs— 
verwalter möglich wird, ander— 
weitige Deckung des Riſikos zu 
finden. 


Es gehört ſicherlich zu den 
Pflichten des Verſicherten, bei dem 
Abſchluſſe des Vertrags dem Ver— 
ſicherer über die Gefahrumſtände 
Aufſchluß zu geben, jedoch wird er 
häufig nicht in der Lage ſein, ſelbſt 
zu beurteilen, ob ein Umſtand für 
die Übernahme der Gefahr erheb— 
lich iſt. Es erſcheint daher an— 
gemeſſen, dem Verſicherten anſtatt 
der Anzeigepflicht eine Auskunfts- 


$ 20 Abſ. 1. Im Falle einer 
Verletzung der Vorſchrift des $ 19 
kann der Verſicherer das Ver— 
ſicherungsverhältnis ohne Ein— 
haltung einer Kündigungsfriſt 
kündigen. Beruht die Verletzung 
nicht auf einem Verſchulden des 
Verſicherten, ſo hat der Verſicherte 
die Kündigung erſt mit Ablauf 
eines Monats gegen ſich gelten 
zu laſſen. 

§ 34 Abſ. 1 Satz 2. Kündigt 
der Verſicherer gemäß § 31 Abſ. 2, 
ſo kann er nur eine angemeſſene 
Geſchäftsgebühr, jedoch nicht mehr 
als den halben Betrag einer 
Jahresprämie, verlangen. 

§ 43. Soweit nach den Bor: 
ſchriften dieſes Geſetzes die Kenntnis 
des Verſicherers von Erheblichkeit 
iſt, ſteht die Kenntnis eines nur 
mit der Vermittlung von Verſiche— 
rungsgeſchäften betrauten Agenten 
der Kenntnis des Verſicherers nicht 
gleich. 

§ 53. Mehrfache Verſicherung 
desſelben Intereſſes bei verſchie— 
denen Verſicherern. 


pflicht aufzuerlegen, d. h. ihn zur 
wahrheitsgemäßen Beantwortung 
der ihm vom Verſicherer geſtellten 
Fragen zu verpflichten. 

Es ſoll in allen Fällen eine 
Kündigungsfriſt von einem Monate 
gewahrt bleiben. Falls dies nicht 
annehmbar erſcheint, ſoll der Ver— 
ſicherer ohne Einhaltung einer Kün— 
digungsfriſt jedenfalls nur dann 
kündigen können, wenn eine erheb— 
liche Erhöhung der Gefahr vorliegt. 


Wenn der Verſicherer gemäß 
s 31 Abſ. 2 kündigt, jo foll er 
nur die Prämie verlangen können 
für die Zeit, in der das Riſiko 
von ihm getragen wird. 


Die Kenntnis des Bermittlungs= 
Agenten muß der Kenntnis des 
Verſicherers dann gleichgeachtet 
werden, wenn ſie auf Mitteilungen 
beruht, die dem Agenten von dem 
Verſicherten zugegangen ſind. 


Hier wird der von dem Feuer— 
Verſicherungs-Schutzverbande bean— 
tragte Zuſatz empfohlen: „Eine 
Vereinbarung, wonach der Ver— 
ſicherer das Recht hat, vom Ver— 
trage zurückzutreten, ſobald ein 
Intereſſe anteilig bei einem andern 
Verſicherer verſichert wird, iſt, ab— 
geſehen von den Fällen einer 
betrügeriſchen Doppelverſicherung, 
ungültig.“ 


$ 55. Der Verſicherer iſt auch 
dann zur Leiſtung verpflichtet, wenn 
der Verſicherungsfall durch das 
Verhalten des Verſicherten herbei— 
geführt worden iſt, es ſei denn, 
daß das Verhalten auf Vorſatz 
oder grober Fahrläſſigkeit beruht. 

§ 59. Verzögerung der Sha- 
densregulierung. 


$ 63 Abſ. 1. Soweit gemäß 
$ 62 nach dem Eintritt eines Ver⸗ 
ſicherungsfalls das Verſicherungs— 
verhältnis fortbeſteht, iſt jeder Teil 
berechtigt, es zu kündigen, der Ber: 
ſicherer unter Einhaltung einer Friſt 
von einem Monate, der Verſicherte 
ohne Einhaltung einer Kündi— 
gungsfriſt. 

$ 66 Abſ. 2. Die Veräußerung 
iſt dem Verſicherer unverzüglich 
anzuzeigen. 

$ 86. Verſicherung beweglicher 
Sachen. 


§ 181. Offentliche Anſtalten 
nach Landesrecht. 


Ausſcheiden der Apothekenbetriebe aus der 


Handelskammerorganiſation. 


Dieſe für den Verſicherten 
äußerſt wichtige Beſtimmung muß 
zwingenden Rechtes werden. 


Es entſpricht der Billigkeit, daß 
wenigſtens nach Ablauf von drei 
Monaten Verzugszinſen gezahlt 
werden, falls kein Verſchulden des 
Verſicherten vorliegt. 

Die von dem Verſicherer ein— 
zuhaltende Kündigungsfriſt foll 
2 Monate betragen. Ferner ſoll 
die Kündigung ſowohl des Ver— 
ſicherers als des Verſicherten nur 
dann eintreten, wenn ein erheblicher 
Schaden vorliegt. 


Anſtatt „unverzüglich“ iſt zu 
ſetzen „binnen vier Wochen“. 


Hier iſt ein neuer Paragraph 
zuzufügen des Inhalts, daß beweg- 
liche Gegenſtände auch bei Orts— 
veränderungen, ſoweit ſolche zu 
dem üblichen Geſchäftsbetriebe ge— 
hören, verſichert bleiben, wenn 
durch die Ortsveränderung keine 
Erhöhung der Gefahr herbeigeführt 
wird. 

Das Geſetz ſoll in vollem Um— 
fange auch auf die öffentlichen 
Anſtalten Anwendung finden.“ 


Unter dem 30. September ging den Handelskammern nachſtehender 
Erlaß des Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe zu: 
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„Der Apothekerkammerausſchuß it in Übereinſtimmung mit der 
Mehrheit der Apothekerkammern vorſtellig geworden, die Apotheken— 
betriebe aus der Handelskammerorganiſation auszuſcheiden. Für die 
Apothekenbeſitzer wird, wie angenommen werden kann, in der Regel 
die Zugehörigkeit zur Handelskammer begründet ſein. Der Wunſch, aus 
dieſer Organiſation auszuſcheiden, wird damit begründet, daß der 
Apothekerſtand durch die Königliche Verordnung vom 2. Februar 1901 
(Geſ-⸗S. S. 49) eine beſondere Organiſation in den Apothekerkammern 
und dem Apothekerkammerausſchuß erhalten habe. 

Bevor ich in der Angelegenheit endgültig Stellung nehme, erſuche 
ich die Handelskammern, mir etwaige Bedenken, die von ihrem Stand— 
punkte aus gegen das Ausſcheiden der Apothekenbetriebe aus der 
Handelskammerorganiſation zu erheben ſein möchten, mitzuteilen. Sofern 
bis zum 1. Dezember d. J. kein Bericht eingeht, nehme ich an, daß 
ſolche Bedenken nicht zu erheben ſind.“ ; 

Wir erwiderten darauf, daß wir es nicht gerechtfertigt hielten, 
wenn den Apothekern das Ausſcheiden aus der Handelskammerorganiſation 
geſtattet würde, und begründeten dies, wie folgt: 

„Die Apothekenbeſitzer würden, auch wenn ſie nur die Anfertigung 
und den Verkauf von Arzneien betrieben, Kaufleute ſein kraft § 1 des 
Handelsgeſetzbuchs. Sie betreiben aber faſt durchgehend daneben nicht 
nur den Verkauf von Drogen und ähnlichen Waren, ſondern ſie führen 
auch ſolche Artikel, die mit der Arzneibereitung an ſich gar nichts zu 
tun haben und die auch von andern Kaufleuten geführt werden dürfen, 
wie z. B. Weine, Mineralwaſſer, Parfümerien. Wohl faſt alle Apotheken 
ſind auch, da der Umfang ihres Betriebs über die Grenzen des Klein— 
gewerbes hinausgeht, in das Handelsregiſter eingetragen und gehören 
daher der Handelskammerorganiſation an. Dies geſchieht eben auch 
deshalb mit Recht, weil die Haupttätigkeit der Handelskammern, die 
auf eine Verbeſſerung des Verkehrs und die Hebung der wirtſchaftlichen 
Lage ihrer Bezirkseingeſeſſenen gerichtet iſt, auch den Apotheken zugute 
kommt, ihnen ſogar in hervorragendem Maße, weil ſie, von ſeltenen 
Fällen abgeſehen, wegen ihrer privilegierten Stellung eine Konkurrenz 
bei erweiterter Abſatzmöglichkeit nicht zu fürchten haben. 

Das Ausſcheiden der Apotheken aus der Handelskammerorganiſation 
könnte aber doch nur dann befürwortet werden, wenn die Apotheker⸗ 
kammern zugunſten der Apotheker in der gleichen Richtung wirken würden, 
wie die Handelskammern es jetzt tun. Dies iſt aber, wie aus $ 2 der 
Verordnung vom 2. Februar 1901 zu erſehen iſt, nicht der Fall. Schon bei 
dem Umfange des Bezirks der einzelnen Apothekerkammern, die ſtets 
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19 
eine ganze Provinz umfaſſen, iſt eine Berücksichtigung der lokalen 
Intereſſen der einzelnen Apotheken nahezu ausgeſchloſſen. Der Nach— 
druck liegt eben bei den Apothekerkammern in der Wahrnehmung und 
Vertretung der Standesintereſſen der Apotheker. Es ſoll u. E. dadurch 
eine Hebung des Standesbewußtſeins und damit neben der wiljen- 
ſchaftlichen Vorbildung eine weitere Garantie für die ordnungsmäßige 
Ausübung ihres verantwortungsvollen Berufs geſchaffen werden. 

| Handelskammern und Apothekerkammern vertreten aljo gänzlich ver: 
ſchiedene Intereſſenkreiſe der Apotheker.“ 

Ausnahmetage gemäß § 159d und e 
der Gewerbeordnung. 

Die Beſtimmung des $ 139c der Gewerbeordnung, wonach in 
offenen Verkaufsſtellen und den dazu gehörenden Schreibſtuben und 
Lagerräumen den Gehilfen, Lehrlingen und Arbeitern nach Beendigung 
der täglichen Arbeitszeit eine ununterbrochene Ruhezeit von mindeſtens 
10, in Gemeinden von mehr als 20000 Einwohnern und bei Beſchäftigung 

von zwei oder mehr Gehilfen und Lehrlingen, von mindeſtens 11 Stunden 

zu gewähren ift, tritt nach $ 139d Ziffer 3 an jährlich höchſtens 30 

von der Ortspolizeibehörde allgemein oder für einzelne Geſchäftszweige 

zu beſtimmenden Tagen außer Kraft. Ferner dürfen nach § 139 e 

Abſ. 2 Ziffer 2 an höchſtens 40 von der Ortspolizeibehörde zu ` 

beſtimmenden Tagen die offenen Verkaufsſtellen über 9 Uhr abends, 

aber ſpäteſtens bis 10 Uhr, für den geſchäftlichen Verkehr geöffnet ſein. 

In Thorn hat daraufhin die Polizeibehörde folgende Beſtimmungen 
getroffen: Freigegeben zur unbeſchränkten Beſchäftigung des Perſonals 
ſind die 5 Wochentage vor Oſtern und Pfingſten, die 10 Wochentage 
vor Weihnachten und der 31. Dezember. 


Über 9 Uhr, doch ſpäteſtens bis 10 Uhr abends dürfen die 
Verkaufsſtellen für den geſchäftlichen Verkehr geöffnet ſein an den 
5 Wochentagen vor Oſtern und Pfingſten, an 20 Sonnabenden in den 
Monaten Juni bis Oktober, an den 10 Wochentagen vor Weihnachten 
und am 31. Dezember. 


ae 
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Daraufhin hatte ein Handlungsgehilfenverband bei der hieſigen 
Polizeiverwaltung beantragt, die Ausnahmetage erheblich zu beſchränken. 
Der Verband hielt es für ausreichend, wenn für die unbeſchränkte 
Beſchäftigung des Perſonals und die Offenhaltung der Läden bis 
10 Uhr folgende Tage feſtgeſetzt werden: 2 Werktage vor Oſtern, der 
Sonnabend vor Pfingſten, die 3 Sonnabende vor den 3 erſten Advents— 
ſonntagen und die Werktage vom 15. bis zum 23. Dezember. 


* 
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Von der Polizeiverwaltung aufgefordert, uns zu dieſem Antrage 
gutachtlich zu äußern, antworteten wir, nachdem wir durch Umfrage 
die Meinung der Ladeninhaber eingeholt hatten, daß wir den Antrag 
des Handlungsgehilfenverbandes nicht unterſtützen könnten, denn die 
überwiegende Zahl der hieſigen Ladeninhaber habe ein lebhaftes 
Intereſſe daran, daß die jetzt gemäß § 139d und e der G. O. zugelaſſenen 
Ausnahmetage beibehalten würden. 

Da daraufhin der Antrag des Verbandes an die Polizeiverwaltung 
abgelehnt wurde, beſchwerte ſich dieſer bei der Regierung und führte 
u. a. aus, die Bevölkerung habe ſich ſo an den Ladenſchluß um 9 Uhr 
gewöhnt, daß ihr die Ausnahmetage gar nicht bekannt ſeien. Da wir 
erſucht wurden, auch zu dieſen Ausführungen Stellung zu nehmen, 
erwiderten wir: 

„Die Angabe des Handlungsgehilfenverbandes, die Bevölkerung 
habe ſich ſo an den 9 Uhr-Ladenſchluß gewöhnt, daß ihr die Ausnahme— 
tage meiſtens gar nicht bekannt ſeien, entſpricht nicht den Tatſachen. 

Wenn das Offenhalten der Läden nach 9 Uhr keinem Bedürfnis 
entſpräche, ſo würden die Ladenbeſitzer doch in ihrem eigenen Intereſſe 
für die Aufhebung eintreten. Das Bedürfnis iſt aber vorhanden, und 
namentlich die Arbeiterbevölkerung macht reichlichen Gebrauch von den 
Ausnahmetagen, wie ſich dies bei der regen Bautätigkeit in den letzten 
Jahren deutlich gezeigt hat. Wenn erſt der Holzhafen im Bau begriffen 
iſt, wird ſich die Notwendigkeit, die Ausnahmetage beizubehalten, noch 
mehr erweiſen, da dann die Arbeiter, die in Thorn ihre Einkäufe 
machen wollen, erſt einen weiten Weg zurückzulegen haben. 

Den Intereſſen der Handlungsgehilfen iſt doch ſchon dadurch 
ausreichend Rechnung getragen, daß nur an 21 Tagen im Jahre — 
das ſind bloß 7 mehr, als ſie ſelbſt für notwendig erachten — das 
Perſonal unbeſchränkt beſchäftigt werden darf. Wenn nun außer dieſen 
Tagen noch 13 für das Offenhalten der Läden bis 10 Uhr freigegeben 
werden, ſo erwächſt den Gehilfen und Lehrlingen daraus kein Nachteil, 
da ihnen die I1jtündige Ruhezeit ja doch gewährt werden muß. Eine 
länger als 11 ſtündige Ruhezeit werden jie aber auch dann nicht erhalten, 
wenn an dieſen 19 Tagen die Läden bereits um 9 Uhr geſchloſſen 
würden.“ 


Flaſchenbierhandel. 


Im Januar d. J. wurde nachſtehender an die Herren Ober— 
präſidenten gerichtete Miniſterialerlaß bekannt: 

„In einem hier zur Vorlage gelangten Berichte iſt zur Sprache 
gebracht, daß der Flaſchenbierhandel und zwar ſowohl der von feſten 


Verkaufsſtätten aus, wie auch der mittelſt Wagen betriebene einen 
verderblichen Umfang angenommen habe und dazu diene, weite Kreiſe 
namentlich der arbeitenden Bevölkerung zur Trunkſucht zu verleiten. 
Es iſt hervorgehoben, daß von den Flaſchenbierwagen aus der 
Bevölkerung das Bier geradezu aufgedrängt werde; daß man, namentlich 
in induſtriellen Bezirken, vielfach Gelegenheit habe, ganze Familien 
mit Weib und Kind und den Koſtgängern betrunken in den Straßen 
zu ſehen und daß in den Arbeiterhäuſern das auf den Tiſchen ſtändig 
herumſtehende Flaſchenbier auffalle. Von den Beſitzern der Flaſchen— 
bierwagen würden ganz beſonders die Lohn- und Abſchlagszahlungs— 
tage benutzt, um möglichſt viel Bier zu verkaufen. Es wird als dringend 
wünſchenswert bezeichnet, den Flaſchenbierhandel allgemein konzeſſions⸗ 
pflichtig und von dem Nachweiſe eines vorhandenen Bedürfniſſes 
abhängig zu machen. 

Der Hauſierhandel mit Flaſchenbier iſt ſchon jetzt nach $ 56 
Nr. 1 der Reichsgewerbeordnung verboten, es liegt aber die Vermutung 
nahe, daß dieſen Verbotsbeſtimmungen zuwider gehandelt wird. Es 
trifft dieſes dann immer zu, wenn von dem Wagen einer Bierbrauerei 
oder eines Bierhändlers aus ein Verkauf von Flaſchenbier ohne vorherige 
Beſtellung außerhalb des Gemeindebezirks oder Wohnorts oder der 
gewerblichen Niederlaſſung ſtattfindet. 


Innerhalb des Gemeindebezirks, des Wohnorts oder der gewerb— 
lichen Niederlaſſung iſt zwar der Verkauf und das Feilbieten von 
Flaſchenbier von Haus zu Haus oder auf öffentlichen Wegen, Straßen, 
Plätzen oder an andern öffentlichen Orten nach $ 42a der Reihs- 
gewerbeordnung geſtattet; es kann aber nach den Vorſchriften in 
$ 42b a. a. O. auch in ſolchen Fällen der Flaſchenbierhandel auf 
öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder an andern öffentlichen 
Orten oder ohne vorherige Beſtellung von Haus zu Haus von der 
Erteilung einer Erlaubnis, allerdings ohne Prüfung der Bedürfnisfrage, 
abhängig gemacht werden. 

Ew. Exzellenz erſuchen wir ergebenſt um eine gefällige Außerung 
darüber: 

1. ob bezüglich des Flaſchenbierhandels in der dortigen Provinz 
ähnliche, wie die oben erwähnten Mißſtände hervorgetreten 
ſind; 

2. ob und mit welcher Wirkung die durch die jetzige Geſetzgebung 
ſchon gebotenen Maßregeln zur Bekämpfung der Mißſtände 
zur Anwendung gebracht ſind; 
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3. ob die zur Bekämpfung vorgeſchlagene Maßregel der Einfüh⸗ 
rung einer, von dem Bedürfniſſe abhängigen Erlaubnis zum 
Flaſchenbierhandel zweckmäßig und durchführbar erſcheint oder 

welche andern Vorſchläge dortſeits zu machen ſind.“ 

Trotzdem wir zu einer gutachtlichen Außerung nicht aufgefordert 
wurden, hielten wir es angeſichts der bedrohten Intereſſen der Bier— 
brauereien und des Flaſchenbierhandels für notwendig, uns gegen 
die in Ausſicht genommene Beſchränkung auszuſprechen, weshalb wir 
folgende Eingabe an den Herrn Oberpräſidenten richteten: 


„Durch den Miniſterialerlaß vom 4. Januar ſind unſre Brauereien 
und Bierverſandgeſchäfte in eine gewiſſe Beunruhigung verſetzt worden, 
und wenn wir auch annehmen dürfen, daß Ew. Exzellenz angeſichts 
der Verhältniſſe in unſrer Provinz ſich gegen jede Einſchränkung des 
Flaſchenbierhandels ausſprechen werden, ſo wollen wir doch nicht 
verſäumen, auch unſrerſeits hierfür einzutreten, zumal da wir von 
verſchiedenen Seiten darum erſucht worden ſind. Unſre Brauereien, 
namentlich die kleinern und mittlern, haben jetzt ſchon ſchwer genug 
um ihre Exiſtenz zu kämpfen, und es ijt zweifellos, daß ihnen eine 
weitere erhebliche Schädigung erwachſen würde, wenn man den 
Flaſchenbierhandel erſchwerte. Zu einer ſolchen Erſchwerung liegt aber, 
wenigſtens für die Provinz Weſtpreußen, kein Grund vor, da die in 
dem Miniſterialerlaß erwähnten Mißſtände hier nicht hervorgetreten 
ſind. Zur Trunkſucht werden die Leute hier nur durch die unendliche 
Zahl von Schnapsſchenken verleitet, und dieſen übermäßigen Schnaps- 
genuß gilt es in erſter Linie zu bekämpfen. Dies geſchieht aber am 
beſten dadurch, daß man die Bevölkerung mehr und mehr an den Genuß 
des Bieres gewöhnt, und hier kann namentlich ein ausgedehnter 
Flaſchenbierhandel ſegensreiche Wirkungen ausüben. Dieſer Handel 
hat aber bei uns noch lange nicht den Umfang angenommen, den 
wir im Intereſſe der Verdrängung des Branntweins wünſchen möchten, 
und es iſt daher wohl notwendig, Erleichterungen für ihn zu ſchaffen, 
nicht aber Erſchwerung. Es iſt uns übrigens auch nicht bekannt, daß 
entgegen der Beſtimmung des § 56 Nr. 1 der Reichsgewerbeordnung 
Hauſierhandel mit Flaſchenbier hier getrieben wird. Wir bitten daher 
Ew. Exzellenz gehorſamſt, hochgeneigteſt darauf hinwirken zu wollen, 
daß keine Maßregeln getroffen werden, die die Einführung einer von 
dem Bedürfniſſe abhängigen Erlaubnis zum Flaſchenbierhandel 
bezwecken.“ 
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2. Sonſtige Induftrie- und Sandelsangelegendeiten. 


Deutſcher Handelstag. 


Dem Geſchäftsbericht des Generalſekretärs von der 30. Boll 
verſammlung des Deutſchen Handelstags, die am 24. und 25. März 
in Berlin tagte, entnehmen wir folgendes: 

Der Präſident des Deutſchen Handelstags richtete am 9. März 1903 
an den preußiſchen Handelsminiſter eine Eingabe, in der eine Anderung 
des Handelskammergeſetzes dahin beantragt wurde, daß die Zugehörig— 
keit zur Handelskammer, falls die Eintragung in das Handelsregiſter 
vorliege, nicht von dem Nachweis der Kaufmannseigenſchaft abhängig 
gemacht werden könne. Der Miniſter teilte hierauf am 9. April 1903 
mit, die Eingabe ſei als Material zu den Akten genommen worden. 

Auf eine Beſchwerde der Handelskammer zu Stolp, daß eine 
Reichs⸗Marinebehörde bei dem Erſuchen um Namhaftmachung geeigneter 
Sägewerke für ſtaatliche Lieferungen die Handelskammer umgangen 
und ſich nur an die Landwirtſchaftskammer gewandt habe, richtete 
der Präſident des Deutſchen Handelstags am 16. Januar 1904 an 
den Staatsſekretär des Reichs-Marineamts eine Eingabe. Der Staats— 
ſekretär des Reichs-Marineamts teilte hierauf am 13. Februar 1904 
mit, er habe ſ. Z. für die Heranziehung kleinerer Sägewerke zu Holz⸗ 
lieferungen an die Kaiſerlichen Werften die gleichen Maßnahmen 
angeordnet, deren ſich die Eiſenbahnverwaltung bediene; lediglich 
darauf ſei die vorzugsweiſe Heranziehung der Landwirtſchaftskammern 
zurückzuführen; in Zukunft werde auch die Unterſtützung der Handels— 
kammern in Anſpruch genommen werden. — Infolge dieſer Bezug: 
nahme auf die Eiſenbahnverwaltung richtete der Präſident des Deutſchen 
Handelstags am 17. Februar 1904 auch an den preußiſchen Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten die Bitte, in Fällen der angeführten Art auch 
die Handelskammern zu berückſichtigen. Der Miniſter erwiderte hierauf 
am 2. März 1904, die für die Eiſenbahnverwaltung getroffene Maß⸗ 
regel bezwecke hauptſächlich die Förderung der Verwendung inländiſchen 
Holzes kleiner Waldbeſitzer; zur Vermittlung der in Rede ſtehenden 
Beſchaffungen erſchienen deshalb vorwiegend die Landwirtſchaftskammern 
geeignet. Bislang ſeien übrigens nur ganz geringe Mengen in dieſer 
Weiſe beſchafft worden. 

Die Kommiſſion betr. Verkehr verhandelte am 3. November 1903 
über eine Reihe Vorſchläge für den im Jahre 1905 ſtattfindenden 
Weltpoſtvereins-Kongreß. Der Ausſchuß ſtimmte am 7. Dezember 1903 
den Beſchlüſſen der Kommiſſion mit einigen Anderungen zu. Die vom 
Ausſchuß gefaßten Beſchlüſſe ſind dem Staatsſekretär des Reichspoſt⸗ 
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amts und den größeren Handelskammern der am Weltpoſtverein 
beteiligten Staaten mitgeteilt worden. — Die noch nachträglich von 
Mitgliedern des Deutſchen Handelstags eingegangenen Vorſchläge für 
den Weltpoſtvereins-Kongreß beſchloß der Vorſtand am 5. Februar 1904 
der Kommiſſion betr. Verkehr zur Beratung zu überweiſen. 

Die Kommiſſion betr. Verkehr ſprach ſich am 3. November 1903 
dafür aus, daß die Frage der Gründung engerer Poſtvereine mit 
Nachbarländern nach dem Muſter des Vereins mit Oſterreich- Ungarn 
von Handelstags wegen weiterverfolgt werde. Der Ausſchuß ſtimmte 
am 7. Dezember 1903 dem Antrage der Kommiſſion zu. Die Angelegen— 
heit iſt zur weitern Bearbeitung der Kommiſſion betr. Verkehr über⸗ 
wieſen worden. 

Der Ausſchuß beſchloß am 7. Dezember 1903 entſprechend dem 
Antrage der Kommiſſion betr. Verkehr, den von der Handels- und 
Gewerbekammer zu Augsburg geſtellten Antrag auf Einführung der 
Poſtanweiſungsumſchläge nach württembergiſchem Muſter im ganzen 
Deutſchen Reiche zu befürworten. Eine entſprechende Eingabe richtete der 
Präſident des Deutſchen Handelstags am 4. Februar 1904 an den 
Staatsſekretär des Reichspoſtamts. 

Die Handels- und Gewerbekammer zu Zittau beantragte, der 
Deutſche Handelstag möge für eine Herabſetzung der Telegramm— 
gebühren im internationalen Verkehr eintreten. Die Angelegenheit iſt 
der Kommiſſion betr. Verkehr überwieſen. 


Die Kommiſſion betr. Verkehr beriet am 3. November 1903 über 
Vorſchläge für die Reform der Perſonentarife. Unter Berückſichtigung der 
Verhandlungen der Kommiſſion faßte der Ausſchuß am 7. Dezember 1903 
folgende Beſchlüſſe: 1. Feſtſtellung des Preiſes für einfache Fahrkarten 
auf die Hälfte der jetzt in Preußen für gewöhnliche Rückfahrkarten 
gültigen Preiſe, unbeſchadet der beſtehenden beſondern Vergünſtigungen 
für den Nah- und Vorortverkehr. 2. Beſeitigung der Zuſchläge für 
Benutzung der Schnellzüge. 3. Erhebliche Ermäßigung der Gepäck— 
fracht unter Beſeitigung des Freigepäcks. 4. Beibehaltung der vierten 
Wagenklaſſe. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſtimmte am 8. Dezember 
1903 dem Vorſchlage der Kommiſſion betr. Verkehr zu, daß bei der 
Gewichtsberechnung bei der Fracht für Stückgut nicht mehr je angefangene 
10 kg für voll gelten, ſondern Beträge unter 5 kg gar nicht, Beträge 
von 5 kg ab für 10 kg gerechnet werden jollen. Ein entſprechender 
Antrag wurde am 16. Februar an den Ausſchuß der Verkehrsintereſſenten 
gerichtet. ; 
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Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags trat am 8. Dezember 
1903 entſprechend den Vorſchlägen der Kommiſſion betr. Verkehr dafür 
ein, daß die beſtehenden internationalen direkten Frachttarife erhalten 
bleiben und daß Wünſchen auf Ausdehnung dieſer Tarife auf mehr 
Stationen und mehr Waren nach Möglichkeit entſprochen werde. Der 
Präſident des Deutſchen Handelstags richtete am 11. Februar 1904 
eine entſprechende Eingabe an die deutſchen Staatseiſenbahnver⸗ 
waltungen. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags lehnte am 8. Dezember 
1903, entſprechend dem Vorſchlage der Kommiſſion betr. Verkehr, einen 
Antrag der Handelskammer zu Wiesbaden ab, nach dem die Einführung 
des Frankaturzwanges für zurückgeſandte leere Emballagen befür- 
wortet werden ſollte. Einen Antrag der Handelskammer zu Worms, 
dieſen Gegenſtand auf die Tagesordnung der nächſten Vollverſammlung 
des Deutſchen Handelstags zu ſetzen, lehnte der Ausſchuß gleichfalls 
ab, indem er den Gegenſtand als nicht geeignet für eine Behandlung 
in der Vollverſammlung bezeichnete. 

Die Handelskammer zu Coblenz hatte die Einberufung einer 
außerordentlichen Vollverſammlung des Deutſchen Handelstags bean— 
tragt zwecks Stellungnahme zu den Beſtrebungen auf Einführung von 
Schiffahrtsabgaben auf natürlichen Waſſerſtraßen. Der Präſident des 
Deutſchen Handelstags hat daraufhin, um Klarheit über die Stellung 
der preußiſchen Regierung zu erhalten, die preußiſchen Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten und für Handel und Gewerbe aufgeſucht und 
von dieſen die Erklärung erhalten, daß die preußiſche Regierung nicht 
die Abſicht habe, einen Antrag auf Einführung von Schiffahrtsabgaben 
einzubringen. Der Ausſchuß gab hierauf am 7. Dezember 1903 folgende 
Erklärung ab: „Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags ſieht im 
Hinblick auf die ihm vom Präſidenten gemachte Mitteilung, daß die 
preußiſche Regierung nicht den nach Anſicht des Ausſchuſſes verwerflichen 
Plan der Belaſtung der natürlichen Waſſerſtraßen mit Abgaben verfolge, 
zurzeit von einer Erörterung dieſer Angelegenheit ab. Er erwartet 
jedoch, daß der Vorſtand ſofort den Ausſchuß berufe, wenn er erkennen 
ſollte, daß die jetzt nicht vorliegende Gefahr die Induſtrie und den 
Handel Deutſchlands bedroht.“ . 

Auf Beranlajjung der Handelskammer zu Görlitz richtete der 
Präſident des Deutſchen Handelstags an den preußiſchen Miniſter für 
Handel und Gewerbe die Bitte, den preußiſchen Handelskammern 
möge Gelegenheit gegeben werden, ſich rechtzeitig zu den geplanten 
Anderungen der Maß- und Gewichtsordnung zu äußern. Der Miniſter 
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teilte hierauf am 15. Februar 1904 mit, daß der Entwurf der neuen 
Maß- und Gewichtsordnung noch nicht endgültig feſtgeſtellt fei; dem 
Reichskanzler ſei von dem Wunſche der Handelskammern Kenntnis 
gegeben worden und der Miniſter werde die Angelegenheit im Auge 
behalten. 

Der Vorſtand des Deutſchen Handelstags richtete am 9. März 
1903 an das Reichsbankdirektorium eine Eingabe, in der beantragt 
wurde, daß im Giroverkehr der Reichsbank von den Nebenſtellen mit 
nur einem Beamten auch Beträge von weniger als 3000 Mk. unmittelbar, 
d. h. ohne Vermittlung der vorgeſetzten Bankanſtalt überwieſen werden 
können. Auf die Eingabe teilte das Reichsbankdirektorium am 
17. März 1903 mit, daß die angeregte Erweiterung der Befugniſſe 
der nur von einem Beamten verwalteten Reichsbanknebenſtelle einer 
erneuten Prüfung unterzogen werde. Am 16. Juli 1903 teilte das 
Reichsbankdirektorium weiter mit, daß dem Antrage des Vorſtandes 
des Deutſchen Handelstags allgemein nicht entſprochen werden könne, 
daß aber die Reichsbankanſtalten mit Anweiſung verſehen worden 
ſeien, wonach in beſonders eiligen Fällen gegen eine Gebühr von 
30 Pf. für jede Überweiſung auch die Reichsbanknebenſtellen mit nur 
einem Beamten zu einer direkten Aviſierung der Uberweijungen ohne 
Vermittlung der vorgeſetzten Bankanſtalt befugt ſeien. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags beſchloß am 8. Dezember 
entſprechend einem Antrage der Handelskammer zu Stolp, beim 
preußiſchen Miniſter für Handel und Gewerbe dafür einzutreten, daß 
den Handelskammern bei Beſchwerden in Sachen der Eintragungen 
in das Handelsregiſter Befreiung von der Zahlung barer Auslagen 
gewährt werde. Eine entſprechende Eingabe iſt vom Präſidenten des 
Deutſchen Handelstags am 4. Februar 1904 an den preußiſchen 
Handelsminiſter gerichtet worden. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags beſchäftigte fih am 
8. Dezember 1903 mit der Frage der Gerichtsferien. Ein Antrag auf 
völlige Beſeitigung der Gerichtsferien wurde mit 17 gegen 16 Stimmen 


abgelehnt, und es wurde beſchloſſen, darauf hinzuwirken, daß die 


Forderungen aus Warenlieferungen zu Ferienſachen erklärt werden. 
Eine entſprechende Eingabe richtete der Präſident des Deutſchen Handels— 
tags am 8. Februar 1904 an den Bundesrat; Abdrücke der Eingabe 
ſind den zuſtändigen Zentralbehörden der Bundesſtaaten überreicht 
worden. 

Auf Beſchluß des Ausſchuſſes des Deutſchen Handelstags vom 
8. Dezember 1903 richtete der Präſident des Deutſchen Handelstags 
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am 10. Dezember an den Reichskanzler eine Eingabe, in der um eine 
Beſeitigung der Mißſtände, die ſich aus den für die Vollſtreckung 
deutſcher Urteile in Oſterreich und umgekehrt geltenden Beſtimmungen 
ergeben, gebeten wurde. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags beſchloß am 8. Dezember 
1903 entſprechend einem Antrag der Handelskammer zu Stuttgart, 
dafür einzutreten, daß die Zollverwaltung für Waren in öffentlichen 
Niederlagen in gleicher Weiſe hafte wie gemäß dem Handelsgeſetzbuch 
der Lagerhalter. Eine entſprechende Eingabe richtete der Präſident 
des Deutſchen Handelstags am 5. Februar 1904 an den Bundesrat. 

Der Präſident des Deutſchen Handelstags richtete am 13. Mai 1903 
an den Staatsſekretär des Innern eine Eingabe, in der gebeten wurde, 
die gegenwärtig durch das Deutſche Handelsarchiv und die Nachrichten 
für Handel und Induſtrie bewirkten Veröffentlichungen über ausländiſche 
Zolltarife und Zolltarifentſcheidungen dahin zu erweitern, daß auch 
über die ausländiſchen Warenverzeichniſſe zu den Zolltarifen regel— 
mäßig berichtet werde, zum mindeſten aber bekannt gemacht werde, 
welche ausländiſchen Staaten Warenverzeichniſſe beſäßen, welche rechtliche 
Bedeutung ihnen zukomme, und von wo die Verzeichniſſe bezogen 
werden könnten. In der Eingabe wurde ferner gebeten, mitzuteilen, 
ob in den Veröffentlichungen im Deutſchen Handelsarchiv und in den 
Nachrichten für Handel und Induſtrie über Zolltarifentſcheidungen 
das zugängliche amtliche Material vollſtändig oder nur auszugsweiſe 
wiedergegeben werde; welchen Organen dieſes Material entnommen 
ſei und von wo dieſe Organe bezogen werden könnten; endlich wurde 
angeregt, die praktiſche Handhabung des vorhandenen Materials dadurch 
zu erleichtern, daß neben oder in Verbindung mit der ſyſtemaliſchen 
Zuſammenſtellung der Zolltarife auch eine ſyſtematiſche Zuſammen— 
ſtellung der Zolltarifentſcheidungen hergeſtellt würde. Der Staats— 
ſekretär des Innern erteilte auf dieſe Eingabe am 10. September 1903 
eine Antwort, in der eine Anzahl von Staaten, in denen amtliche 
Warenverzeichniſſe vorhanden, ſowie die Stellen, durch die dieſe 
Verzeichniſſe bezogen werden können, bezeichnet wurden; gleichzeitig 
wurden Angaben über die rechtliche Bedeutung der ausländiſchen 
Warenverzeichniſſe, über die amtlichen Organe, denen das Material 
für die Veröffentlichung im Deutſchen Handelsarchiv und den Nach— 
richten für Handel und Induſtrie entnommen wird und über die bei 
der Wiedergabe ſolcher Nachrichten herrſchenden Grundſätze gemacht; 
die Herausgabe einer ſyſtematiſchen Zuſammenſtellung der Tarif— 
entſcheidungen nach Art der ſyſtematiſchen Zuſammenſtellung der Zoll— 
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tarife wurde unter Hinweis auf den großen Umfang und den ſchnellen 
Wechſel des Materials abgelehnt. 

Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags faßte am 8. Dezember 
1903 folgenden Beſchluß: „Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags 
ſtellt entſchieden in Abrede, daß ein Grund für die geſetzliche Fejt 
legung der Arbeitszeit von Gehilfen und Lehrlingen in ſolchen 
Kontoren des Handelsgewerbes und kaufmänniſchen Betrieben, die 
nicht mit offenen Verkaufsſtellen verbunden ſind, vorliegt. Die 
Anlegung einer geſetzlichen Schablone widerſtrebt dem innerſten Weſen 
der Induſtrie und des Großhandelbetriebes und wird daher praktiſch 
in vielen Fällen undurchführbar ſein. Sie würde auch in ideeller 
und ſozialer Beziehung verderblich wirken, weil ſie geeignet iſt, die 
Auffaſſung der kaufmänniſchen Angeſtellten von der Bedeutung ihrer 
eigenen Arbeit herabzudrücken und das gute Verhältnis zwiſchen 
Prinzipalen und Angeſtellten zu ſtören. Der Ausſchuß des Deutſchen 
Handelstags kann daher im Intereſſe der Induſtrie und des Handels— 
gewerbes, ſowie der in ihnen tätigen Prinzipale wie Angeſtellten nur 
dringend befürworten, von dem Verſuche einer geſetzlichen Regelung 
der Arbeitszeit in den obengenannten Betrieben Abſtand zu nehmen.“ 
Eine entſprechende Eingabe richtete der Präſident des Deutſchen Handels— 
tags am 9. Februar 1904 an den Bundesrat. Abdrücke der Eingabe 
ſind den zuſtändigen Zentralbehörden der Bundesſtaaten übermittelt 
worden. 

Der Vorſtand des Deutſch-Evangeliſchen Frauenbundes beantragte, 
der Deutſche Handelstag möge dahin wirken, daß die Beſtimmungen 
über die Sitzgelegenheit für Angeſtellte in offenen Verkaufsſtellen von 
allen Geſchäftsinhabern durchgeführt würden. Den Mitgliedern des 
Deutſchen Handelstags wurde anheim gegeben, auf die Durchführung 
der beſtehenden Vorſchriften, ſoweit die Verhältniſſe in ihren Bezirken 
dazu Veranlaſſung geben, hinzuwirken. 


Der Ausſchuß des Deutſchen Handelstags lehnte am 8. Dezember 
1903 einen Antrag der Handelskammer zu Metz ab, daß der Handlungs- 
gehilfe, der bei Dienſtunfähigkeit infolge unverſchuldeten Unglücks ſeinen 
Anſpruch auf Gehalt und Unterhalt bis zu 6 Wochen behält, ſich den 
Betrag anrechnen laſſen müſſe, der ihm für die Zeit der Dienſtunfähigkeit 
aus einer auf Grund geſetzlicher Verpflichtung beſtehenden Kranken— 
oder Unfallverſicherung zukommt. 

Die Handelskammer zu Sorau wünſchte, daß der Deutſche 
Handelstag zu der Bevorzugung der Landwirte durch das Verkaufs— 
ſyndikat der Kaliwerke Stellung nehme. Der Ausſchuß des Deutſchen 
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Handelstags beſchäftigte jih am 8. Dezember 1903 mit dieſer Angelegen— 
heit und beſchloß, den preußiſchen Miniſter für Handel und Gewerbe 
zu bitten, ſeinen Einfluß im Kaliſyndikat dafür einzuſetzen, daß beim 
Einkauf von Kali die Händler den Landwirten gleichgeſtellt würden. 

Der Vorſtand des Deutſchen Drogiſten-Verbands beantragte, der 
Deutſche Handelstag möge dafür eintreten, daß durch eine Anderung 
des Süßſtoffgeſetzes vom 7. Juli 1902 den Drogenhändlern der Verkauf 
von Süßſtoff unter denſelben Bedingungen wie den Apothekern geſtattet 
werde, und daß ferner den Drogenhändlern die Abgabe der Heil- 
und Geheimmittel gewährt werde, deren Verkauf in Apotheken ohne 
ärztliche Anweiſung geſtattet ſei. Die Angelegenheit iſt der Kommiſſion 
betr. Kleinhandel überwieſen. 

Von der Vollverſammlung des Deutſchen Handelstags wurden 
folgende Reſolutionen gefaßt: 

1. Zur Börſengeſetz-Novelle. 

J. Nach den Erfahrungen der letzten Jahre muß der Deutſche 
Handelstag den in ſeiner Erklärung vom 8. Januar 1901 ausgedrückten 
Wunſch entſchieden wiederholen, daß das Börſenregiſter beſeitigt und 
die Unterſagung des Börſenterminhandels in Getreide und Mühlen- 
fabrikaten, ſowie in Anteilen von Bergwerks- und Fabrik Unter⸗ 
nehmungen wieder aufgehoben werde, weil nur dadurch eine Geſundung 
der Verhältniſſe herbeigeführt werden kann. 

l. Der Deutſche Handelstag erkennt indeſſen an, daß die Novelle 
gegenüber den ſchweren Mißſtänden, die durch das Börſengeſetz und 
deſſen Auslegung entſtanden ſind, einen Fortſchritt zum Beſſern bedeutet, 
muß jedoch folgende Zuſätze und Anderungen zur Novelle als notwendig 
bezeichnen: 

1. Die nach $ 48 Abſ. 2 künftig zuzulaſſenden Waren-Lieferungs— 
geſchäfte ſind durch einen neuen Abſatz (3) gegen jeden Cin- 
wand aus den $$ 762 und 764 B. G. B. zu ſchützen. 

2. Zu $ 66 Abſ. 1 empfiehlt ſich ein Zuſatz, wonach für beide 
Teile die Eintragung in das Handelsregiſter der Eintragung 
in das Börſenregiſter gleichſteht. 

3. Im $ 67a Satz 2 muß es heißen: berufsmäßig oder gewohn— 
heitsmäßig. 

4. Im $ 68a Abſ. 1 Satz 1 iſt zu jagen, daß die Erfüllung 
nur verweigert werden kann, wenn der Schuldner vor dem 
Ablauf einer Woche dem Gläubiger gegenüber die Weigerung 
ſchriftlich und ausdrücklich erklärt hat, und es ijt in einem 

neuen Abſatz (3) feſtzuſtellen, daß die Erfüllung nicht ver- 
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weigert werden kann bezüglich derjenigen Börſentermingeſchäfte, 

die in einem ausdrücklich und ſchriftlich anerkannten Saldo 

einer Kontokorrent-Abrechnung enthalten ſind. Dies mindeſtens 
dann, wenn bei Zuſendung der Kontokorrent-Abrechnung 
ſchriftlch darauf hingewieſen ijt, daß in dem Saldo Börjen- 
termingeſchäfte enthalten find. 

5. Im $ 68b Abſ. 3 Satz 2 iſt zum Ausdruck zu bringen, daß 
in der Erklärung die Wertpapiere nach Gattung, Zahl und 
Nennwert oder nach dem Höchſtbetrage zu bezeichnen ſind, 
bis zu welchem die Wertpapiere als Sicherheit haften ſollen. 

6. Im $ 69 Abſ. 1 ift neben dem § 764 auch der $ 762 
B. G. B. zu zitieren, und demgemäß die Faſſung des Abſ. 3 
zu ändern. 

Im Art. 2 iſt die volle Rückwirkung des Geſetzes auszuſprechen 
durch Streichung der Worte: „Die Vorſchriften über die Wirk— 
ſamkeit eines Schuldanerkenntniſſes, ſowie einer beſtellten 
Sicherheit jedoch nur dann, wenn das Schuldanerkenntnis oder 
die Sicherheitsbeſtellung nach dem Inkrafttreten erfolgt iſt. 

2. Zum Reichsſtempelgeſetz. 

Die Höhe des Effektenſtempels hat ſowohl auf die Emiſſions⸗ 
wie auf die Arbitragegeſchäfte, die wiederholte Erhöhung des Umſatz— 
ſtempels nicht nur auf die Abritagegeſchäfte, ſondern auch auf die 
geſamte Tätigkeit der Börje und insbejonderw auf den Effektenverkehr 
eine höchſt nachteilige Wirkung ausgeübt und demgemäß auch die 
Konkurrenzfähigkeit der deutſchen Börſen und des deutſchen Bankier⸗ 
gewerbes gegenüber dem Auslande ſtark beeinträchtigt. 

Es muß deshalb ſowohl eine durchgreifende Ermäßigung des 
Effektenſtempels insbeſondere für ausländiſche Renten und Schuld⸗ 
verſchreibungen, als eine erhebliche Herabſetzung des Umſatzſtempels 
und die völlige Befreiung der Umſätze in Reichs- und Staatsanleihen, 
ſowie aller Umſätze unter 600 Mk. und der Arbitragegeſchäfte vom 
Umſatzſtempel als dringend notwendig bezeichnet werden. 

Der Deutſche Handelstag erwartet, daß die angekündigte Novelle 
zum Reichsſtempelgeſetz dieſen Wünſchen Rechnung tragen wird. 
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3. Zum Geſetzentwurf über den Verſicherungsvertrag. 
Die lang erſehnte und vom Deutſchen Handelstag am 22. März 
1899 und 9. Januar 1901 geforderte privatrechtliche Regelung des 
Verſicherungsweſens hat durch die Veröffentlichung des im Reichs— 
Juſtizamt aufgeſtellten Entwurfs eines Geſetzes über den Verſicherungs— 


vertrag eine weſentliche Förderung erfahren. Für die Löſung der 
ſchwierigen Aufgabe bildet der Entwurf eine dankenswerte Grundlage, 
und insbeſondere iſt anzuerkennen, daß er in der Abwägung und 
Berückſichtigung der Intereſſen der Verſicherer und der Verſicherten im 
großen und ganzen das Richtige trifft. Den Beſonderheiten der einzelnen 
Verſicherungszweige muß noch in höherem Maße Rechnung getragen 
werden, und auch ſonſt iſt manche der Beſtimmungen des Entwurfs 
änderungsbedürftig. Der Deutſche Handelstag erwartet, daß die in 
dieſer Richtung von ſeinem Ausſchuß auf Grund fünftägiger Ver⸗ 
handlungen einer Kommiſſion geäußerten Wünſche eine angemeſſene 
Beachtung erfahren. Unter dieſen Wünſchen befindet ſich auch der, 
daß die nach Landesrecht errichteten öffentlichen Anſtalten allen Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes unterworfen werden, ſoweit nicht für Verſicherungen, 
die bei ihnen unmittelbar kraft Geſetzes entſtehen oder infolge eines 
geſetzlichen Zwanges genommen werden, Ausnahmen unbedingt geboten 
ſind. Die über dieſe Grenze hinausgehende Befreiung der öffentlichen 
Anſtalten mit Zwangsverſicherung von den Vorſchriften des Geſetzes 
und die völlig ungerechtfertigte Ausnahmeſtellung der öffentlichen 
Anſtalten ohne Zwangsverſicherung muß aus dem Entwurf beſeitigt 
werden, damit das Geſetz nach Möglichkeit dem Verlangen nach einem 
von den Schlacken partikularen Rechts und von Sonderrechten befreiten 
allgemeinen und gerechten Reichsgeſetz entſpricht und aufs wirkſamſte 
dazu beiträgt, das deutſche Volk dem großen Ziele einer einheitlichen 
Regelung des bürgerlichen Rechts immer näher zu bringen. 


4. Zur Zuſtändigkeit im Veredelungsverkehr. 


Von der großen Bedeutung des zollfreien autonomen Veredelungs— 
verkehrs überzeugt, beklagt der Deutſche Handelstag die Schädigungen, 
welche die ungleichmäßige Handhabung der Bewilligung dieſes Verkehrs 
durch die einzelnen Bundesſtaaten für Induſtrie und Handel des 
Deutſchen Reichs herbeiführt. Er erklärt es daher für dringend 
erforderlich, daß das Recht der Gewährung dieſes Verkehrs geſetzlich 
einer Reichsbehörde überwieſen wird, und ſetzt hierbei voraus, daß 
deren Entſcheidungen auf Grund einer angemeſſenen Würdigung der 
in den verſchiedenen Teilen des Reichs vorhandenen Intereſſen und 
mit der notwendigen Schnelligkeit erfolgen. 

5. Zum Inkrafttreten des neuen Zolltarifs und neuer 
Handelsverträge. 


Die bevorſtehende Einführung des Zolltarifs vom 25. Dezember 
1902 und Erſetzung der beſtehenden Handelstarifverträge durch neue 
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wird die Grundlagen des deutſchen Außenhandels in erheblichem 
Maße verändern. 

Wie der Herr Reichskanzler bereits in einer Rede von 11. Februar 
d. J. anerkannt hat, iſt es notwendig, daß der Übergang zu dem 
künftigen Zuſtand ſich glatt und ohne Erſchütterung vollziehe. Dies 
iſt aber nur dann erreichbar, wenn zwiſchen der Entſcheidung über den 
künftigen Zuſtand und ſeinem Eintritt ein größerer Zeitraum liegt, der 
es ermöglicht, die ſchwebenden geſchäftlichen Beziehungen zum Auslande 
ungeſtört abzuwickeln und ſich auf die veränderten Verhältniſſe hin— 
reichend vorzubereiten. 

Dieſe Übergangsfriſt ſollte, entſprechend der in den geltenden 
Handelstarifverträgen enthaltenen und auch in die künftigen Verträge 
aufzunehmenden Kündigungsfriſt auf ein Jahr bemeſſen werden. 


6. Zum Geſetzentwurf über die Kaufmannsgerichte. 


Der Deutſche Handelstag hat mit Befriedigung Kenntnis davon 
genommen, daß er ſich mit dem Herrn Staatsſekretär des Innern in 
Übereinſtimmung darin befindet, daß der Bildung weiterer Sonder— 
gerichte die Verbeſſerung des amtsgerichtlichen Verfahrens vorzuziehen 
iſt. Er ſpricht ſein lebhaftes Bedauern darüber aus, daß der Bundesrat 
durch Mehrheitsbeſchluß zur Regelung der Entſcheidung von Streitig— 
keiten aus dem kaufmänniſchen Dienſt- und Lehrverhältnis einen andern 
Weg beſchritten und den Entwurf eines Geſetzes, betreffend Kaufmanns— 
gerichte, dem Reichstage vorgelegt hat. 

Für dieſen Fall hat der Deutſche Handelstag am 19. März 1903 
eine Reihe von Wünſchen geäußert, ſieht ſich aber in der Erwartung, 
daß der Bundesrat ſie berückſichtigen würde, bitter getäuſcht. Nur 
darin entſpricht der Geſetzentwurf jenen Wünſchen, daß er die Berufungs— 
ſumme auf 300 Mark feſtſetzt und die Zulaſſung von Rechtsanwälten 
vorſieht. Unerfüllt geblieben ſind die Wünſche, daß eine Angliederung 
der Kaufmannsgerichte an die Amtsgerichte unter Vereinfachung, 
Beſchleunigung und Verbilligung des Verfahrens erfolge, für die 
Wahl der Beiſitzer ein Verfahren unter ſinngemäßer Anwendung der 
für die Wahl der Schöffen beſtehenden Vorſchriften eingeführt werde, 
Streitigkeiten aus der ſogenannten Konkurrenzklauſel, falls beide Parteien 
es beantragen, zur Zuſtändigkeit des Kaufmannsgerichts gehören und 
das Kaufmannsgericht nicht zu Gutachten verpflichtet und zu Anträgen 
berechtigt ſein ſolle. 

Der Deutſche Handelstag hält dieſe Wünſche nach wie vor auf— 
recht, da er Wert darauf legt, daß durch die Verbindung der Kaufmanns- 
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gerichte mit den Amtsgerichten der Zerſplitterung der Rechtspflege nach 
Möglichkeit vorgebeugt, der Nutzen der Kaufmannsgerichte, indem ſie 
an allen Amtsgerichtsorten errichtet werden, in weiteſtem Umfange 
gewährt, einer Vereinbarung der Parteien, Streitigkeiten aus der 
Konkurrenzklauſel durch das Kaufmannsgericht entſcheiden zu laſſen, 
kein Hindernis bereitet, durch die Art der Beiſitzerwahl kein Anlaß zu 
Agitationen geboten und die Rechtſprechung der Kaufmannsgerichte 
nicht durch ihre Ausnutzung zur Erſtattung von Gutachten und 
Stellung von Anträgen beeinträchtigt werde. 

Zu Beſchlüſſen, die von der VI. Reichstagskommiſſion zur Anderung 
des Entwurfs gefaßt ſind, nimmt der Deutſche Handelstag die Stellung 
ein, daß Streitigkeiten aus der Konkurrenzklauſel, die unter Umjtänden 
verwickelte Rechtsfragen enthalten, nicht gegen den Willen einer Partei 
der Entſcheidung des Kaufmannsgerichts zu unterwerfen ſeien und die 
von der Kommiſſion beſeitigte Zulaſſung von Rechtsanwälten wieder- 
hergeſtellt werden ſollte. 

Der Deutſche Handelstag ſpricht die Hoffnung aus, daß ſeinen 
Wünſchen noch bei der endgültigen Geſtaltung des Geſetzes Rechnung 
getragen werde. 


7. Zum Verkehr mit Nahrungs- und Genußmitteln. 


Zur Beſeitigung oder Minderung erheblicher Mißſtände, die in 
der Behandlung des Verkehrs mit Nahrungs- und Genußmitteln durch 
die Behörden und die Gerichte zutage getreten ſind, macht der Deutſche 
Handelstag die folgenden Vorſchläge: 

1. Herſtellung einer Sammlung von Begriffsbeſtimmungen und 
Handelsgebräuchen im Gebiete des Nahrungs- und Genuß⸗ 
mittelgewerbes, um die Bedingungen feſtzulegen, unter denen 
nach Anſicht der beteiligten Induſtrie⸗ und Handelszweige 
Nahrungs- und Genußmittel als handelsübliche, unverfälſchte 
und nicht geſundheitsſchädliche Waren gelten ſollen. 

2. Veröffentlichung der techniſchen Materialien für in Ausſicht 
genommene Verordnungen und Geſetze in bezug auf den 
Verkehr mit Nahrungs- und Genujmitteln. 

3. Aufhebung des $ 367 Nr. 7 des Strafgeſetzbuchs, wonach 
beſtraft wird, wer verfälſchte oder verdorbene Getränke oder 
Eßwaren feilhält oder verkauft. Es ſollen in dieſer Hinſicht 
nur die Strafbeſtimmungen des Nahrungsmittelgeſetzes gelten. 

4. Regelung der Kontrolle des Verkehrs mit Nahrungs— und 
Genußmitteln in der Weiſe, daß nach Anhörung der zur 
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Vertretung von Induſtrie und Handel berufenen Körper— 

ſchaften einheitliche Grundſätze für das Deutſche Reich auf— 
geſtellt werden, daß dieſe Kontrolle durch ſachverſtändige 
Perſonen ausgeübt und dabei ein Hauptgewicht darauf gelegt 
wird, durch Belehrung und Warnung Verſtößen gegen die 
geſetzlichen Beſtimmungen und anerkannten Handelsgebräuche 
vorzubeugen. 

5. Fürſorge dafür, daß vor der Erhebung von Anklagen und 
während des weiteren Verfahrens Sachverſtändige auf Vorſchlag 
der zur Vertretung von Induſtrie und Handel berufenen 
Körperſchaften zugezogen und deren Gutachten eingeholt werden. 


Anwendung des Permerfs „Portopflichtige Dienſtſache““ 


für Poſtſendungen der Handelskammern. 

Unter dem 12. Februar d. J. ging den Handelskammern nach— 
ſtehender Erlaß des Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe zu: 

„Aus Anlaß mehrerer Vorſtellungen von ſeiten der Handelskammern, 
daß ihnen die Anwendung des Vermerks „Portopflichtige Dienſtſache“ 
für ihre dienſtlichen Briefſendungen geſtattet werden möchte, hat der 
Herr Staatsſekretär des Reichs-Poſtamts nach Benehmen mit mir 
folgende Entſcheidung getroffen: 
Reichs-Poſtamt. 

III. 1749 B. Berlin W 66, den 23. Januar 1904. 

Mit Rückſicht darauf, daß die preußiſchen Handelskammern 
wiederholt durch die Rechtſprechung, insbeſondere durch das Ober— 
verwaltungsgericht und das Kammergericht, in mehrfacher Hinſicht als 
Behörden anerkannt worden ſind, ſollen ſie fortan berechtigt ſein, die 
von ihnen ausgehenden unfrankierten dienſtlichen Briefſendungen 
nach Maßgabe der Bekanntmachung des General-Poſtamts vom 
28. November 1871 mit dem Vermerk „Portopflichtige Dienſtſache“ zu 
verſehen. Die ſo bezeichneten und mit dem Siegel oder Stempel der 
Handelskammer verſehenen Sendungen ſind mithin von dem Zuſchlag— 


porto befreit. gez. Kraetke. 


Ich teile den Handelskammern dieſe Entſcheidung mit dem 
Bemerken mit, daß ſie den Poſtanſtalten durch den Herrn Staats— 
ſelretär des Reichs-Poſtamts bekannt gegeben worden iſt.“ 


v. Goßler⸗Stiftung 


an der Techniſchen Bochſchule zu Danzig. 


Auf Veranlaſſung des Vereins Oſtdeutſcher Induſtrieller iſt 
kürzlich eine „v. Goßler⸗Stiſtung an der Techniſchen Hochſchule zu 
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Danzig, E. V.“ gegründet worden, der auch die Kammer als ſtiftendes 
Mitglied beigetreten iſt. Gemäß ſeinen Satzungen bezweckt dieſer 
Verein, das Andenken des verſtorbenen Oberpräſidenten der Provinz 
Weſtpreußen Herrn Staatsminiſters D. Dr. v. Goßler durch Verleihung 
von Stipendien an weſtpreußiſche Studierende der Techniſchen Hod- 
ſchule in Danzig zu ehren und lebendig zu erhalten. 


vereidigung eines Sachverſtändigen für Bolz. 


Aus Intereſſentenkreiſen war uns der Wunſch zugegangen, daß 
ein Sachverſtändiger für Holz für gerichtliche Zwecke vereidigt werden 
möchte. Auf unſern Antrag hin iſt Herr Hans Illgner in Thorn 
vom Königlichen Landgericht vereidigt und in das Verzeichnis der für 
den hieſigen Landgerichtsbezirk im allgemeinen beeideten Sach— 
verſtändigen eingetragen worden. 


II. Verkehrsweſen. 
1. Eiſen bahnen. 


Bezirkseiſenbahnrat. 


Im Jahre 1903 fanden 2 ordentliche Sitzungen des Bezirks⸗ 
eiſenbahnrats ſtatt, und zwar am 12. Juni in Königsberg, am 
25. November in Bromberg. Auf beiden Sitzungen waren wir durch 
unſer Mitglied, Herrn Stadtrat Dietrich, vertreten. Auf der erſten 
Sitzung wurde der Antrag, Südfrüchte (Apfelſinen, Mandarinen, 
Zitronen) während der Wintermonate Dezember, Januar, Februar 
und März zum gewöhnlichen Frachtguttarif als Eilgut zu befördern, 
mit großer Stimmenmehrheit angenommen. Der Antrag der Kauf— 
mannſchaft zu Elbing, betr. Gleichſtellung der Tarife für die Beförderung 
von Getreide und Mühlenerzeugniſſen nach Elbing mit denen nach 
Danzig und Königsberg, wurde mit allen gegen 3 Stimmen abgelehnt. 
U. a. war ſodann noch folgender Antrag eingebracht worden: 

„um auch weniger bemittelten Kreiſen der Bevölkerung die 
Benutzung der billigen Ferienzüge von Berlin nach Frankfurt a. M., 
Stuttgart, Baſel, München zu ermöglichen, wolle der Bezirkseiſenbahnrat 
dem Herrn Miniſter dringend empfehlen, zu dieſen Ferienzügen Sonder— 
züge von Königsberg einſtellen zu laſſen zu ermäßigten Fahrpreiſen, 
welche die freie Rückfahrt mit beliebigen Zügen geſtatten. Danzig und 
den auf der Route Königsberg Berlin liegenden Städten würde die 
gleiche Fahrpreisermäßigung zu gewähren ſein.“ 

Der Antrag wurde einſtimmig angenommen mit dem Zuſatz, 
daß den Wünſchen des Bezirkseiſenbahnrats, falls Sonderzüge nicht 
3* 


gefahren werden können, auch durch eine Ermäßigung der Fahrpreiſe 
um 50 9% entſprochen werde. 

In der Sitzung vom 25. November wurde einſtimmig beſchloſſen, 
die Königliche Eiſenbahnverwaltung zu erſuchen, die Artikel Mergel 
und Kalk zum Düngen im Bereiche des Bezirkseiſenbahnrats für die 
Eiſenbahndirektionsbezirke Bromberg, Danzig und Königsberg allgemein 
in den Ausnahmetarif für Wegebauſtoffe zu verſetzen. 

Von dem Vertreter der Kaufmannſchaft in Königsberg i. P. 
war folgender Antrag eingebracht worden: 


„Der Bezirkseiſenbahnrat wolle beſchließen, die Eiſenbahnverwaltung 
zu erſuchen, zwiſchen Königsberg i. Pr. und Berlin ein drittes D-Zug- 
paar noch für den Sommerfahrplan des Jahres 1904 einzulegen. 

Begründung: 

Schon ſeit Jahren leidet der Durchgangsverkehr zwiſchen Königs— 
berg und Berlin unter großer Überfüllung der Wagen. Die Ablenkung 
des Perſonenverkehrs mit Berlin aus dem norbójtlihen Teile der 
Provinz Oſtpreußen von Inſterburg aus über Thorn hat ſich für die 
Entlaſtung der Strecke Königsberg — Berlin ebenſo unzureichend erwieſen, 
wie die Einlegung eines beſondern Nachtzugpaares zwiſchen Danzig 
und Berlin über Dirſchau. 

Das Reiſebedürfnis erweiſt ſich als ein dauernd ſteigendes und 
beſonders für den Geſchäftsmann heißt es dabei „Zeit erſparen“; des— 
wegen werden gerade die Nachtzüge, bei welchen es in erſter Linie 
beachtungswert erſcheint, daß eine Überfüllung bezw. eine volle Beſetzung 
der Coupés vermieden werde, mit beſonderer Vorliebe, wenn auch nicht 
aus Neigung benutzt, um nicht einen vollen Tag auf der Reiſe, bezw. 
zwei volle Tage bei Hin- und Rückfahrt zu verlieren. Geſchäftsleute 
ſind vielfach in der Lage, ihre Geſchäfte bis 1 Uhr mittags hier ſowohl, 
wie in Berlin erledigen zu können und wenn ihnen die Möglichkeit 
gegeben wird, durch einen zwiſchen 1 und 2 Uhr mittags von hier 
bezw. gleichzeitig von Berlin abgehenden D-Zug Berlin bezw. Königs— 
berg zwiſchen 11 und 12 Uhr nachts zu erreichen, ſo gewinnen ſie faſt 
zwei volle Arbeitstage und können dabei doch die notwendige Nacht— 
ruhe genießen. 

Daß die Einlegung eines ſolchen dritten D-Zugpaares ſich für die 
Eiſenbahnverwaltung gleich im erſten Jahre rentieren würde, dürfte 
außer Zweifel ſtehen. 

Ich beantrage daher bereits in den Sommerfahrplan des Jahres 
1904 ein D Zugpaar, welches Berlin und Königsberg zwiſchen 1 und 
2 Uhr mittags verläßt und nach nicht mehr als 10ſtündiger Fahrt, 
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aljo mit möglichſt wenig Aufenthaltsſtationen in Königsberg bezw. 
Berlin eintrifft, einzulegen. 

Sehr wünſchenswert wäre es, daß dieſes Zugpaar Anſchlüſſe von 
und nach Inſterburg, möglichſt ſogar über Tilſit bis Memel erhält, 
ohne daß ich aber einen bezüglichen Antrag ſtelle.“ 

Dieſer Antrag wurde angenommen ohne den Zuſatzantrag unſres 
Vertreters, dieſe Züge über die Linie Thorn — Marienburg zu führen. 

Bei Beſprechung des beſtehenden Fahrplans ſtellte unſer Vertreter 
den Antrag auf einen unmittelbaren Anſchluß nach Thorn an den 
um 8 Uhr 9 Min. nachmittags in Inowrazlaw eintreffenden D-Zug 15 
mit folgender Begründung: 

„Das reiſende Publikum, welches mit dem D-Zug 15 aus Breslau, 
Poſen in Inowrazlaw um 8% eintrifft, muß bis zur Weiterfahrt nach 
Thorn faſt 2 Stunden auf den nächſten Zug warten und trifft 
infolgedeſſen erſt um 108 in Thorn ein, alſo 1 Stunde 15 Min. zu 
ſpät, um den um 9% nach Alexandrowo Warſchau abgehenden Zug 
benutzen zu können. 

Der beantragte direkte Anſchluß liegt ferner im dringenden 
Intereſſe der Einwohner Thorns und derjenigen Reiſenden, welche 
die öſtlichen Bahnſtrecken zur Weiterfahrt benutzen wollen und denen 
man eine Wartezeit von 2 Stunden in Inowrazlaw nicht gut 
zumuten kann.“ 

Dieſem Antrage hat die Eiſenbahnverwaltung durch Einlegung 
des Zuges 67 Inowrazlaw Thorn Marienburg im neuen Fahrplan 
entſprochen. 

Da Ende des Jahres 1903 das Mandat der Mitglieder des 
Bezirkseiſenbahnrats abgelaufen war, wurden in unſrer Sitzung vom 
16. Januar Neuwahlen vorgenommen, wobei Herr Stadtrat Dietrich 
als Mitglied, Herr Bankdirektor Aſch als ſtellvertretendes Mitglied 
wiedergewählt wurde. 


Uferbahn. 


Unter dem 3. Februar 1904 richteten wir folgende Eingabe an 
die Königliche Eiſenbahndirektion zu Bromberg: 

„Nach dem zwiſchen der Königlichen Eiſenbahndirektion und dem 
hieſigen Magiſtrat im Februar v. J. geſchloſſenen Nachtragsvertrag 
iſt die Thorner Uferbahn vom 1. März 1903 ab als Tarifſtation für 
Wagenladungen in die Gütertarife aufgenommen worden. Damit iſt 
aber nicht unſerm ſeit vielen Jahren vorgetragenen Wunſche nach 
Umwandlung der Uferbahn in eine Station entſprochen worden, da 
die Königliche Eiſenbahndirektion die Errichtung einer ſtaatlichen 


Abfertigungsſtelle auf der Uferbahn zunächſt nicht in Ausſicht genommen 
hat. Mit dieſer Beſchränkung hat aber die Aufnahme der Uferbahn 
als Tarifſtation in die Gütertarife nur geringen Wert für Handel und 
Verkehr unſrer Stadt. Alle die Erleichterungen, die die Umwandlung 
in eine Station ſonſt mit ſich bringt, ſind ausgeblieben, und auch die 
Frachten ſind jetzt im Durchſchnitt wohl kaum billiger geworden, denn 
wenn auch bei einer Reihe von Stationen Verbilligungen eingetreten 
ſind, ſo hat dagegen auch bei einer Reihe andrer eine Verteuerung 
ſtattgefunden, und bei dem Reſt ſind die Frachten gleich hoch geblieben. 
Zum Beweis hierfür führen wir folgende Beiſpiele an: 
1. Strecke Bromberg — Uferbahn: 
Allgemeine Wagenladungsklaſſe 
koſtete früher 42 Mk. Fracht + 3 Mk. Überführungsgebühr — 45 Mt. 
koſtet jet 44 „ J 1 Mk. Rangiergebühr — 45 
Spezialtarif I 
früher 29 + 3 = 32 Mt, jetzt 33 +1 = 34 Mk. 
2. Strecke Culmſee — Uferbahn: 
Allgemeine Wagenladungsklaſſe 
früher 23 +3 = 26 Mt, jetzt 26 + 1 = 27 Mk. 
Spezialtarif III ; 
früher 12 + 3 = 15 Mk, jetzt 13 + 1 = 14 Mk. 
3. Amſee — Uferbahn: 
Spezialtarif III 
früher 18 + 3 = 21 Mt, jetzt 19 + 1 = 20 Mt 
Da uns ſonach die Uferbahn durch Umwandlung in eine Tarif- 
ſtation keine nennenswerten Vorteile gebracht hat, eine günſtige 
Geſtaltung der Verkehrsverhältniſſe auf der Uferbahn aber für uns 
von um ſo größerer Bedeutung ſein würde, als der projektierte neue 
Bahnhof weit ab von der Stadt gebaut werden ſoll, ſo geſtatten wir 
uns, ergebenſt und dringend zu bitten, die Uferbahn in eine wirkliche 
Station umzuwandeln. Schon die Art der Frachtberechnung iſt jetzt 
ungünſtig für uns, indem die Frachten nicht durchgerechnet werden. 
Jetzt wird an die Strecke Verſand- (oder Empfangs-) Station Thorn 
Hauptbahnhof die Strecke Thorn Hauptbahnhof —Uferbabn ſtets mit 
4 km angeſtoßen, eine Berechnung, die für uns ſchon deshalb nicht 
günſtig iſt, weil die Entfernung zwiſchen Hauptbahnhof und Empfangs— 
ſtelle an der Uferbahn doch nur wenig über 3 km betragen dürfte. 
Würden die Frachtſätze durchgerechnet werden, ſo würden bei einem 
großen Teil der Relationen für die Strecke Hauptbahnhof—Uferbahn 
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nur 3 km in Berechnung tommen, weshalb wir bitten, dieje Fracht: 
berechnung künftig für die Uferbahn durchzuführen. 

Solange die Uferbahn noch Privatanſchlußgleis war, das von 
dem Hauptbahnhofe aus bedient wurde, mußte man ſich darein finden, 
daß auch bei den Stationen rechts der Weichſel die Fracht für die 
Strecken Verſandſtation Hauptbahnhof -+ Überführungsgebühr berechnet 
wurde. Nachdem die Uferbahn aber Tarifſtation geworden iſt, iſt dieſe 
Berechnung nicht mehr angängig. Es muß daher bei allen rechts der 
Weichſel gelegenen Stationen bei der Frachtberechnung nur die Strecke 
Verſand⸗ (Empfangs-) Station — Thorn Stadt Uferbahn angerechnet 
werden, denn es kann dem Verfrachter nicht zugemutet werden, für den 
für ihn gänzlich nutzloſen Transport über die Brücke und zurück Fracht 
zu zahlen. Ob bei denjenigen Wagen, für die kein beſonderer Standort 
verlangt wird, die Erhebung einer Rangiergebühr gerechtfertigt erſcheint, 
wollen wir dahin geſtellt ſein laſſen, da hier die Verhältniſſe doch 
nicht wie auf einer gewöhnlichen Station liegen, ſo lange die Stadt 
Thorn Eigentümerin der Uferbahn bleibt und für deren Benutzung 
eine gewiſſe Entſchädigung erhebt. 

Allgemein gewünſcht wird aber die Verlängerung der Ent- und 
Beladefriſt die je mit 4 Stunden jetzt außerordentlich kurz bemeſſen 
iſt, gegenüber der normalen Friſt von 12 Stunden. Hier müßte die 
Friſt wenigſtens auf 6 Stunden feſtgeſetzt werden. Einen Übelſtand 
möchten wir bei dieſer Gelegenheit noch erwähnen. Es wird darüber 
geklagt, daß die Empfänger häufig über den Eingang der Wagen 
auf der Uferbahn benachrichtigt werden, ohne daß die Wagen zu der 
angegebenen Zeit eintreffen, ſo daß die Geſpanne unnütz zur Bahn 
geſchickt werden. 

Am bedauerlichſten iſt aber das Fehlen einer ſtaatlichen Abferti⸗ 
gungsſtelle auf der Uferbahn. Jetzt erfolgt die Abnahme der auf der 
Uferbahn beladenen Wagen erſt bei Ankunft des Uferbahnzugs, 
während der Verfrachter doch in der Lage ſein müßte, die Wagen 
ſofort nach erfolgter Beladung einem Beamten zu übergeben, der 
auch die Plomben anzulegen hätte. Ein weiterer aus dem Fehlen 
einer Abfertigungsſtelle hervorgehender Mißſtand iſt es, daß die Ein⸗ 
löſung der Frachtbriefe jetzt auf dem Stadtbahnhofe erfolgt, die Frankatur 
jedoch nur auf dem Hauptbahnhofe vorgenommen werden kann, wo 
auch Frachtbriefduplikate ausgeſtellt werden. Wir bitten darum, daß, 
wenigſtens ſo lange kein Beamter an der Uferbahn angeſtellt iſt, 
nicht nur die Einlöſung der Frachtbriefe, ſondern auch die Frankatur 
und Duplikaterteilung auf dem Stadtbahnhofe erfolgen kann. 
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Die Königliche Eiſenbahndirektion würde uns zu großem Danke 
verpflichten durch wohlwollende Prüfung und tunlichſte Berückſichtigung 
der von uns vorgetragenen Wünſche.“ 

Darauf erhielten wir unter dem 5. Mai nachſtehenden Beſcheid: 

„Bevor nicht zu überſehen iſt, inwieweit durch die bevorſtehende 
Amänderung der Bahnhofsanlage in Mocker die Thorner Bahnhofs⸗ 
verhältniſſe beeinflußt werden, vermögen wir der Frage einer Um— 
wandlung der Tarifſtation Thorn Uferbahn in eine wirkliche Station 
nicht näher zu treten, umſoweniger als neue, beſonders ins Gewicht 
fallende Gründe hierfür nicht bekannt geworden ſind. 

Es muß zugeſtanden werden, daß die Beſchränkung, die Frankierung 
der von der Uferbahn zu befördernden Sendungen nur auf dem 
Hauptbahnhofe vornehmen zu können, gewiſſe Unbequemlichkeiten für 
das Publikum in ſich ſchließt. 

Nach unſern Feſtſtellungen wird indeſſen nur ein verſchwindend 
kleiner Teil der Verſender davon berührt. Für die verkehrsſtärkſten 
Monate September bis Dezember 1903 liegen im ganzen nur 44 
Frankierungen vor. Von dieſen entfällt noch dazu der größte Teil 
(31) auf ſolche Intereſſenten, die auf dem Hauptbahnhofe ſtändig 
einen Vertreter halten, denen alſo durch die Notwendigkeit, dort zu 
frankieren, keine ſonderliche Erſchwernis erwächſt. 

Die Zahl der übrigen (13 in 4 Monaten) iſt aber zu gering 
gegenüber den erheblichen Koſten, welche die Einrichtung der Perſonen⸗ 
Halteſtelle Thorn Stadt zur Annahme von Frachtzahlungen und zur 
Ausfertigung von Duplikaten erfordern würde. 

Wir bedauern, Ihren Wünſchen in dieſer Richtung nicht nad- 
kommen zu können. 

Ebenſowenig ſind wir jedoch in der Lage, die Ent- und Belade— 
frijt zu verlängern. Dieſe Friſt, die nach dem Vertrage mit der Stadt 
Thorn ſogar auf 2 Stunden herabgeſetzt werden kann, ijt in Berück⸗ 
ſichtigung der zeitraubenden Rangierbewegungen, die mit der Über— 
führung der Wagen nach der Uferbahn verbunden ſind, mit 4 Stunden 
ausreichend bemeſſen. 

Zum Schluſſe wollen wir noch darauf hinweiſen, daß gewiſſe 
Vorteile, welche die Intereſſenten aus dem jetzigen Zuſtande ziehen, 
mit der Einrichtung einer Abfertigungsſtelle auf der Uferbahn ihnen 
verloren gehen würden. So brauchen z. B. jetzt die Frachtbriefe erſt 
nach Zuſammenſtellung des Zuges abgegeben zu werden, während bei 
dem Beſtehen einer Abfertigungsſtelle die Papiere bereits vor Beginn 


. 
der Rangierzeit vorliegen müßten, wenn die Wagen nicht zurückbleiben 
ſollten. 

Wegen der Meldung der Ladungen an die Empfänger vor der 
Laderechtſtellung iſt das Weitere veranlaßt.“ 

Bahnhof Mocker. 

Das Projekt der neuen Bahnhofsanlage Mocker, auf die in dem 
vorſtehenden Beſcheid Bezug genommen wird, gab der Kammer Ber- 
anlajjung, im Oktober nachſtehende Eingabe dem Herrn Regierungs= 
präſidenten in Marienwerder zugehen zu laſſen: l 

„Ew. Hochwohlgeboren berichten wir gehorjamit, daß das von 
der Eiſenbahnverwaltung im Thorner Kreishauſe öffentlich ausgelegte 
Projekt eines neuen Bahnhofs ganz und gar nicht den Wünſchen 
entſpricht, die wir bezüglich der Umgeſtaltung der Thorner Bahnhofs 
verhältniſſe hegen. Wenn durch das Projekt nur die unzulänglichen 
Verhältniſſe des jetzigen Bahnhofs Mocker beſeitigt werden ſollten, ſo 
müßte man ſich ohne weiteres damit einverſtanden erklären. Es geht 
jedoch aus dem Umfange der geplanten Anlage hervor, daß damit 
auch gleichzeitig das Bedürfnis Thorns nach einem neuen Bahnhofe 
auf dem rechten Weichſelufer befriedigt werden ſoll, und die vorgeſehene 
Lage läßt erkennen, daß die jetzige Brücke nach wie vor als Übergang 
für die Eiſenbahn benutzt werden ſoll, womit dann auch die Durch— 
führung unſres Antrags, eine neue Eiſenbahnbrücke beim Pilz zu 

| errichten und hier auf dem rechten Ufer, in der Nähe der Stadt einen 

neuen Bahnhof zu bauen, für abſehbare Zeit ausgeſchloſſen ſein 

würde. Wir müſſen aber daran feſthalten, daß nur durch die An⸗ 

nahme unſres Antrags die Thorner Bahnhofsfrage eine allſeitig 
| befriedigende Löſung finden würde. 

| Wenn man aber feſt entſchloſſen ſein ſollte, die jetzige Eiſenbahn⸗ 

N brücke beizubehalten, jo würde allerdings die Anlage eines Bahnhofs 

| auf dem rechten Weichjelufer nicht in der Nähe der Stadt, ſondern 

| erſt an der projektierten Stelle möglich jein. Dann aber müßte 

N wenigjtens für denjenigen Teil von Thorn, der nach dem an dem 

jenſeitigen Ufer liegenden Hauptbahnhofe zu grawitiert, eine bequeme 

' Verbindung durch den Bau einer neuen Brücke für den Wagen- und 

Fußgängerverkehr geſchaffen werden. Dies iſt um ſo unabweisbarer, 

als vorausſichtlich bald ein zweites Gleis über die Eiſenbahnbrücke 

| gelegt und dieje damit für den übrigen Verkehr geſperrt werden wird. 
| Das neue Projekt enthält aber keinerlei Andeutungen, noch weniger 
| einen fejten Plan über den Bau einer neuen Brücke. 

| Wir erheben daher im Namen von Handel und Induſtrie der 


Stadt Thorn Widerſpruch gegen das ausgelegte Projekt, das unſern 
Verkehrsbedürfniſſen nicht entſpricht und ohne gleichzeitigen Bau 
einer neuen Brücke überhaupt unannehmbar iſt. Wir bitten 
Ew. Hochwohlgeboren gehorſamſt, dieſen Widerſpruch zur Kenntnis 
Sr. Exzellenz, des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten, zu 
bringen, und gleichzeitig Ew. Hochwohlgeboren Einfluß zugunſten 
einer beſſern Geſtaltung unſrer Bahnhofsverhältniſſe hochgeneigteſt 
verwenden zu wollen.“ 

Zwecks landespolizeilicher Prüfung des Entwurfs fand am 
11. Dezember in Mocker Termin ſtatt, worüber folgendes Protokoll 
aufgenommen wurde: 

1. Unter Bezugnahme auf die Eingaben an den Regierungs- 
Präſidenten vom 23. bezw. 29. Oktober 1903 heben die Vertreter des 
Magiſtrats und der Handelskammer Thorn hervor, daß im Intereſſe 
des Verkehrs unbedingt erforderlich ſei, 

a. der Bau einer Straßenbrücke zur Verbindung der Innenſtadt 

mit dem Hauptbahnhofe, 

b. die Anlage eines zweiten Gleiſes über die beſtehende Eiſen— 

bahnbrücke, 

c. eine geeignete Verbindung mit der Uferbahn. 

2. Im Anſchluß an den landrätlichen Bericht vom 17. November 
1903 tragen Herr Landrat Dr. Meiſter, die Vertreter des Magiſtrats, 
der Handelskammer und der Gemeinde Mocker vor, daß in km 140,4 
eine Überführung oder Unterführung der verlegten Lindenſtraße im 
Intereſſe des Verkehrs dringend erforderlich ſei. Die Kommiſſare des 
Regierungs-Präſidenten treten dieſen Ausführungen bei. Die Vertreter 
der Königlichen Eiſenbahndirektion erkennen an, daß eine derartige 
Anlage wünſchenswert ſei, behalten ſich aber angeſichts der dadurch 
entſtehenden großen Koſten und techniſchen Schwierigkeiten nochmalige 
Prüfung vor. l 

3. Der Landrat, der Gemeindevorſteher von Moder, die Vertreter 
des Magiſtrats und der Handelskammer heben hervor, daß die Linden- 
ſtraße, Wilhelmſtraße und die Waſſerſtraße in ihrem jetzigen Zuſtande 
für die Ausführung des vorgelegten Bahnhofsplans nicht ausreichend 
ſeien; die drei genannten Straßen müßten, wenigſtens teilweiſe, ver- 
breitert und ſonſt ausgebaut werden; die dadurch entſtehenden Koſten 
müßten von der Eiſenbahnverwaltung getragen werden. Die Vertreter 
der Königlichen Eiſenbahndirektion lehnen dieſe Forderung ab. Die 
Kommiſſare des Regierungs- Präſidenten behalten ſich weitere Er- 
klärung vor. 


4. Auf Wunſch des Bejigers Auguſt Krüger-Mocker erklären die 
Vertreter der Königlichen Eiſenbahndirektion, daß zwiſchen ſeinem Lande 
und dem Bahngelände ein Zaun errichtet werden wird. 

5. Herr Stadtrat Dietrich beantragt, genügenden Raum vot- 
zuſehen, um am Ladegleiſe private Güterſchuppen anlegen zu können. 


Kleinbahn Thorn Leibitſch. 


Die Kleinbahn-Aktiengeſellſchaft Thorn —Leibitſch hatte im Mai 
1903 beantragt, im Übergangsderkehr zwiſchen den Stationen der 
Kleinbahn und denen der Staatseiſenbahn die ſtaatsbahnſeitig zu 
erhebenden Abfertigungsgebühren um den Betrag von 2 Pf. für 

100 kg zu ermäßigen. Auf Erſuchen der Königlichen Eiſenbahndirektion 
zu Bromberg hatten wir uns zu dieſem Antrage gutachtlich zu äußern 
wobei wir ſchrieben: 

„Der Königlichen Eiſenbahndirektion teilen wir ergebenſt mit, 
daß die von der Kleinbahn-Aktiengeſellſchaft Thorn — Leibitſch beantragte 
Ermäßigung der Abfertigungsgebühr um 2 Pf. für 100 kg im all⸗ 
gemeinen Intereſſe von uns befürwortet werden muß. Dieſe Herab- 
ſetzung würde den Verkehr auf der Kleinbahn, der ja leider bis jetzt 
noch nicht den erwarteten Umfang angenommen hat, nicht unbeträchtlich 
heben. Nach den von uns eingezogenen Erkundigungen würden die 
Gramtſchener Ziegeleiwerke, die jetzt ſowohl für den Bezug ihrer 
Kohlen als auch für den Verſand ihrer Fabrikate das Anſchlußgleis 
nach Papau benutzen, nach Ermäßigung der Abfertigungsgebühr ihre 
Güter ausſchließlich auf der Kleinbahn verfrachten. Die für die Stadt 
Thorn beſtimmten Ziegeln würden allerdings trotz der Ermäßigung 
nach wie vor mittelſt Fuhrwerk verfrachtet werden, da ſich für 1000 
Ziegeln die Transportkoſten bei Benutzung der Bahn auf 5,55 Mk, 
bei Benutzung von Fuhrwerk dagegen nur auf 5 ME. jtellen würden. 

Das Hauptintereſſe an der Frachtverbilligung hat ja ohne 
Zweifel die Leibitſcher Mühle, doch da deren Standpunkt bereits in 
dem Schreiben der Kleinbahn-Aktiengeſellſchaft vom 20. Mai d. J. 
ausführlich dargelegt worden iſt, ſo erübrigt es ſich für uns, darauf 
zurückzukommen. Es iſt aber in Betracht zu ziehen, daß die Leibitſcher 
Mühle dabei doch nur für dasjenige Quantum in Frage kommt, was 
ſie als Fabrikat von Leibitſch aus zur Verladung bringt und als 
Getreide von weitgelegenen Stationen bezieht. Von den 12— 13000 
Tonnen Getreide, die die Mühle im Jahre verarbeitet, wird indeſſen 
das meiſte aus der nächſten Nachbarſchaft, nämlich aus Culmſee, 
Oſtaszewo, Liſſomitz, Schönſee, Richnau, Tauer, Papau und deren 
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Umgebung bezogen und zwar teils direkt vom Beſitzer, teils von 
Händlern in Culmſee, Schönſee, Kulm uſw. Wie uns nun mitgeteilt 
wird, follen die Beſitzer mit Rückſicht auf die hohe Fracht von ihrer Station 
bis Station Leibitſch nur ſchwer zu bewegen ſein, ihr Getreide mit der 
Bahn nach Leibitſch zu liefern, ſondern ſie liefern, ſofern Zeit dazu 
vorhanden iſt, das Getreide lieber mittelſt Geſpann direkt in die 
Mühle, und wenn ſie hierzu keine Zeit haben, verzichten ſie eher 
darauf, das Getreide überhaupt nach Leibitſch zu verkaufen. Das auf 
dieſe Weiſe der Staatsbahn und auch der Kleinbahn verloren gehende 
Getreide wird auf 3000—3500 Tonnen im Jahre geſchätzt. 

Die Händler, die Getreide nach Leibitſch liefern, haben ebenfalls 
ein Intereſſe an der Frachtermäßigung, da die Mühle von ihnen ſtets 
„frei Leibitſch“ kauft und ſie daher die Fracht ſelbſt zu zahlen haben. 

Weiterhin würde aber die Frachtherabſetzung auch allen denjenigen 
Landwirten zu gute kommen, deren Ländereien von der Kleinbahn 
berührt werden, da ſie dann ihren Hafer, ihre Gerſte und ſonſtige 
Feldfrüchte vorteilhaft unter Benutzung der Eiſenbahn verſenden könnten. 

Es ſcheint uns nach alledem nicht ein einſeitiges Intereſſe der 
Leibitſcher Mühle, ſondern ein allgemeines Intereſſe für Herabſetzung 
der Abfertigungsgebühr zu ſprechen, und wir bitten daher die Königliche 
Eiſenbahndirektion ganz ergebenſt, dem Antrage der Kleinbahn-Aktien⸗ 
geſellſchaft Thorn — Leibitſch entſprechend eine Ermäßigung dieſer Gebühr 
um 2 Pf. für 100 kg eintreten zu laſſen.“ 

Dieſe Ermäßigung wurde unter dem 4. Januar von der Eiſen— 
bahnverwaltung genehmigt, und dies hat auch bereits gute Früchte 
getragen, denn die Kleinbahn wird jetzt von den Ziegeleien in Gramtſchen 
mehr als bisher zum Gütertransport benutzt. Auch beabſichtigen die 
Ziegeleibeſitzer, ihre eigenen Gleiſe nach der Halteſtelle Papau eingehen 
und Verladeweichen von den Ziegeleien an die Kleinbahn herſtellen 
zu laſſen. 


Fracht für landwirtſchaftliche Maſchinen 


und Geräte. 

Von der Eiſenbahndirektion Bromberg erhielten wir unter dem 
2. Dezember folgende Anfrage: 

„Der Verein der Fabrikanten landwirtſchaftlicher Maſchinen und 
Geräte in Leipzig hat den Antrag geſtellt, daß für landwirtſchaftliche 
Maſchinen und Geräte im Verkehr nach Polen dieſelben Frachtſätze zu 
gewähren ſein möchten, wie nach dem übrigen Rußland. 

Indem wir eine Gegenüberſtellung der jetzigen und der beantragten 
Frachten für dieje Artikel bis zu den deutſch- ruſſiſchen Grenzſtationen 
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in 3 Exemplaren beifügen, erſuchen wir Sie ergebenſt, ſich unter 

Berückſichtigung der in Ihrem Bezirke vorliegenden Verhältniſſe zu 

dieſem Antrage gefälligſt zu äußern und hierbei namentlich folgende 

Fragen erörtern zu wollen: 

1. Kann überhaupt eine Ermäßigung der Frachten für landwirt⸗ 
ſchaftlche Maſchinen und Geräte nach Polen befürwortet 
werden? 

„Iſt es angängig die Frachtermäßigung auf die genannten 
Artikel zu beſchränken, ohne daß eine ſolche auch für andere 
Maſchinen und Eiſenwaren beanſprucht werden wird? 

3. Iſt nicht zu erwarten, daß bei den nicht gleichmäßig eintretenden 
Frachtermäßigungen eine Verſchiebung in den Abſatzgebieten 
der einzelnen deutſchen Fabriken eintreten wird und hierdurch 
Beſchwerden hervorgerufen werden? 

4. Wird nicht der Wettbewerb der ausländiſchen Fabriken gefürchtet, 
da doch die beantragten Ermäßigungen auch von den Hafen— 
plätzen Hamburg uſw. gewährt werden müßten? 

Auch wäre uns eine Außerung darüber erwünſcht, wie ſich die 
Thorner Grenzſpediteure zu dem Antrage auf Frachtermäßigung für land- 
wirtſchaftliche Maſchinen und Geräte nach dem Warſchauer Gebiete ſtellen.“ 

Unſre Antwort lautete: 

„Der Königlichen Eiſenbahndirektion erwidern wir ergebenſt, daß 
wir uns im Intereſſe unſrer Maſchinenfabriken gegen den vom Verein 
der Fabrikanten land wirtſchaftlicher Maſchinen und Geräte in Leipzig 
geſtellten Antrag, für landwirtſchaftliche Maſchinen und Geräte im 
Verkehr nach Polen dieſelben Frachtſätze zu gewähren, wie nach dem 
übrigen Rußland, ausſprechen müſſen. Eine ſolche Frachtherabſetzung 
würde den Abſatz an landwirtſchaftlichen Maſchinen und Geräten, den 
unſre Fabriken in Polen jetzt noch haben, wohl gänzlich vernichten und 
dadurch unſre ſchon jetzt unter ſchweren Bedingungen arbeitende 
Induſtrie ſchwer ſchädigen, zumal da wohl keine Ausſicht vorhanden 
iſt, daß durch Verbilligung der Frachten für Rohmaterial ein Ausgleich 
geſchaffen werden würde. Es würde ſich dabei nicht um eine Ver⸗ 
ſchiebung der Abſatzgebiete für die öſtliche Maſchineninduſtrie handeln, 
ſondern um völlige Entziehung eines gewiſſen Abſatzgebietes, wofür 
ein Erſatz nicht zu finden ſein würde. Dazu kommt noch, daß die 
Frachtvergünſtigung auch der ausländiſchen Konkurrenz zugute kommen 
müßte, die ebenfalls einen Teil des Abſatzes nach Polen an ſich reißen 
würde. Wir bitten daher die Königliche Eiſenbahndireltion ergebenſt, 
den Antrag des Leipziger Vereins nicht zu befürworten.“ 


ro 


Fracht für Zucker und Melaſſe. 


Die Generaldirektion der Sächſiſchen Staatsbahnen ließ in der 
Zeitſchrift Handel und Gewerbe folgendes Rundſchreiben veröffentlichen: 


„Die Königliche Eiſenbahndirektion Magdeburg hat bei der ſtändigen 
Tarifkommiſſion der deutſchen Eiſenbahnen beantragt, die Tarifierung 
von Verbrauchszucker, Rohzucker und nicht zu Futterzwecken beſtimmter 
Melaſſe zu prüfen. Über dieſen Antrag ſoll in der nächſten, Anfang 
Juni d. J. ſtattfindenden Sitzung der ſtändigen Tarifkommiſſion und 
des Ausſchuſſes der Verkehrsintereſſenten verhandelt werden. Die 
Königliche Generaldirektion der Sächſiſchen Staatsbahnen erſucht als 
Berichterſtatterin der ſtändigen Tarifkommiſſion die Handelsvertretungen, 
die ſich zur Sache zu äußern wünſchen, die Frage zu begutachten und 
Abſchriften der Gutachten der Königlichen Eiſenbahndirektion Magde— 
burg als Antragſtellerin und der mit der Erſtattung des Mitberichts 
beauftragten Direktion der Pfälziſchen Eiſenbahnen zu Ludwigshafen 
zu überſenden. Erwünſcht iſt im beſondern eine Außerung über die 
gegenwärtige Lage des Zuckergewerbes, über die Wirkungen, die der 
Brüſſeler Vertrag über die Behandlung des Zuckers bisher geäußert 
hat, ſowie darüber, ob und in welchem Umfange eine Tarifermäßigung 
für angezeigt erachtet wird. Es wird gebeten, die Gutachten möglichſt 
im Laufe des April einzuſenden.“ 

Wir baten darauf, dem Antrage auf Herabſetzung der Eiſenbahn— 
tarife für Zucker und Melaſſe keine Folge zu geben, da ſonſt die 
Zuckerfabriken des Oſtens ihren Abſatz an die rheiniſchen und ſüd— 
deutſchen Raffinerien verlieren würden. Dieſer Verluſt würde aber 
ſehr beträchtlich ſein, denn es ſeien z. B. ſeit dem 1. Auguſt 1903 über 
die Oſtſeehäfen Neufahrwaſſer, Stettin, Stralſund und Roſtock faſt 2 Mill. 
Zentner Rohzucker dorthin verfrachtet worden. 


verſchiedenes. 


Unter dem 21. Juli überſandten wir der Königlichen Eiſenbahn— 
direktion zu Danzig folgendes Schreiben: 

„Als wir in unſerm Jahresbericht für 1899 u. a. auch den 
Wunſch eines unſres Berichterſtatters nach Geſtellung von überdachten 
Viehbuchten auf der Station Brieſen angeführt hatten, ſchrieb uns die 
Königliche Eiſenbahndirektion unter dem 9. November 1900 — G. JNr. 
h 8645 — daß gerechtfertigte Wünſche am ſchnellſten Berückſichtigung 
finden würden, wenn ſie direkt und beſonders mitgeteilt würden. 
Indem wir uns hierauf beziehen, geſtatten wir uns der Königlichen 


Eiſenbahndirektion einige Wünſche, die uns gelegentlich der Sammlung 
von Material für unſern letzten Jahresbericht zugegangen ſind, ergebenſt 
zur Kenntnis zu bringen mit der Bitte, ſie wohlwollend zu prüfen 
und tunlichſt zu beriidjichtigen. 


1 


3. 
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Bewohner von Neumark klagen darüber, daß ſie auf der 
Strecke Dt. Eylau Strasburg keine Nachmittagszüge beſitzen. 
Sie wünſchen wenigſtens die Einlegung eines Zuges zwiſchen 
Dt. Eylau und Neumark, der nachmittags 3 Uhr 50 Min. 
von Neumark abgehend etwa 4 Uhr 40 Min. in Dt. Eylau 
ankäme und von dort 5 Uhr 40 Min. wieder nach Neumark 
zurückführe. Es würde für Neumark dadurch ein Anſchluß an 
den Zug D 55 der Strecke Thorn. Inſterburg, ſowie an den 
5 Uhr von Dt. Eylau nach Marienburg abgehenden Perſonen— 
zug geſchaffen. 


Auf der Strecke Kulm —Kornatowo foll immer nur ein Perſonen— 


wagen II. und III. Klaſſe verkehren. Dieſer Wagen ſei faſt 
täglich derart überfüllt, daß die Paſſagiere nicht nur ſehr beengt 
ſäßen, ſondern meiſt noch ein Teil gezwungen wäre, zu ſtehen. 
Trotz wiederholter Klagen aus dem Publikum heraus habe 
die Eiſenbahnverwaltung ſich nicht veranlaßt geſehen, ein für 
alle Mal einen zweiten Perſonenwagen laufen zu laſſen, 
ſondern dies geſchehe nur an Feſt- und Schulſchlußtagen. 
Das Empfangsgebäude auf der Station Strasburg wird als 
eine alte Holzbude geſchildert, die dem Verkehr ganz und gar 
nicht mehr genügen könne. Der Warteraum II. Klaſſe böte 
nur Raum für 10 bis 15 Perſonen, der III. Klaſſe für 15 
bis 20 Perſonen, und es ſei infolgedeſſen der kleine Flur 
immer derart vom Publikum beſetzt, daß es oft ſchwer falle, 
zum Fahrkartenſchalter heranzukommen. 


„Wiederholt ſchon ijt bei uns Klage darüber geführt worden, 


daß die Güterabfertigung auf der Station Kulm ſehr langſam 
vor ſich gehe, weil es an dem nötigen Beamtenperſonal fehle. 
Die Güter ſollen oft 1 bis 2 Tage lang auf der Station 
liegen bleiben, ehe ſie zur Beförderung gelangen. 


Indem wir die vorſtehenden Wünſche der Königlichen Eiſenbahn— 
direktion unterbreiten, bemerken wir noch, daß wir ſelbſt nicht geprüft 


haben, 


inwieweit die erhobenen Klagen berechtigt ſind. Wir glauben 


auch, daß die Königliche Eiſenbahndirektion beſſer als wir in der Lage 


iſt, in eine Prüfung einzutreten.“ 


Fahrplan der Strecke Marienburg Illowo. 
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Im November teilte uns die Danziger Eiſenbahndirektion mit, 
daß fie beabſichtige, vom 1. Mai 1904 ab auf der Strecke Marienburg — 
Illowo eine geſonderte Bedienung des Perſonen- und Güterverkehrs 
durchzuführen und bei dieſer Gelegenheit den Fahrplan für den 
Perſonenverkehr ſo umzugeſtalten, daß eine Reihe der bisher laut 
gewordenen Wünſche befriedigt werde. Es ſolle deshalb eine Konferenz 
in Dt. Eylau ſtattfinden, und es wurde uns anheimgeſtellt, einen 
Vertreter zu ſenden, was auch geſchah. Im Anſchluß an die bei dieſer 
Gelegenheit vorgebrachten Wünſche hatte der Magiſtrat zu Neumark 
eine Eingabe an die Eiſenbahndirektion gerichtet und uns um Unter— 
ſtützung gebeten. Wir taten dies, wie folgt: 


„Der Königlichen Eiſenbahndirektion hat der Magiſtrat zu Neumark 
im Dezember v. J. eine Eingabe zugehen laſſen, worin verſchiedene 
den Fahrplan der Strecken Marienburg —Soldau und Dt. Eylau — 
Strasburg betreffende Wünſche vorgebracht worden ſind. Wir ſehen 
uns veranlaßt, zu dieſen Wünſchen, die ja die Intereſſen unſres 
Bezirks berühren, Stellung zu nehmen. 


Unter Ziffer 1 hat der Magiſtrat beantragt, daß; man den Zug 
1134 der Strecke Dt. Eylau Strasburg, der jetzt 8 Uhr 25 Min. abends 
von Dt. Eylau abgeht, auf eine ſo ſpäte Zeit verlegen möge, daß er 
noch Anſchluß an den, nach dem Fahrplanentwurf 9 Uhr 9 Min. abends 
von Danzig — Marienburg in Dt. Eylau ankommenden Zug 531 erhält. 
Wir irren wohl nicht, wenn wir annehmen, daß die Königliche Eiſen— 
bahndirektion dieſe Zugverlegung bereits ſelbſt ins Auge gefaßt hatte, 
möchten uns jedoch nicht der Anſchauung des Magiſtrats zu Neumark 
anſchließen, daß es ohne Bedeutung wäre, wenn hierdurch der Anſchluß 
nach Lautenburg —Soldau in Broddydamm nicht mehr erreicht würde. 
Jedenfalls legt man in Lautenburg großen Wert darauf, die Abend— 
verbindung mit Neumark beizubehalten, wünſcht aber auch den Anſchluß 
in Dt. Eylau an den Zug 531. Hier kann nun u. E. mit Leichtigkeit 
ein alle Teile befriedigender Ausweg gefunden werden. Der Zug 811 
Graudenz—Soldau kommt jetzt 10 Uhr 11 Min. abends in Broddydamm 
an, während der Zug 1134 nach der beantragten Verlegung erft etwa 
10 Uhr 40 Min. abends dort eintreffen könnte. Den Zug 811 ſpäter 
von Graudenz abgehen zu laſſen, würde ſchon wegen der beſtehenden 
Anſchlüſſe an die Thorn —Inſterburger Bahn nicht rätlich fein, jedoch 
könnte man ihn in Broddydamm auf den Zug aus Neumark warten 
laſſen. Die Städte hinter Broddydamm würden dieſen etwa Halb- 
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ſtündigen Aufenthalt gern in den Kauf nehmen, weil ihnen dadurch 
die Verbindung mit Danzig und Neumark geſichert würde. 

Rückhaltlos beitreten können wir dem unter Ziffer 2 aufgeführten 
Antrage auf Herſtellung einer Nachmittagsverbindung von Lautenburg 
nach Neumark. Zwiſchen beiden Städten beſteht ein reger Verkehr, 
und es würde den Lautenburgern viel Zeit erſpart werden, wenn ſie 
erſt nachmittags die Reiſe nach Neumark anzutreten brauchten, um doch, 
unter der Vorausſetzung, daß der Abendanſchluß gewahrt wird, noch 
am ſelben Tage zurückkommen zu können. 

Nicht nur der Stadt Neumark, ſondern allen auf der Konferenz 
in Dt. Eylau am 21. November vertretenen Intereſſenten ſcheint eine 
gute Vormittagsverbindung mit Danzig am meiſten am Herzen gelegen 
zu haben, wie ſich denn auch unſer Vertreter dafür ausgeſprochen hat. 
Es iſt auch von ganz weſentlicher Bedeutung, daß dieſen Wünſchen, denen 
ja die Privatbahn nie nachgekommen iſt, jetzt von der Staatsbahn 
Rechnung getragen wird. Wir verkennen ja keineswegs die Schwierig- 
keiten, die ſich der Erfüllung dieſes Antrags entgegenſtellen. Um 
auch für die ſüdlich von Dt. Eylau gelegenen Städte die Ankunft in 
Danzig ſpäteſtens 11 Uhr vormittags zu ermöglichen, müßte entweder 
der Zug 522 erheblich beſchleunigt werden oder man müßte einen 
neuen Zug einlegen, was ſich durch den jetzigen Verkehr allerdings 
wohl kaum rechtfertigen ließe. Da aber nun nach der Erklärung des 
Herrn Vertreters der Königlichen Eiſenbahndirektion bei der jetzigen 
Beſchaffenheit des Oberbaues eine Beſchleunigung der Züge über das 
in dem Fahrplanentwurf vorgeſehene Maß hinaus nicht durchführbar 
ift, jo können wir die Königliche Eiſenbahndirektion nur dringend 
bitten, die Berbejjerung des Oberbaues möglichſt bald herbeizuführen, 
damit ſich eine erhöhte Fahrgeſchwindigkeit ermöglichen läßt.“ 

Daraufhin teilte uns die Königliche Eiſenbahndirektion mit, daß 
der letzte Zug von Dt. Eylau nach Strasburg erſt im Anſchluß an 
den Zug 531 abgelaſſen werden würde, auch bleibe der Anſchluß an 
Zug 811 nach Lautenburg gewahrt. Die gewünſchte Nachmittags⸗ 
verbindung von Lautenburg nach Neumark werde ebenfalls hergeſtellt, 
dagegen kann die Vormittagsverbindung von der Strecke nach Danzig 
zurzeit nicht hergeſtellt werden. 


Die Schnellzüge D 15 und 16 Breslau Königsberg. 


Unter dem 15. Dezember überſandten wir dem Herrn Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten nachſtehende Eingabe: 

„Ew. Exzellenz bitten wir gehorſamſt, verfügen zu wollen, daß 
die auf der Strecke Königsberg — Dirſchau Bromberg —Inowrazlaw — 
4 
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Poſen Breslau verkehrenden Schnellzüge D 15 und 16 fünftig über 
die Weichſelſtädtebahn geleitet werden. Die Wichtigkeit dieſer die 
Provinzen Schleſien, Poſen, Weſt- und Oſtpreußen mit einander 
verbindenden Schnellzüge für unſern Bezirk iſt von uns von Anfang 
an anerkannt worden, und wenn wir auch im Jahre 1900 angeſichts 
des ſekundären Betriebes auf der Weichſelſtädtebahn einen Antrag auf 
Überführung dieſer Züge über die Strecke Thorn — Marienburg für 
ausſichtslos hielten, ſo baten wir doch die Thorner Verkehrsinſpektion 
dringend um günſtige Anſchlüſſe. Leider wurde unſerm Wunſche nicht 
ſtattgegeben und bis heute noch iſt der Breslau Königsberger D-Zug 
in der Richtung von Breslau für uns faſt gar nicht zu benutzen, da 
in Inowrazlaw die nach Thorn und darüber hinausfahrenden Reiſenden 
2 Stunden Aufenthalt haben. 

Sobald es im Jahre 1902 feſtſtand, daß auf der Weichſelſtädte— 
bahn der Vollbahnbetrieb eingeführt werden würde, haben wir 
gelegentlich der damals in Graudenz tagenden Fahrplankonferenz 
gemeinſchaftlich mit verſchiedenen andern Teilnehmern den Wunſch 
ausgeſprochen, daß nunmehr die Züge D 15 und 16 über die 
Weichſelſtädtebahn geleitet werden möchten. Eiſenbahnſeitig wurde 
auch zugeſagt, dieſe Angelegenheit in Erwägung zu ziehen, jedoch 
gleichzeitig hervorgehoben, daß wegen der damals noch vorhandenen 
engen Krümmungen und ſtarken Neigungen auf dieſer Strecke eine 
Überleitung von D-Zügen noch nicht angängig fei. Die Staatsbahn- 
verwaltung beabſichtige aber, die Leiſtungsfähigkeit der Strecke durch 
Beſeitigung der genannten Übelſtände, ſoweit dies möglich ſei, zu 
ſteigern. Da wir annehmen, daß inzwiſchen die in Ausſicht genommenen 
Verbeſſerungen durchgeführt worden ſind, ſo halten wir die Zeit gekommen, 
unſern Antrag wieder anzubringen, zumal da andre als techniſche 
Gründe bisher dagegen nicht angeführt worden ſind. Im Intereſſe 
des Verkehrs läge es ja auch ſicherlich, wenn unſer Wunſch berückſichtigt 
werden würde, denn die Zugſtrecken würden dadurch einmal um 
18 km verkürzt werden, und ferner würde der Zug anſtelle der verkehrs⸗ 
armen Gegend Dirſchau Bromberg, wo abgeſehen von Bromberg 
ſelbſt nur ganz kleine Ortſchaften berührt werden, die volkreichen Weichſel⸗ 
ſtädte erſchließen und dadurch auch für die Eiſenbahn verwaltung 
rentabler werden. Für die Stadt Danzig kann es ganz gleichgültig 
ſein, ob ſie in Dirſchau oder in Marienburg Anſchluß an die D-Züge 
erhält, und den Intereſſen Brombergs kann durch gute Anſchlüſſe in 
Inowrazlaw Genüge geleiſtet werden. Den Weichſelſtädten würde 
aber dadurch nicht nur eine größere Verkehrsbequemlichkeit erwachſen, 
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die zur Hebung von Handel und Induſtrie beitragen würde, ſondern 
es würde dadurch auch die in abgelegenen Städten des Oſtens leider 
vorhandene Neigung der deutſchen Bewohner, nach dem Weſten abzu⸗ 
wandern, am beſten bekämpft werden, da ſich dann das Gefühl der 
Abgeſchloſſenheit vom Verkehr bei den Bewohnern der Weichſelſtädte 
verlieren wird. Dieſe Wirkungen müſſen wir aber bei dem jetzigen 
politiſchen Zuſtande unſrer Oſtprovinzen recht hoch einſchätzen. 

Wir geben uns der feſten Hoffnung hin, daß Ew. Exzellenz die 
von uns beantragte Umleitung der D-Züge 15 und 16 baldigſt ver⸗ 
fügen werden. Sollte aber der Oberbau der Weichſelſtädtebahn auch 
heute die Überführung der D-Züge noch nicht zulaſſen, jo bitten wir 
Ew. Exzellenz gehorſamſt und dringend, die baldige Beendigung der 
notwendigen Arbeiten hochgeneigteſt anordnen zu wollen.“ 

Der darauf erteilte Beſcheid lautete: 

„Der Handelskammer erwidere ich auf die Eingabe vom 15. Dezember 
v. J. Nr. 2121, daß die Verlegung der Schnellzüge D 15 und D 16 
zwiſchen Breslau und Königsberg von der Strecke Inowrazlaw — 
Bromberg. Dirſchau auf die Weichſelſtädtebahn aus Betriebsrückſichten 
und zur Vermeidung einer Schädigung andrer berechtigter Intereſſen 
nicht angängig iſt. An den Schnellzug D 16 nach Breslau beſteht 
ein unmittelbarer Anſchluß von der Weichſelſtädtebahn durch die 
Schnellzüge 64 und D 56. In der Gegenrichtung iſt zur Herſtellung 
des bisher fehlenden unmittelbaren Anſchluſſes verſuchsweiſe die Ein- 
legung eines neuen Schnellzuges von Inowrazlaw über Thorn nach 
Marienburg vom 1. Mai d. J. ab in Ausſicht genommen, von deſſen 
Benutzung ſeine dauernde Beibehaltung abhängen wird. Es unter⸗ 
liegt noch der Prüfung, ob die Mitführung durchgehender Wagen in 
dieſen Zügen zwiſchen Marienburg und Breslau angängig iſt.“ 

Wir nahmen Veranlaſſung, auf die Angelegenheit nochmals in 
folgender Eingabe zurückzukommen: 

„Ew. Exzellenz haben uns unter dem 6. v. Mts. — II C 807 — 
auf unfre Eingabe vom 15. Dezember dahin bejchieden, daß die Ber- 
legung der Schnellzüge D 15 und 16 zwiſchen Breslau und Königs- 
berg von der Strecke Inowrazlaw Bromberg Dirſchau auf die 
Weichſelſtädtebahn aus Betriebsrückſichten und zur Vermeidung einer 
Schädigung andrer berechtigter Intereſſen nicht angängig ſei. Wir 
irren wohl nicht, wenn wir dieſe Ablehnung nicht als eine endgültige 
betrachten, zumal da durch die weiteren Verbeſſerungen des Oberbaues 
der Weichſelſtädtebahn in abſehbarer Zeit die Bedenken gegen die 
Überführung von D-Zügen hinfällig werden müſſen und man den 
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Intereſſen Brombergs aud) auf andere Weiſe gerecht werden kann. Unter 
den heutigen Verhältniſſen müſſen wir aber Ew. Exzellenz dafür 
dankbar ſein, daß wir durch Einlegung eines neuen Schnellzuges nach 
Thorn — Marienburg den langerſehnten guten Anſchluß an den Schnell— 
zug D 15 erhalten ſollen. Sehr zu wünſchen wäre dann noch, daß 
die Schnellzüge D 15 und 16 für die Strecke Inowrazlaw Thorn — 
Marienburg durchgehende Wagen mit ſich führen. 

Ew. Exzellenz iſt nun kürzlich eine Eingabe der Handelskammer 
zu Graudenz überreicht worden, worin als Ergänzung des mit dem 
1. Mai eingeführten Schnellzuges Inowrazlaw —Poſen — Thorn die 
Weiterführung des Schnellzuges 53 über die Strecke Poſen -Inowrazlaw 
gewünſcht wird. Damit würde ein direkter Zug Berlin —Poſen — 
Thorn — Marienburg geſchaffen werden, der mit dem gleichfalls einzu- 
richtenden Rückzug der Weichſelſtädtebahn die ihrer Bedeutung 
angemeſſene Stellung geben und entſchieden zur Hebung der Weichſel— 
ſtädte beitragen würde. Wir bitten daher Ew. Exzellenz gehorſamſt, 
dem Antrage der Graudenzer Handelskammer ſtattgeben zu wollen.“ 

Darauf erhielten wir durch die Danziger Direktion die Mitteilung, 
daß die Einlegung neuer Schnellzüge auf der Strecke Poſen Inowrazlaw 
zu Herſtellung durchgehender Verbindungen zwiſchen Berlin und der 
Weichſelſtädtebahn einſtweilen nicht in Frage kommen könne. 


Einlegung eines R Strecke 
eipzig 
Bentſchen — Bottbus — Halle. 

Im Februar d. J. wandten wir uns in nachſtehender Eingabe 
an den Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten: 

„Ew. Exzellenz bitten wir gehorſamſt, anordnen zu wollen, daß 
auf der Strecke Veniſcen.—Koltbus— Hale ein Schnellzugpaar ein— 
gelegt werde mit gutem Anſchluß an Schnellzüge der Strecken Inſter— 
burg — Thorn — Poſen — Berlin und alle — Eiſenach — Frankfurt a. M. 
Der gleiche Antrag iſt bereits am 19. Juni 1901 in der Sitzung des 
Bezirkseiſenbahnrats zu Danzig auf Veranlaſſung unſres Vertreters 
beraten und einſtimmig befürwortet worden. Die Begründung dieſes 
Antrags lautete: 

„Der kürzeſte Weg für die aus Poſen, Oſt- und Weſtpreußen 
kommenden Reiſenden nach Sachſen, den böhmiſchen Bädern, Thüringen, 
den Taunusbädern, Tyrol und der Schweiz führt über Bentſchen — 
Kottbus. Trotzdem wird dieſer Weg nur wenig benutzt, da auf der 
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Strecke Bentſchen — Rottbus — 98 g nur ſehr langſam fahrende Züge 
verkehren, weshalb man trotz des Umweges lieber über Berlin fährt. 
Durch die Einführung eines Schnellzugpaares auf der Linie Bentſchen — 
Kottbus — zosia würde für diejenigen Reiſenden, die kein Intereſſe 
haben, über Berlin zu fahren und nur gezwungen dieſen Weg benutzen, 
Zeitgewinn, ſowie billigere und bequemere Fahrt erreicht werden. Die 
Länge der Strecke Bentſchen — Berlin — Leipzig beträgt 347 km, die 
der Strecke Bentſchen —Kottbus — Leipzig aber nur 283 km, alſo 64 km 
weniger. Dieſe 64 km müſſen von den betreffenden Reiſenden mehr 
bezahlt und mehr durchfahren werden ohne irgend welchen Nutzen 
für ſie, und die Reiſe wird dadurch um eine Stunde verlängert. Dazu 
kommt noch der Aufenthalt in Berlin, der ſtets etwa 2 Stunden beträgt, 
ferner die Unbequemlichkeiten des Umſteigens und der Neuaufgabe 
des Gepäcks. 

Durch den beantragten Schnellzug könnte alſo die Reiſedauer 
um 3 Stunden verkürzt werden, auch würden dann die durch das 
Umſteigen in Berlin entſtehenden Unbequemlichkeiten wegfallen. 

Etwas Vollkommenes würde aber erſt dann geſchaffen werden, 
wenn die Schnellzüge der Linien Inſterburg Thorn —Poſen— Berlin 
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und Leipeg Eiſenach — Frankfurt a. M. zwiſchen denen der beantragte 


Schnellzug den direkten Anſchluß vermitteln ſoll, durchgehende Wagen 
führen würden, damit man die Linie Inſterburg —Thorn —Bentſchen — 
Halle —Eiſenach Frankfurt a. M. ohne umſteigen zu müſſen, durch— 
fahren könnte. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß das reiſende Publikum dieſem 
neuen Schnellzugpaar ein lebhaftes Intereſſe entgegenbringen und die 
Benutzung desſelben nach den beim D-Zug Inſterburg —Poſen gemachten 
Erfahrungen alle Erwartungen übertreffen wird. 

Ein gleich großes Intereſſe dürfte jedenfalls auch die Eijenbahn- 
verwaltung an dieſem beantragten Schnellzuge haben, da mit ſeiner 
Einführung unmittelbar eine Entlaſtung der nach und von Berlin 
fahrenden Züge und der Berliner Bahnhöfe eintreten würde.“ 

Die Vertreter der Eiſenbahnverwaltung erklärten ſich daraufhin 
bereit, dieſen Antrag den Königlichen Eiſenbahndirektionen Poſen und 
Halle zu übermitteln. Gelegentlich der Überſendung der Tagesordnung 
für die Sitzung des Bezirkseiſenbahnrats vom 26. November wurde 
dann zur Kenntnis der Mitglieder gebracht, daß die Königliche Eijen- 
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bahndirektion Bromberg von dem Beſchluſſe des Bezirkseiſenbahnrats 
den Königlichen Eiſenbahndirektionen Poſen und Halle Mitteilung 
gemacht und dieſen Beſchluß unterſtützt hätte. Beide hätten erklärt, 
ſich weitere Erwägungen vorbehalten zu müſſen, gegebenenfalls würden 
ſie zur geeigneten Zeit bezügliche Anträge höheren Orts ſtellen. 

Da nun inzwiſchen faſt drei Jahre vergangen ſind und nichts 
zur Durchführung des Antrags geſchehen iſt, ſo nehmen wir an, daß 
die Angelegenheit bis jetzt Ew. Exzellenz noch nicht vorgelegt worden 
iſt. Für uns hier im Oſten würde es aber von großem Werte ſein, 
wenn wir eine ſchnellere und direktere Verbindung mit Mitteldeutſchland 
erhielten und uns der Umweg über Berlin erſpart würde. Da es ſich 

bei unſerm Antrage nicht nötig machen würde, ein neues Zugpaar ein— 
zulegen, man ſich vielmehr mit der Umwandlung bereits verkehrender 
Züge begnügen könnte, ſo würden die entſtehenden Koſten ganz gering— 
fügig ſein und durch die Hebung des Verkehrs reichlich gedeckt werden. 
Wir bitten daher Ew. Exzellenz nochmals gehorſamſt, unſern Antrag 
hochgeneigteſt prüfen und die Einrichtung des Schnellzugpaares 
möglichſt ſchon für den nächſten Sommerfahrplan anordnen zu wollen.“ 

Darauf ging uns durch die Königliche Eiſenbahndirektion nach— 
ſtehender Beſcheid zu: : wą 

„Bereits am 1. Mai v. J. find auf der Strecke Bentjhen— 
Guben —Kottbus die Schnellzüge 67, 68 eingeführt, welche einerſeits 
in Bentſchen an die Züge D 55, 56 GBerlin —Poſen — Thorn 
Inſterburg —Eydtkuhnen), anderſeits in Kottbus an die Schnellzüge 
101, 104 (Breslau — Sagan —Kottbus— Halle) anſchließen. 

Dadurch iſt eine durchgehende Schnellzugverbindung zwiſchen 
Eydtkuhnen — Thorn — Bentſchen — Kottbus — Halle — Frankfurt a. M. 
hergeſtellt und dem Antrage bis auf die Strecke Eilenburg — Leipzig, 
wo im Anſchluß an die Schnellzüge 101, 104 ſchnellfahrende Perſonen— 
züge verkehren, entſprochen worden. 

Aus dem Oſten nach Dresden iſt ferner durch die Züge D 56, 
D 16, 74, 654 eine gute Verbindung über Poſen —Liſſa i. P. — 
Sagan —Kohlfurt— Görlitz gegeben, bei welcher nur die Strecke der 
Sächſiſchen Staatsbahn Görlitz Dresden mit einem Perſonenzuge 
(654) zurückzulegen ijt und die Abfahrt von Thorn 12 Uhr 35 Min, 
die Ankunft in Dresden 10 Uhr abends erfolgt. 

In den Zügen D 56, 68, 104 und 101, 67, D 55 laufen auch 
jetzt ſchon Kurswagen zwiſchen Frankfurt a. M. und Poſen. Wegen 
der Ausdehnung dieſes Wagenkurſes auf die Strecke Frankfurt a. M.— 
Eydtkuhnen ſind die Verhandlungen eingeleitet.“ 


OŁ 


5 


t 


verlegung des Fuges 247 Thorn Allenſtein. 


Auf unſern Antrag, den Zug 247, der jetzt 7 Uhr 28 Min. 
abends von Thorn nach Allenſtein abgeht, auf eine etwas frühere 
Zeit zu verlegen, um dadurch den Aufenthalt für die aus der Richtung 
Bromberg und Poſen kommenden Reiſenden abzukürzen, erwiderte die 
Eiſenbahndirektion zu Bromberg, daß dieſer Zug bis zum 1. Mai 1890 
um 62 Uhr aus Thorn abgelaſſen wurde, daß aber ſeitdem die 
Abfahrt des Zuges auf Wunſch der Intereſſenten ſpäter gelegt ſei, 
um der Landbevölkerung, die nachmittags mit dem Zug 248 nach 
Thorn komme, zwiſchen der Ankunft dieſes Zuges und der Abfahrt 
des Zuges 247 die nötige Zeit zur Erledigung ihrer Geſchäfte zu 
verſchaffen. 


Einziehung von Nachnahmen aus 


dem Güterverkehr. 

Im Mai 1903 ſchrieben wir an die hieſige Verkehrsinſpektion: 

„Einige hieſige Firmen haben den Wunſch geäußert, daß ihnen 
Nachnahmebeträge aus dem Güterverkehr durch Reichsbankgirokonto 
überwieſen werden, und ſie haben ſich dabei auf das Vorgehen der 
Königlichen Eiſenbahndirektion in Berlin berufen. Dieſe hat allerdings 
ihre Güterabfertigungsſtellen angewieſen, den dahingehenden Anträgen 
von Firmen ſtattzugeben, doch beſchränkt ſich das Verfahren auf ſolche 
Firmen, für die Nachnahmerechnungen ausgeſtellt werden und die 
Inhaber von Girokonten ſind. 

Die Königliche Eiſenbahn-Verkehrsinſpektion bitten wir ergebenſt 
um gefällige Auskunft darüber, ob nicht auch für unſern Bezirk eine 
ſolche Einrichtung getroffen werden könnte oder ob dem irgend welche 
Bedenken entgegenſtehen.“ 

Die Verkehrsinſpektion erwiderte darauf, daß die Auszahlung 
fälliger Nachnahmen im Güterverkehr durch Reichsbankgirokonto nach 
Maßgabe der nachſtehenden Ausführungen der Königlichen Eiſenbahn— 
direktion Berlin würde erfolgen können: 

„Den Verſendern von Gütern, welche Inhaber eines Reichsbank— 
girokonto ſind, ſind auf ihren Antrag die fälligen Nachnahmen durch 
die Hauptkaſſe im Reichsbankgiroverkehr auszuzahlen. Dem Antrage 
iſt jedoch nur bei ſolchen Firmen ſtattzugeben, deren Nachnahmen 
anſtelle von einzelnen Nachnahmeſcheinen durch Nachnahmekarten 
(Nachnahmerechnungen, vgl. $ 38, 12 der allgem. Abf. Vorſchr.) nad- 
gewieſen und periodiſch beglichen werden. Sobald die Nachnahme⸗ 
ſendungen (Konten) von der Güterabfertigung feſtgeſtellt, und von 
dem Verſender geprüft und mit Anerkennungsvermerk verſehen jind, 
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hat die Güterkaſſe für diejenigen Verſender, welche Zuführung der 
Nachnahmen durch Girokonto beantragt haben, auf Grund der Nach⸗ 
nahmerechnungen ein Verzeichnis aufzuſtellen, aus dem die Verſender 
und die ihnen zuſtehenden Nachnahmebeträge einzeln erſichtlich ſind. 
Der nach dieſem Verzeichnis ſich ergebende Geſamtbetrag iſt von der 
Güterabfertigung ſofort an die Stationskaſſe unter Beifügung des 
Verzeichniſſes einzuzahlen. Hierbei ſind die Nachnahmerechnungen mit 
vorzulegen. Die Stationskaſſe hat über den Empfang des Geldes 
auf den Nachnahmerechnungen Quittung zu leiſten, und letztere an die 
Güterkaſſe zurückzugeben, der jie zum Ausweiſe der gezahlten Nach— 
nahme dient. 

Die Stationskaſſe hat den empfangenen Betrag als Vorſchuß 
aus der Hauptkaſſe in Spalte 10 des Kaſſenbuches zu vereinnahmen, 
und das Verzeichnis der Nachnahmebeträge aus dem Vermerk, daß der 
Betrag eingezahlt iſt, ſofort an die Hauptkaſſe weiter zu reichen. Die 
Hauptkaſſe hat auf Grund des empfangenen Verzeichniſſes die Nach— 
nahmebeträge an die darin genannten Empfänger durch Überweisung 
auf deren Girokonto bei der Reichsbank gegen Quittung ſofort zu 
zahlen, und die betreffende Stationskaſſe durch Buchung in Spalte 16 
des Manuals über die Bruttoablieferungen und im Abrechnungsbuche 
zu belaſten. Die Intereſſenten und beſonders diejenigen, welche Nach— 
nahmerechnungen erhalten, ſind in geeigneter Weiſe auf dieſe Ein— 
richtung aufmerkſam zu machen.“ 

Bei Einführung dieſes Verfahrens werde ſich die Auszahlung 
der fälligen Nachnahmen gegen jetzt bedeutend verzögern. Die Verkehrs⸗ 
inſpektion bitte um Benachrichtigung, ob und welche Firmen unter 
dieſen Umjtänden von dem Giroauszahlungsverfahren Gebrauch machen 
wollten. Durch Umfrage ſtellten wir feſt, daß unter dieſen Bedingungen 
die Firmen kein Intereſſe an dem Verfahren beſäßen. ; 


2. Waſſerſtraßen. 


Baggerarbeiten bei Schillno. 


Unter dem 20. Juli ſchrieben wir an die Königliche Waſſerbau— 
inſpektion: 

„Es iſt in letzter Zeit wiederholt vorgekommen, daß Traften, nach— 
dem ſie in Schillno abgefertigt waren, beim Weiterſchwimmen mit dem 
dort arbeitenden Bagger zuſammengeſtoßen ſind. Es liegt dies nicht 
an der Anachtſamkeit der Traftenlenker, die ſchon in ihrem eignen 
Intereſſe bemüht ſind, derartige gefährdende Zuſammenſtöße zu ver— 
meiden, ſondern daran, daß der Bagger häufig mitten in der an ſich 
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ſchon nicht allzuviel Raum bietenden Waſſerſtraße liegt. Dazu kommt, 
daß namentlich zu Zeiten eines etwas höheren Waſſerſtandes die 
Lenkbarkeit der Traften bei der geringen Entfernung zwiſchen dem 
Abfahrtsplatz der Traften und dem Standort des Baggers recht gering 
iſt. Verſuche der Traftenführer, den Leiter des Baggers zu bewegen, 
während der Vorbeifahrt der Hölzer das Fahrwaſſer freizugeben, waren 
ſtets vergebens, und ſo konnten denn Zuſammenſtöße nicht ausbleiben. 
Bisher haben ſich ja die Folgen nur auf finanzielle Nachteile beſchränkt, 
indem die Traftenführer außer der verwirkten Polizeiſtrafe Entſchädigung 
an den Baggerbeſitzer zahlen mußten, doch iſt es klar, daß bei der— 
artigen Zuſammenſtößen auch leicht Menſchenleben zugrunde gehen 
können. 

Wir unterbreiten dieſe Angelegenheit der Königlichen Waſſerbau— 
inſpektion ergebenſt mit der Bitte, recht bald für Abſtellung dieſer 
gefährdenden Lage Sorge tragen zu wollen. Dies könnte u. E. dadurch 
geſchehen, daß man den Bagger während der Zeit des Einganges der 
Traften nicht in der Nähe von Schillno beſchäftigte und ihn, falls dies 
doch nicht ganz zu umgehen wäre, anwieſe, auf Verlangen der 
abfahrenden Traften das Fahrwaſſer freizuhalten.“ 

Die Waſſerbauinſpektion erwiderte: 

„Der der Firma R. Schneider-Berlin gehörige Bagger „Fünf“ 
arbeitet im Auftrage der Strombauverwaltung an der Beſeitigung 
der im Strombette der Weichſel über der für die Schiffahrtsintereſſen 
angeſtrebten Sollſohle liegenden Steinriffe. Es iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß er an denjenigen Stellen arbeitet, wo die Schiffahrtsrinne durch 
die vorhandenen Steinriffe eingeengt iſt, oder an welchen die Sohle 
zu hoch liegt. 

Vom 20. April bis 8. Mai d. J. hat der Bagger wie im Jahre 
1902 auf dem Steinriff vor Schillno (km 2 bis 3) gearbeitet. Hier 
iſt am 28. Juli 1902 ein Zuſammenſtoß einer Traft mit dem Bagger 
erfolgt, für welchen der Traftenführer eine Polizeiſtrafe hat zahlen 
müſſen, da er allein das Verſchulden an dem Zuſammenſtoß, welcher 
in der Nacht erfolgte, trug. 

Seit dem 9. Mai d. J. arbeitet der Bagger auf dem Steinriff 
vor Balkau (km 7) und liegt ſomit etwa 5 km von der Abfahrtſtelle 
am Nebenzollamt Schillno entfernt. Dieſe Entfernung iſt weit genug, 
um mit einer Traft an dem Bagger mit Sicherheit vorbeifahren zu 
können. In dieſem Jahre iſt auch nur ein ernſtlicher Zuſammenſtoß 
zu meiner Kenntnis gelangt. Dieſer erfolgte am 19. Juni. Eine 
Beſtrafung des Traftenführers mußte auch in dieſem Falle erfolgen, 
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da nach den von mir angejtellten Ermittelungen der Traftenführer den 
Zuſammenſtoß durch fährläſſige Führung der Traft verurſacht hatte. 

Dem im gefälligen Schreiben ausgeſprochenen Wunſche, für die 
Baggerarbeiten die Anweiſung zu erlaſſen, daß der Bagger auf 
Verlangen der Traftenführer ſeitwärts aus der Fahrrinne gelegt 
werde, vermag ich leider nicht Folge zu geben, da hierdurch die 
Baggerarbeiten ſo häufig geſtört würden, daß ein Arbeiten mit 
nennenswertem Erfolge ausgeſchloſſen wäre.“ 

Schiffahrtsabgaben. 

In der Vollſitzung vom 16. Januar 1904 faßte die Kammer 
nachſtehende Reſolution: 

„Die Kammer hat mit Befriedigung von der Erklärung des 
Deutſchen Reichskanzlers Kenntnis genommen, wonach im Bundesrat 
nicht die Abſicht beſtehe, den Artikel 54 der Reichsverfaſſung abzuändern 
und Schiffahrtsabgaben auf den natürlichen Waſſerſtraßen einzuführen. 
Dies kann umſomehr zur Beruhigung dienen, als es ausgeſchloſſen 
erſcheint, den Artikel 54 dahin auszulegen, daß zu den Anlagen, die 
zur Erleichterung des Verkehrs beſtimmt ſind, auch die doch zumeiſt 
im Landeskulturintereſſe vorgenommenen Flußregulierungen gehören 
ſollen. Die Kammer ſpricht die Hoffnung aus, daß Pläne auf 
Belaſtung der Stromſchiffahrt in Zukunft nicht wieder auftauchen, 
zumal da eine Erhebung von Abgaben für das Befahren der Weichſel 
für die ſchon jetzt ſchwer um ihre Exiſtenz ringende Weichſelſchiffahrt 
die ſchwerſte Schädigung, für einen Teil der Kahnſchiffahrt ſogar 
ſicherlich den Ruin bedeuten würde.“ 

Weichjelhäfen. 

Ende November ging uns von dem Herrn Oberpräſidenten in 
Danzig folgende Verfügung zu: 

„Anläßlich der von den beteiligten Herren Miniſtern angeordneten 
Prüfung über die Bewährung der beſtehenden Tarife für die Benutzung 
der ſtaatlichen Weichſelhäfen bei Thorn, Kulm, Kurzebrack und Dirſchau, 
ſowie den Privathafen zu Graudenz iſt die Frage angeregt worden, 
ob dieſe Tarife, bezw. eine Erhöhung derſelben als läſtige Verteuerungen 
der Frachtbeförderung für die Weichſelſchiffahrt empfunden würden. 
Da die in Betracht kommenden Häfen in der Hauptſache dem Schutze 
gegen Hochwaſſer und Eisgang dienen und von den Fahrzeugen meiſt 
erſt beim Schluſſe der Schiffahrt zum Zwecke der Winterruhe aufgeſucht 
werden, iſt in Zweifel gezogen worden, ob die Schutzhafengebühr eine 
unmittelbare Einwirkung auf die Verteuerung der Frachten haben kann. 
Wolle man eine mittelbare Einwirkung auf den Frachtenſtand aus dem 
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Umſtande herleiten, daß immerhin die Schutzhafengebühr einen Beſtand— 
teil der jährlichen Betriebskoſten ausmacht und mit dieſen aus den 
Geſamtfrachten eines Betriebsjahres verdient werden muß, ſo wäre 
demgegenüber anderſeits zu erwägen, daß durch die für Benutzung der 
Sicherheitshäfen zu zahlende Gebühr der Schutz des Fahrzeuges und 
des in ihm angelegten Kapitals gegen Zerſtörung verkauft wird. Die 
Höhe der Verſicherungsprämie für Binnenfahrzeuge hänge weſentlich 
davon ab, ob auf den zu befahrenden Gewäſſern angemeſſene Gelegen— 
heit zur Aufjuhung von Schutzhäfen vorhanden fei, auf den weſt— 
licheren Binnenwaſſerſtraßen werde vielfach die Schutzhafengebühr über- 
haupt von den Verſicherungsgeſellſchaften oder ſonſtigen Verſicherern 
übernommen. Es pflege alſo ein weſentlicher innerer Zuſammenhang 
zwiſchen dieſer Gebühr und den Schiffsverſicherungskoſten zu beſtehen. 

Die Handelskammer würde mich zu Dank verpflichten, wenn ſie 
mich baldmöglichſt mit einer Außerung zur Sache verſehen und etwa 
dort vorhandenes Beurteilungsmaterial für die Häfen des dortſeitigen 
Geſchäftsbereichs mir zugänglich machen wollte.“ 

Unſer Bericht lautete: 

„Ew. Exzellenz berichten wir gehorſamſt, daß eine Erhöhung der 
beſtehenden Tarife für die Benutzung der ſtaatlichen Weichſelhäfen wohl 
kaum eine Verteuerung der Frachtbeförderung zur Folge haben würde, 
da die Kahnſchiffer bei der beſtehenden ſcharfen Konkurrenz der Eiſen— 
bahnen und der Frachtdampfer nicht die Macht haben, die Tariferhöhung 
auf die Frachten abzuwälzen. Die Folge würde alſo nur eine neue 
Belaſtung der Kahnſchiffer ſein, deren wirtſchaftliche Lage ſchon ſeit 
Jahren wahrhaft bemitleidenswert iſt. An dieſer Lage iſt neben andern 
Umſtänden in erſter Linie die eiſenbahnſeitige Frachtverbilligung für 
Zucker zur Ausfuhr ſchuld, denn wenn es den Schiffern auch möglich 
war, einen Teil dieſer Frachten ſich zu erhalten, ſo geſchah das doch 
zu einem Frachtpreiſe, der kaum mehr lohnend genannt werden kann. 
Wie traurig die Lage der Schiffer iſt, ergiebt ſich daraus, daß die 
Subhaſtationen und die hypothekariſche Belaſtung der Kähne in den 
letzten Jahren gewaltig zugenommen haben. Leider ſteht uns hierüber 
kein Zahlenmaterial zu Gebote, doch werden wir uns bemühen, ſolches 
baldigſt zu erlangen, und uns dann erlauben, es Ew. Exzellenz ein— 
zuſenden. 

So wenig ſich die Schiffer für eine Erhöhung der Hafengebühr 
bei den Frachten ſchadlos halten können, ſo wenig iſt dies bei den 
Verſicherungsgebühren möglich. Wenn auch ohne weiteres zugegeben 
werden muß, daß das Vorhandenſein der Weichſelhäfen von Einfluß 


auf die Höhe der Verſicherungsgebühr ijt, jo wird doch anderjeits die 
Prämie nicht von der Höhe der Hafengebühr berührt; auch iſt es im 
Weichſelgebiete nicht üblich, daß die Hafengebühren von den Ajjeturanz: 
geſellſchaften getragen werden. Übrigens [ind viele Weichſelſchiffer über- 
haupt nicht verſichert, weil ſie die Prämien nicht erſchwingen können, 
was gewiß bezeichnend genug für die traurige Lage dieſer Gewerbe— 
treibenden iſt. Wir müſſen nach alledem Ew. Exzellenz gehorſamſt 
und dringend bitten, höheren Orts für eine Ermäßigung, mindeſtens 
aber für Beibehaltung der beſtehenden Hafengebühren geneigteſt ein⸗ 
treten zu wollen.“ 

Darauf erhielten wir nachſtehende Anfrage: 

„Der dortige Bericht vom 5. Dezember 1903 — 2051 — enthält 
den Satz: 

„Wie traurig die Lage der Schiffer iſt, ergiebt ſich daraus, 
daß die Subhaſtationen und die hypothekariſche Belaſtung 
der Kähne in den letzten Jahren gewaltig zugenommen haben.“ 

Wenn nun auch nach dem gefälligen Bericht vom 17. März 
— 219 — zahlenmäßige Nachweiſe für die Richtigkeit dieſer Angabe 
nicht zu beſchaffen ſind, ſo wäre es mir doch ſehr erwünſcht, über die— 
jenigen allgemeinen Wahrnehmungen unterrichtet zu werden, welche 
der Handelskammer als Unterlage für obige Mitteilung gedient haben. 
Ich bemerke, daß nach der amtlichen Statiſtik innerhalb des Deutſchen 
Reichs bei der Binnenſchiffahrt im Jahre 1897 drei, 1898 vier, 1899 
und 1900 je drei und in jedem der beiden folgenden Jahre fünf 
Konkurſe vorgekommen ſind.“ 

Nach eingehenden Ermittelungen berichteten wir, wie folgt: 

„Ew. Exzellenz berichten wir gehorſamſt, daß unſre erneuten 
Ermittelungen leider kein andres Ergebnis gehabt haben. Alle von 
uns befragten Sachverſtändigen haben beſtätigt, daß die Lage unſrer 
Kahnſchiffer höchſt traurig iſt, daß ihre Verſchuldung namentlich in den 
letzten Jahren erheblich zugenommen hat, bei vielen derart, daß ſie 
gezwungen waren, ihren Schiffahrtsbetrieb aufzugeben und den Kahn 
ihren Gläubigern zu überlaſſen. Es hat ſich allerdings nicht beſtätigt, 
daß die Subhaſtationen gewaltig zugenommen hätten, doch liegt dies 
daran, daß es bei dem Vermögensverfall eines Schiffers meiſt nicht 
zum Konkurs kommt, weil der Schiffer ſein einziges Vermögensſtück, 
den Kahn, ſeinen Gläubigern übergibt, ohne daß hierbei das Gericht 
in Anſpruch genommen wird. 

Wir haben in Erfahrung gebracht, daß in den letzten 3 bis 4 
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Jahren die folgenden Thorner Schiffer ihren Betrieb wegen Über⸗ 
ſchuldung aufgeben mußten: 
(folgt eine Reihe von Namen). 

Die meiſten der Genannten friſten jetzt ihr Daſein in abhängigen 
Stellungen, z. B. als Schiffsbedienſtete, Hausdiener u. a. m. 

Aber auch faſt alle diejenigen Schiffer, die ſich bis jetzt noch 
aufrechterhalten konnten, führen einen von Tag zu Tag ſchwerer 
werdenden Kampf um ihre Exiſtenz. Reparaturen werden ſo viel wie 
möglich vermieden, da keine Erſparniſſe vorhanden ſind, um ſie zu 
bezahlen. Ein deutliches Zeichen der vorhandenen Notlage iſt aber 
das Beſtreben der Schiffer, ihre Kähne lieber im freien Strome über⸗ 
wintern zu laſſen, als in den Sicherheitshäfen. Zahlreiche Kähne 
lagern ſtets bei Schwetz, auch in der Brahe und der Drewenz. Als 
Beiſpiel wird uns erzählt, daß im vorigen Herbſt drei Kähne, die bei 
Thorn lagen, bei Eintritt des Froſtes nicht in den Hafen gingen, 
ſondern ſich durch einen Schleppdampfer nach Wloclawek bringen ließen, 
um dort zu überwintern, trotzdem ihnen durch das Schleppen ein 
Koſtenaufwand von 70 Mk. erwuchs. Die Schiffer verzichten alſo auf 
die größere Sicherheit, die die Häfen ihnen bieten, nur um das für 
ſie ſchwer zu erſchwingende Hafengeld zu ſparen. Es iſt daher dringend 
zu wünſchen, daß die Hafengelder ermäßigt werden, damit die Schiffer 
die Häfen ohne Bedenken aufſuchen können, und nicht genötigt find, 
ihr einziges Hab und Gut den Gefahren des Hochwaſſers und des 
Eisganges auszujegen. 

Die traurige Lage des Schiffergewerbes wird uns übrigens auch 
von dem hieſigen Magiſtrat beſtätigt. Nach deſſen Mitteilungen ſind 
von den 250 hier beheimateten Schiffern 

107 mit einem Einkommen von 420—660 Mk., 

139 mit einem Einkommen von 660—900 Mk. 
veranlagt, und nur 4 haben eine Einkommenſteuer von 6—16 Mk. zu 
zahlen. Das Einkommen der allermeiſten Schiffer entſpricht aljo etwa . 
dem der Arbeiter und Handwerksgeſellen. 

Als weiterer Beweis für die Verminderung der Zahlungsfähigkeit 
der Schiffer wird der Umſtand angeführt, daß alljährlich etwa */; von 
ihnen mit ihren geringen Steuerbeträgen im Rückſtande bleiben, oft 
ſogar 5—6 Jahre hindurch. Verſuche, dieſe rückſtändigen Beträge auf 
dem Wege der Zwangsvollſtreckung beizutreiben, ſind dazu noch häufig 
vergeblich geweſen.“ 

Auf die Anfrage des Herrn Oberpräſidenten, ob es ſich nicht 
empfehle, als Zeitpunkt, mit welchem die Winterhafentarife für die 


fiskaliſchen Häfen an der Weichſel in Kraft treten ſollen, einheitlich 
für den ganzen Strom den 15. November feſtzuſetzen, erwiderten wir, 
daß dies im Intereſſe der Schiffahrttreibenden liegen würde, doch 
müßten die Ortsbaubeamten die Berechtigung erhalten, den Winter— 
tarif ſchon früher in Kraft treten zu laſſen, wenn die Witterungs⸗ 
verhältniſſe dies nötig machen. Wünſchenswert ſei es ferner, daß auch 
für das Ende des Wintertarifs ein einheitlicher Termin, vielleicht der 
1. April, feſtgeſetzt werde. 
3. Voſl. 


Beſtellung von Geldbriefen aus Breslau. 


Unter dem 16. Februar wandten wir uns in nachſtehendem 
Schreiben an das hieſige Poſtamt. 

„Es iſt uns kürzlich von einer hieſigen Firma mitgeteilt worden, 
daß in Breslau aufgegebene Geldbriefe hier häufig unverhältnismäßig 
ſpät eintreffen. Wir haben daraufhin bei andern Firmen Erkundigung 
eingezogen und dabei dieſe Erfahrung beſtätigt gefunden. Zum 
Beweis fügen wir einen Umſchlag bei, aus dem hervorgeht, daß der 
Geldbrief in Breslau zwiſchen 6—7 Uhr abends aufgegeben worden 
iſt, jedoch erſt mittags hier eintraf, während er bei den beſtehenden 
Zugverbindungen morgens früh zwiſchen 6—7 Uhr hätte hier ſein 
müſſen. Da eine ſolche Verzögerung in der Geldbriefbeſtellung für 
die Betroffenen Schädigungen und Unannehmlichkeiten zur Folge haben 
können, wenn es ſich z. B. um Deckung fälliger Wechſel u. a. handelt, 
ſo bitten wir das Kaiſerliche Poſtamt ergebenſt, den Gründen dieſer 
Verſpätung nachzuforſchen und auf eine baldige Abſtellung des Übel— 
ſtandes hinzuwirken.“ 

Bereits am 29. Februar wurde uns erwidert, daß Vorkehrungen 
für die rechtzeitige Beſtellung dieſer Geldbriefe getroffen ſeien. 


Bahnpoſt Thorn Warſchau. 


Ende März 1904 richteten wir folgende Eingabe an die Kaiſerliche 
Oberpoſtdirektion in Danzig: 

Vom 1. Mai d. J. ab foll im Anſchluß an den hier nachmittags 
4 Uhr 2 Min. eintreffenden Zug D 55 ein neuer Zug Thorn — Warſchau 
eingelegt werden, der etwa um Mitternacht in Warſchau ankommen wird. 
Wir bitten die Kaiſerliche Oberpoſtdirektion ergebenſt, darauf hinzuwirken, 
daß dieſer Zug auch Briefſchaften mitnimmt, die dann in Warſchau 
ſchon gegen 9 Uhr beſtellt werden würden. Zwar gelangen die jetzt 
hier nachmittags aufgegebenen Briefe, die von dem nachts 1 Uhr 9 Min. 
abgehenden Zuge D 21 mitgenommen werden, bereits 8 Uhr 7 Min. 
nach Warſchau, allein ſie werden dank den dortigen Poſtverhältniſſen 
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früheſtens um 12 Uhr, meiſt aber noch ſpäter beſtellt, jo daß ſie in der 
Regel erſt nach der Börſe in die Hände des Empfängers gelangen. 
Sollen Briefe ſchon vorher in Warſchau zur Beſtellung gelangen, ſo 
müſſen ſie ſo zeitig aufgegeben werden, daß ſie noch mit dem 11 Uhr 
46 Min. vormittags abfahrenden Zuge 431 mitgehen. Es würde daher 
die Einführung der beantragten Bahnpoſtverbindung von großem Vor— 
teil ſein, der ja dem geſamten deutſchen Briefverkehre, ſoweit er über 
Thorn geht, zugute kommen würde.“ 


Erweiterung des Sprechverkehrs. 


Mitte Februar 1904 wandten wir uns in nachſtehendem Schreiben 
an das Kaiſerliche Telepraphenamt in Thorn: 

„Das Kaiſerliche Telegraphenamt hat unſern Wünſchen vom 
20. Juli v. J. entſprechend in dankenswerter Weiſe darauf hingewirkt, 
daß Thorn zum Sprechverkehr mit Leipzig und, wenn auch leider nur 
in den verkehrsſchwächeren Stunden, mit Magdeburg zugelaſſen worden 
iſt. Von großem Werte für unſern Holzhandel würde es ſein, wenn 
wir auch die Möglichkeit erhalten würden, mit dem bedeutenden Holz— 
ſtapelplatz Liepe telephoniſch zu verkehren, und wir dürfen wohl die 
Hoffnung ausſprechen, daß das Kaiſerliche Telegraphenamt auch dieſen 
Antrag befürworten wird. 

Es ſind inzwiſchen aus dem Kreiſe der Kleiehändler zahlreiche 
Wünſche auf Erweiterung des Sprechverkehrs laut geworden. Es iſt 
ja bekannt, daß in Thorn ein ſehr umfangreicher Kleiehandel betrieben 
wird, deſſen Hauptabſatzgebiete Weſtpreußen, Poſen, Schleſien, Branden— 
burg, Pommern und Provinz ſowie Königreich Sachſen ſind. Während 
mit den für den Kleiehandel in Betracht kommenden Orten Weſt— 
preußens und Poſens ſchon jetzt geſprochen werden kann, ijt dies bei 
den übrigen der genannten Landesteile faſt gar nicht der Fall. Es 
ſind uns die nachſtehenden Orte genannt, bei denen das Bedürfnis 
nach Einrichtung direkten Sprechverkehrs am lebhafteſten empfunden 
wird: 

a. in Pommern: Altdamm, Gollnow, Stargard, Tempelburg, 

Dramburg, Belgard; 

b. in Brandenburg: Kottbus, Guben, Forſt, Sommerfeld, Drieſen, 
Lübben, Kalau, Dahme, Jüterbogk, Luckenwalde, Dobrilugk, 
Sorau, Finſterwalde, Friedeberg, Arnswalde, Spremberg, 
Woldenberg; 

c. in Schleſien: Görlitz, Glogau, Liegnitz, Grünberg; 

d. in der Provinz Sachſen: Düben, Eilenburg, Torgau; 

„im Königreich Sachſen: Dresden, Rieſa, Chemnitz. 
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Ferner iſt auch Telephonverbindung mit Hamburg gewünſcht 
worden, doch müßte dann auch Culmſee die Berechtigung erhalten, 
über Thorn mit Hamburg zu ſprechen. 

Wir bitten das Kaiſerliche Telegraphenamt ergebenſt, wohlwollend 
zu prüfen, inwieweit dieſen, allerdings ziemlich zahlreichen Wünſchen 
Rechnung getragen werden kann.“ 

Wir erhielten darauf folgenden Beſcheid: 

„Thorn iſt bereits zum Sprechverkehr mit Arnswalde, Kottbus, 
Glogau, Görlitz, Grünberg, Liegnitz und Woldenberg zugelaſſen, dagegen 
iſt nach den beſtehenden Beſtimmungen der Sprechverkehr mit Kalau, 
Dahme-Mark, Dobrilugk, Drieſen, Düben, Eilenburg, Finſterwalde, 
Guben, Jüterbogk, Liepe (Oder), Rieſa, Sommerfeld und Torgau nicht 
zuläſſig. Wegen der übrigen gewünſchten Sprechbeziehungen werden 
Ermittelungen angeſtellt, deren Ergebnis ſ. Z. mitgeteilt werden wird.“ 


III. Zoll- und Steuerweſen. 


Holzbegleitſcheine. 


Im Oktober v. J. ſandte das Königliche Hauptſteueramt in 
Bromberg den an der Holzeinfuhr intereſſierten Firmen folgendes 
Rundſchreiben zu: 

„Anträgen auf Erledigung von Holzbegleitſcheinen I, die nicht 
auf Bromberg als Empfangsamt ausgeſtellt ſind, werden wir künftig 
nur ſtattgeben, wenn bei Stellung des Antrags gleichzeitig der Nach— 
weis (durch Briefwechſel, beglaubigte Buchauszüge uſw.) erbracht wird, 
daß und wann das Holz eine andere als die im Begleitſcheine angegebene 
Beſtimmung erhalten hat, und wo ſich das Holz zur Zeit der Antrag— 
ſtellung befindet.“ 

Dieſe Maßnahme ſollte den Zweck haben, die rechtzeitige Verzollung 
der Hölzer, d. h. die Verzollung der Hölzer alsbald nach ihrem Übergange 
in den endgültigen Beſitz einer Perſon und bezw. nach ihrer Ankunft 
an ihrem endgültigen Beſtimmungsorte zu ſichern und die mißbräuchliche 
Ausnutzung der langen für den Transport nach Berlin, Stettin und 
andern fern gelegenen Orten bemeſſenen Transportfriſten für Hölzer, 
die nicht über Schulitz oder Bromberg hinausgehen und oft ſchon wenige 
Tage nach ihrem Eingange in Thorn ihren endgültigen Beſtimmungs— 
ort und Beſitzer erreicht haben, zu verhüten. 

Wir ſchrieben daraufhin an das Hauptſteueramt: 

„Wir bitten das Königliche Hauptſteueramt ergebenſt, die Ver— 
fügung vom Oktober v. J. wieder aufzuheben, wonach Anträgen auf 
Erledigung von Holzbegleitſcheinen J, die nicht auf Bromberg als 


Empfangsamt ausgejtellt find, künftig nur dann jtattgegeben werden 
ſoll, wenn bei Stellung des Antrags gleichzeitig der Nachweis erbracht wird, 
daß und wann das Holz eine andere als die im Begleitſcheine angegebene 
Beſtimmung erhalten hat, und wo ſich das Holz zur Zeit der Antrag— 
ſtellung befindet. Für den Holzhandel bedeutete dieſe Beſtimmung 
eine große Erſchwerung des Geſchäfts, während doch nicht zu erſehen 
ijt, daß aus der bisherigen Art, in der die Holzbegleitſcheine ! erledigt 
wurden, irgend eine Schädigung der Zollintereſſen erwachſen wäre. 
Das Königliche Hauptſteueramt hat auf Anfrage erwidert, die Ver⸗ 
fügung habe den Zweck, die rechtzeitige Verzollung der Hölzer zu 
ſichern und die mißbräuchliche Ausnutzung der langen, für den Trans— 
port nach Berlin, Stettin uſw. bemeſſenen Transportfriſten für Hölzer, 
die nicht über Schulitz oder Bromberg hinausgehen, zu verhüten. 
Es könnte hiernach ſcheinen, als ob man im Holzhandel durch Aus— 
ſtellung der Begleitſcheine auf ein möglichſt ferngelegenes Empfangsamt 
die dadurch gewährten längeren Transportfriſten ausnutzen wolle. 
Dies iſt jedoch nicht der Fall, und wenn es uns auch bekannt iſt, daß 
das jetzige Verfahren bei der Zollabfertigung der hier eingehenden 
Traften den beſtehenden Vorſchriften nicht ganz entſpricht, ſo iſt dies 
doch auch der Zollverwaltung nicht unbekannt, die das Verfahren 
billigt, weil eben kein anderer Ausweg vorhanden iſt. Es liegt dies 
daran, daß bis jetzt noch ein Tranſitlager für Holz bei Thorn fehlt. 
Da nun die meiſten Hölzer hier unverkauft ankommen, ein Beſtimmungs— 
ort daher nicht feſtſteht, die Traftenführer aber gezwungen find, inner- 
halb 48 Stunden nach dem Eintreffen in Thorn über jede Holztraft 
weitere Verfügung zu treffen, ſo bleibt nichts anderes übrig, als Begleit— 
ſcheine auf irgend ein Amt ausſtellen zu laſſen, und es iſt bei der 
Ungewißheit des endgültigen Beſtimmungsortes natürlich, daß man 
die Zollämter mit längerer Transportfriſt bevorzugt. 

Nachdem die Hölzer das Reviſionsfeld bei Thorn verlaſſen haben, 
ſchwimmen ſie doch nicht ab, ſondern man läßt ſie etwas weiter unter— 
halb am Weichſelufer feſtmachen. Nach dem Sicherheitshafen bei 
Brahnau läßt man ſie nicht bringen, da es ja noch ungewiß iſt, ob 
die Traften nicht nach Graudenz, Danzig oder Elbing verkauft werden, 
und ſo wird alſo ein Teil der eigentlich für den Transport beſtimmten 
Friſt nicht zu dieſem Zwecke, ſondern als Lagerfriſt benutzt. Es liegt 
daher, von ſeltenen Ausnahmefällen abgeſehen, nicht ſo, daß die Trans— 
portfriſt mißbräuchlich ausgenutzt wird, ſondern es tritt ſogar häufig der 
Fall ein, daß die eigentlich auf Berlin berechnete Transportfriſt ſelbſt 
für Hölzer, die ſchließlich in Bromberg ihren endgültigen Beſtimmungsort 
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finden, nicht ausreicht, zumal da ja auch die Einſchleuſung in den 
Bromberger Hafen oft viele Wochen in Anſpruch nimmt. 

Welche Erleichterung es aber bietet, daß die Begleitſcheine für 
diejenigen Hölzer, die über Bromberg hinausgehen, dort von dem 
Königlichen Hauptſteueramt erledigt werden, hat ja die Bromberger 
Handelskammer in ihrer Eingabe vom 24. v. M. ausführlich dargelegt. 


Was nun das Zollintereſſe angeht, ſo wird dies doch vollſtändig 
gewahrt, da der Begleitſcheinertrahent den vollen Zollbetrag als 
Sicherheit hinterlegen muß und es doch ganz gleichgültig iſt, an welchem 
Orte der Zoll bezahlt wird. Schließlich möchten wir aber noch darauf 
hinweiſen, daß gerade jetzt kein Grund vorliegt, die in langen Jahren 
bewährte, für den Holzhandel ſo große Erleichterung bietende Abferti— 
gungsart aufzugeben, da doch vorausſichtlich ſchon Ende nächſten Jahres 
der Holzhafen bei Thorn fertiggeſtellt ſein wird, ſo daß man von da 
ab die noch unverkauften Hölzer auf Tranſitlager nehmen kann. Die 
Hölzer können dann, ſobald ſie verkauft ſind, entweder ſofort verzollt 
oder auf Begleitſchein nach dem dann feſtſtehenden Beſtimmungsorte 
verjandt werden, jo daß das Zollabfertigungsverfahren genau den 
beſtehenden Beſtimmungen entſprechend gehandhabt werden kann.“ 


Das Hauptſteueramt lehnte aber ein Eingehen auf unſre Münſche 
ab, indem es ſchrieb: 


„Nach $ 23 des Begleitſcheinregulativs dürfen wir Begleitſcheine I, 
die nicht von vornherein auf uns als Empfangsamt ausgeſtellt worden 
ſind, nur dann erledigen, wenn die Ware eine andere als die im 
Begleitſchein angegebene Beſtimmung erhält und danach in unſerm 
Bezirke verbleiben ſoll, oder wenn auch die Ware nach der veränderten 
Beſtimmung nicht in unſerm Bezirke verbleiben ſoll, wir aber das 
nächſte zur Erledigung des Begleitſcheins befugte Amt ſind. Wir 
müſſen daher, wenn die Erledigung eines nicht auf Bromberg aus— 
geſtellten Begleitſcheins I von uns verlangt wird, den Nachweis 
fordern, daß die Ware eine veränderte Beſtimmung erhalten hat, und 
wo ſich das Holz zur Zeit der Stellung des Antrags auf Erledigung 
befindet. Nach dem genannten Paragraphen hat der Warenführer, 
ſobald eine mit Begleitſchein I abgefertigte Ware eine andere als die 
darin angegebene Beſtimmung erhält, den Begleitſchein bei dem 
nächſten zu der erforderlichen Abfertigung befugten Amte, unter 
Stellung des entſprechenden Antrags, abzugeben. Wir haben aljo 
den Nachweis zu verlangen, wann die Ware eine veränderte Beſtimmung 
erhalten hat. 
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Unſer an verſchiedene Holzintereſſenten gerichtetes Schreiben vom 
23. Oktober v. J. Nr. 8228 hat mithin zunächſt den Zweck, das 
Verfahren bei Erledigung der Holzbegleitſcheine I den Beſtimmungen 
entſprechend zu regeln. Die unmittelbare Veranlaſſung zu dem Schreiben 
gab die von uns gemachte Erfahrung, daß die Warenführer ihrer 
Verpflichtung gemäß § 23 des Begleitſcheinregulativs in vielen Fällen 
nicht nachkommen, ſondern ohne Rückſicht darauf, wann die Ware eine ver— 
änderte Beſtimmung erhalten hat, erſt am letzten Tage der Transportfriſt, 
vielleicht nach Ablauf einer mehrmonatigen Transportfriſtverlängerung, 
die Begleitſcheine I uns mit dem Antrage, ſie hier zu erledigen, vor— 
legen. Auf dieſe Weiſe aber wird der dem Staate gebührende Zoll 
häufig zu ſpät bezahlt, und dies kann dem Staate nicht gleichgültig 
ſein, wenn ihm auch, wie die Handelskammer richtig bemerkt, gleich— 
gültig fein kann, an welchem Orte der Zoll bezahlt wird. Unſer 
Schreiben vom Oktober v. J. hat ſomit den ferneren Zweck, die recht— 
zeitige Zahlung des Zolls bei veränderter Beſtimmung über die 
Waren zu erreichen und ſo den Staat vor Schaden zu bewahren. 

Begleitſcheine 1 über Hölzer, die über Bromberg hinausgehen, 
können wir nur erledigen, wenn Bromberg das dem Beſtimmungsorte 
des Holzes nächſtgelegene zur Erledigung von Begleitſcheinen 1 befugte 
Amt iſt, Anträgen auf Erledigung von Begleitſcheinen 1 über Hölzer, 
die z. B. nach Liepe a. O. Drieſen, Küſtrin, Landsberg a. W. uſw. 
gehen, können und werden wir daher nicht ſtattgeben, weil andere 
zur Erledigung zuſtändige Amter, z. B. Frankfurt a. O., Landsberg a. W., 
Berlin, näher liegen. 

Eine Erſchwerung des Holzgeſchäfts haben wir durch unſer 
Schreiben und die darin geſtellten Forderungen keineswegs beabſichtigt, 
tritt eine ſolche gleichwohl ein, ſo vermögen wir nach Lage der 
Beſtimmungen daran leider nichts zu ändern. Das in Thorn bisher 
gehandhabte Abfertigungsverfahren wird durch unſer mehrerwähntes 
Schreiben nicht berührt. 

Kann das Holz in dem im Begleitſcheine feſtgeſetzten Zeitraum 
aus Gründen der im § 28 des Begleitſcheinregulativs angeführten Art 
ſeinen Beſtimmungsort nicht erreichen, ſo ſind wir nach wie vor bereit, 
die Transportfriſt auf Antrag entſprechend zu verlängern, bemerken 
jedoch, daß der Umſtand, daß das Holz wegen mangelnder Verfügung 
darüber auf der Weichſel ſtill liegen muß und jo ein Teil der Transport: 
friſt nicht zum Weiterſchaffen des Holzes benutzt werden kann, ſondern 
als Lagerfriſt ausgenutzt werden muß, keinen Grund zur Verlängerung 
der Transportfriſt abgibt. 
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Nach Vorſtehendem find wir zu unſerm Bedauern nicht in der 
Lage, unſer Schreiben vom 23. Oktober 1903 Nr. 8228 zurückzunehmen.“ 

Nun wandten wir uns in nachſtehender Eingabe an den Herrn 
Provinzial-Steuerdirektor in Danzig: 

„Das Königliche Hauptſteueramt in Bromberg ſandte im Oktober 
v. J. verſchiedenen an der Holzeinfuhr intereſſierten Firmen folgendes 
Schreiben: 


„Anträgen auf Erledigung von Holzbegleitſcheinen I, die 
nicht auf Bromberg als Empfangsamt ausgeſtellt ſind, werden 
wir künftig nur ſtattgeben, wenn bei Stellung des Antrags 
gleichzeitig der Nachweis (durch Briefwechſel, beglaubigte Buch— 
auszüge uſw.) erbracht wird, daß und wann das Holz eine 
andere als die im Begleitſchein angegebene Beſtimmung erhalten 
hat, und wo ſich das Holz zur Zeit der Antragſtellung befindet.“ 

In der abſchriftlich beigefügten Eingabe wandten wir uns darauf 
an das Königliche Hauptſteueramt und baten um Beibehaltung des 
bisher bei der Erledigung von Holzbegleitſcheinen zugelaſſenen Ber- 
fahrens, worauf uns jedoch der gleichfalls abſchriftlich beigelegte ab— 
lehnende Beſcheid zuging. 

Durch dieſe Entſcheidung des Hauptſteueramts iſt unſer Holzhandel 
in eine gewiſſe Notlage verſetzt worden, denn wie ſoll hiernach die 
Zollerledigung ſtattfinden, wenn die teilweiſe Ausnutzung der Transport: 
friſt als Lagerfriſt keinen Grund zur Verlängerung der Transportdauer 
abgeben ſoll. Es muß ja ohne weiteres zugegeben werden, daß das 
Bromberger Hauptſteueramt ſich mit ſeinen Ausführungen formell im 
Rechte befindet, doch ſteht anderſeits auch feſt, daß der Holzhandel in 
hohem Grade erſchwert werden würde, wollte man die beſtehenden 
Vorſchriften buchſtäblich durchführen. Es müſſen unbedingt Erleichterungen 
geſchaffen werden, und ſolche ſind ſehr wohl möglich, ohne daß das 
Zollintereſſe im geringſten darunter leidet. Wir haben aber ein großes 
Intereſſe daran, daß Maßregeln, die den Holzhandel erleichtern, getroffen 
werden, weil ſonſt die Gefahr beſteht, daß ſich der jetzt bei Thorn 
abſpielende Holzmarkt von hier wegzieht. Hier in Thorn findet nämlich 
in der Hauptſache der Verkauf der auf der Weichſel eingehenden 
ruſſiſchen und galiziſchen Traften ſtatt, denn wenn auch ein Teil der 
über die Grenze kommenden Hölzer bereits verkauft iſt, ſo kommt doch 
die Mehrzahl der Flöße unverkauft hier an. Innerhalb 48 Stunden 
nach Ankunft der Traften auf dem Reviſionsfeld bei Thorn muß über 
ſie Verfügung getroffen werden. Es iſt ausgeſchloſſen, daß man ſie 
ſofort verzollt, da man ja nicht weiß, ob ſie nicht bloß durch Deutſch— 
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land durchgehen und wieder zum Export gelangen werden. Eine 
ſofortige Verzollung würde auch dem Intereſſe unſrer Holzſpediteure 
widerſprechen, da ihnen dann für den von ihnen jedenfalls zu ver⸗ 
auslagenden Zoll nur ein reines Forderungsrecht gegenüber dem 
Importeur zuſtehen würde; deshalb ließ man für die Hölzer Begleit— 
ſcheine auf ein möglichſt weit gelegenes Zoll- oder Steueramt aus 
ſtellen, denn dadurch war die Wiederausfuhr möglich, auch konnten 
ſich die Spediteure, wenn ſie nach Ablauf der Begleitſcheinfriſt den 
Zoll erlegen mußten, ohne daß ſie Deckung erhalten hatten, an dem 
Holze ſchadlos halten. Nach dem Begleitſcheinregulativ hätten nun 
die Hölzer immer ſofort von Thorn abſchwimmen müſſen, während ſie 
doch den Thorner Holzmarkt nicht eher verlaſſen konnten, bis der Ber- 
kauf erfolgt war. Sie blieben alſo im Widerſpruch gegen die beſtehenden 
Vorſchriften hier, und dies geſchah mit Wiſſen und Willen der Zoll: 
verwaltung, weil es eben keinen andern Ausweg gab. Erſt wenn 
das Holz verkauft war, ſchwamm es nach ſeinem Beſtimmungsorte ab, 
und es kam dabei nicht ſelten vor, daß eine Traft teilweiſe nach Danzig, 
teilweiſe nach Bromberg und darüber hinausging. Die Begleitſcheine 
wurden, ſoweit das Holz nicht nach Danzig ging, faſt ſämtlich von dem 
Hauptſteueramt Bromberg, das keine Vorführung der Hölzer verlangte, 
erledigt. Dieſe Art der Erledigung iſt nun durch die erwähnte Ber 
fügung dieſes Amtes unmöglich geworden; unmöglich iſt es aber auch, 
genau nach den beſtehenden Vorſchriften die Zollabfertigung vorzu— 
nehmen, wenn man nicht das Holzgeſchäft ſchädigen und den Thorner 
Holzmarkt zerrütten will. Abhilfe muß geſchaffen werden. Aller Ver— 
legenheit wäre man ja enthoben, wenn jih hier eine öffentliche Nieder- 
lage für Holz befände, damit man die Traften auf Tranſitlager nehmen 
könnte. Augenblicklich iſt zwar eine ſolche Gelegenheit nicht vorhanden, 
doch kann, ſobald der Holzhafen, der demnächſt in Angriff genommen 
werden wird, vollendet iſt, darin ein ſolches Tranſitlager eingerichtet 
werden, und wir möchten hervorheben, daß wir bei unſern Beſtrebungen 
nach Herſtellung eines Holzhafens ſtets auch dieſen Zweck im Auge 
gehabt haben. 

Bis der Hafen vollendet iſt, was noch etwa zwei Jahre dauern 
wird, muß man ſich notgedrungen auf andere Weiſe zu helfen ſuchen, 
und zwar kann man dies wieder nur durch Benutzung der Begleit— 
ſcheine I tun. Nach unſerm Dafürhalten würde folgender Weg gang— 
bar ſein: Die Transportfriſt für die auf Begleitſchein nach Bromberg 
abgefertigten Hölzer wird auf 6 Wochen feſtgeſetzt, und ſie muß 
prolongiert werden, wenn innerhalb dieſer 6 Wochen das Holz nicht 
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verkauft worden ift. Ferner muß es dem Thorner Hauptzollamt 
geſtattet ſein, die ausgeſtellten Begleitſcheine mit der darin feſtgeſetzten 
Zollſumme ſelbſt zu erledigen und die Begleitſcheine nötigenfalls umzu— 
ſchreiben. Eine ſolche Beſtimmung würde ein ausreichender Erſatz 
für das jetzt noch fehlende Tranſitlager ſein; auch würde dadurch jede 
Unklarheit vermieden und jede Schädigung des Zollintereſſes aus— 
geſchloſſen. 

Ew. Hochwohlgeboren bitten wir daher ergebenſt, eine ſolche 
Verfügung baldmöglichſt erlaſſen zu wollen, wobei wir um ſo eher 
auf die Erfüllung unſrer Bitte rechnen, als es ſich um die Beſeitigung 
eines doch nur vorübergehenden Notſtandes handelt.“ 

Daraufhin ijt uns unter dem 2. Mai folgender Beſcheid zugegangen, 
durch den die Angelegenheit zufriedenſtellend erledigt erſcheint: 

„Unter den in der Eingabe vom 5. April d. J. Nr. 669 — 
vorgetragenen beſonderen Umſtänden habe ich das Hauptzollamt 
Thorn mit Anweiſung verſehen, die Transportfriſten für das aus 
Rußland weichſelabwärts eingehende Holz, ſoweit es in Thorn noch 
nicht hat verkauft werden können, reichlicher zu bemeſſen und diejenigen 
Begleitſcheine I, deren zugehörige Holzmengen den Bezirk des Haupt⸗ 
zollamts Thorn noch nicht verlaſſen haben, auch in Thorn ſelbſt, 
ſofern die Transportfriſt noch nicht abgelaufen iſt, zur Erledigung 
anzunehmen, auch dann wenn im Begleitſchein ein anderes Erledigungs— 
amt urſprünglich angegeben war.“ 


IV. Anterrichtsweſen. 


Kaufmännijche Fortbildungsſchulen. 


Nachſtehend veröffentlichen wir die uns von den Leitern der 
kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen in Thorn, Kulm, Brieſen und 
Neumark zur Verfügung geſtellten Berichte über den Verlauf des 
letzten Schuljahres. 


1. Bericht über die kaufmänniſche Jorthildungsſchule in Thorn. 


In den Verhältniſſen der Anſtalt hat ſich, ſoweit Schülerzahl, 
Schulbeſuch, Leiſtungen und Fortſchritte der Schüler nebſt Verſetzungen 
ſowie das Betragen der Lehrlinge in Betracht kommen, wenig geändert. 

Wenn das Jahr 1903/04 mit 83 Schülern begonnen hat, die 
jo auf die 4 aufſteigenden Klaſſen verteilt waren, daß in I 24, in 
II 25, in III 24 und in IV 10 Schüler ſaßen, jo zählte am Schluſſe 
des Schuljahres die Anſtalt ebenfalls 83 Schüler, von denen indeſſen 
infolge der im Laufe des Schuljahres eingetretenen Zu- und Abgänge 
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zur I. Klaſſe noch 10, zur I. 23, zur II. 31 und zur IV. 19 gehörten. 
Es ſtanden demnach 73 Schüler vor der Verſetzung; verſetzt wurden 
davon 53, d. |. 72,6 % gegen 75 9% im Vorjahre. Dieſer übrigens 
geringe Rückgang erklärt ſich daraus, daß von den 19 der IV. Klaſſe 
angehörenden Schülern infolge ihrer ganz unzureichenden Schulbildung 
nur 10 die Reife für die nächſte Klaſſe erreichten; waren doch 4 der 
im Winterhalbjahre eingetretenen Lehrlinge bei ihrer Aufnahme nicht 
einmal im kleinen Einmaleins ſicher. Bei Feſtſtellung dieſer betrübenden 
Tatſache ſei nochmals darauf hingewieſen, daß unſres Erachtens jeder 
Kaufmann ſich ſelbſt und ſeinen Stand ſchädigt, wenn er ſolchen 
minderwertigen Nachwuchs in ſein Geſchäft aufnimmt. 

Der Schulbeſuch war befriedigend, ja man könnte ihn gut 
nennen, wenn nicht auch in dieſem Winter längere Krankheiten größere 
Verſäumniſſe verurſacht hätten. Der Prozentſatz der Verſäumniſſe betrug 
im Durchſchnitt 4,4 %, von denen aber nur 0,5 9% ungerechtfertigt 
waren, ſo daß nur wenige Strafanträge notwendig wurden. 

Das Betragen der Schüler gab nur in wenigen Fällen zu 
Klagen oder gar zu Strafanträgen Anlaß. Vermißt wurde indes bei 
einer größeren Anzahl Schüler — es ſind hauptſächlich ſolche mit 
mangelhafter Vorbildung — Sauberkeit und Ordnungsliebe in ihrer 
Kleidung wie in ihren Heften und Büchern. Möchte dieſer Hinweis 
dazu beitragen, daß die Lehrherren auch in dieſer Hinſicht die 
Beſtrebungen der Schule unterſtützen! 

Sowohl die Lehrer- als auch die Schülerbibliothek ſind durch 
Neuanſchaffungen bereichert worden. Die Lehrmittel find durch Bam: 
bergs neuerſchienene Wandkarte zur Kultur, Handels- und Wirtichafts- 
geographie von Deutſchland vermehrt worden. 

Der Sedantag und der Geburtstag Sr. Majeſtät des Kaiſers 
wurden feſtlich begangen. — Am letzten Tage des Schuljahres fand 
in Gegenwart mehrerer Mitglieder des Kuratoriums eine Schlußfeier 
ſtatt, bei der Herr Kaufmann Rawitzki eine mahnende und ermunternde 
Anſprache hielt und 5 Prämien an fleißige Schüler verteilte. 


2. Bericht über die kaufmännifde Jortbildungsſchule in Kulm. 


Am 20. April 1903 wurde das neue Schuljahr mit einer kurzen 
Feier eröffnet. Der techniſche Leiter der Schule konnte mit beſonderer 
Freude darauf hinweiſen, daß die Beleuchtungsfrage hinſichtlich unſrer 
Schulräume nunmehr in glücklichſter Weiſe gelöſt ſei; die ſtädtiſche Ver— 
waltung hatte während der Oſterferien die Einrichtung für Gasglühlicht 
getroffen und übernahm vom 1. April 1903 ab die Koſten für Heizung 
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und Beleuchtung auf ihren Etat. Die kaufmänniſche Fortbildungsſchule 
ſpricht der Stadt hiermit den wärmſten Dank aus. 

Die Frequenz der Schule betrug bei Beginn des Schuljahres 32, 
hielt ſich im allgemeinen in der Mitte der Dreißiger, erreichte aber in 
der erſten Hälfte des März die Zahl 43. 

Nach einer vom techniſchen Leiter aufgeſtellten ſtatiſtiſchen Tiber- 
ſicht wurde die Anſtalt im Schuljahre 1903 im ganzen von 64 Schülern 
beſucht, von denen eine größere Anzahl allerdings nur wenige Monate, 
einzelne ſogar nur ein paar Wochen im Geſchäft und in der Schule 
blieben. Es beſteht alſo der ſchon früher beklagte Übelſtand eines 
ſtarken Wechſels im Schülermaterial fort. Von jenen 64 Schülern 
waren 17 hieſig, 47 auswärtig; 34 ſtammten aus der Stadt und 30 
vom Lande; 25 waren evangeliſch, 29 katholiſch, 10 moſaiſch; 39 waren 
deutſcher und 25 polniſcher Mutterſprache. Von den letzteren ſprachen 
13 das Deutſche in ſo mangelhafter Weiſe, daß man ſich die Frage 
vorlegen muß: Haben dieſe Jünglinge tatſächlich 8 Jahre hindurch 
eine deutſche Schule beſucht? 

Am 22. ſtarb nach langem ſchweren Leiden Herr Vorſchullehrer 
Carl Polley im 41. Lebensjahre. Der Verewigte hatte ſeit der 
Begründung der kaufmänniſchen Fortbildungsſchule an dieſer mit Eifer 
und Treue gewirkt; die Wertſchätzung des Kuratoriums und der Kauf— 
mannſchaft und die Liebe und Achtung der Fortbildungsſchüler fanden 
in dem ihm gewidmeten Nachruf und in den für ſeine letzte Schlummer— 
ſtätte beſtimmten ſchönen Kränzen Ausdruck und Beſtätigung. Am 
23. April wurde in der Schule, das Andenken des Toten zu ehren, 
eine Feier veranſtaltet. — An Polley's Stelle trat am 20. Auguſt 
definitiv Herr Realſchullehrer Ernſt Wilhelmy, der bereits während der 
Krankheit Polley's und nach dem Ableben desſelben an der kauf— 
männiſchen Fortbildungsſchule unterrichtet hatte. 

Den Vorſitz im Kuratorium, den nach dem Tode des Herrn 
Bürgermeiſters Steinberg Herr Stadtrat Otto Peters vertretungsweiſe 
geführt hatte, übertrug der Herr Regierungspräſident dem neuen Bürger⸗ 
meiſter der Stadt Kulm, Herrn Liebetanz. Am 20. Auguſt wurde 
dieſer von Herrn Peters in ſein neues Amt eingeführt. Herr Bürger- 
meiſter Liebetanz erſuchte Herrn Peters, das rege Intereſſe, das dieſer 
allezeit der kaufmänniſchen Fortbildungsſchule gewidmet, auch fernerhin 
zu betätigen und alles, was dieſe Anſtalt angehe, im Auge zu behalten. 

Eine Erweiterung der Schülerbibliothek war ſehr nötig und wurde 
von der Schulleitung lebhaft gewünſcht. Letztere kam durch die Zuwendung 
der Handelskammer Thorn in die angenehme Lage, dieſen Wunſch 
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wenigſtens teilweiſe realiſieren zu können. Die kaufmänniſche Port: 
bildungsſchule ſagt der gütigen Geberin hiermit wärmſten Dank und 
bittet, ihr Wohlwollen auch ferner der Anſtalt bewahren zu wollen. 

Der Verlag von F. A. Brockhaus-Leipzig ſchenkte für die Anjtalts- 
bibliothek das wertvolle Werk: Otto Kiſtner, Wörterbuch der kauf— 
männiſchen Korreſpondenz. Der techniſche Leiter der Anſtalt hat 
wiederholt den ſtrebſameren Schülern zu ihrer Weiterbildung dieſes 
Buch empfohlen. Der Verlagsbuchhandlung aber i wir auch an 
dieſer Stelle. 

Von der Behörde wurde der Schulleitung das Werkchen: Der 
Alkohol und ſeine Gefahren von Heinrich Quenſel, Regierungsrat in 
Cöln mit der Weiſung zugeſandt, den Schülern der Anſtalt die in der 
Schrift ausgeſprochenen Gedanken und Lehren als geiſtigen Beſitz zu 
vermitteln und ſo an der ſozialen Hebung des Volkes mitzuwirken. 
Das iſt geſchehen und wird in verſtärktem Maßſtabe weiter geſchehen. 

Die Anſtaltsbibliothek zählt gegenwärtig 159 Bände. Die Schul- 
leitung läßt bei der Auswahl der Bücher größtmögliche Vorſicht walten, 
daß nicht ungeeignete Lektüre in die Hände der Jugend falle. — 
Auf Rechnung der Schulkaſſe wurden 45 Exemplare „Amtliches Wörter- 
verzeichnis“ beſchafft und unter die Schüler verteilt. 

Die Sedanfeier wurde nachträglich am 3. September in jeder 
Klaſſe beſonders durch eine kurze Anſprache des Lehrers begangen. 
Den Geburtstag Sr. Majeſtät des Kaiſers feierte die Schule in 
gewohnter Weiſe durch Deklamationen der Schüler und durch eine 
Feſtrede des techniſchen Leiters, Vorſchullehrers Behnke. 

Am 22. März fand der diesjährige Schulſchluß in feierlicher 
Weiſe ſtatt. Es wurden auch diesmal an die ſtrebſameren Schüler 
Prämien gegeben. Das Kuratorium war bei der Feier durch mehrere 
Mitglieder vertreten. Herr Wilhelmy ſchilderte in längerem Vortrage 
die Entſtehung, die hohe Machtentfaltung und den kulturellen Einfluß 
der deutſchen Hanſa und legte die Gründe dar, die ihren Niedergang 
veranlaßten. Der techniſche Leiter der Anſtalt, Behnke, wies alsdann 
darauf hin, wie Wilhelm der Große, an deſſen Geburtstage dieſe 
Feier ſtattfinde, ein Gegenſtück zum Hanſabunde geſchaffen; er habe 
den Norddeutſchen Bund und dann das neue Deutſche Reich errichtet 
und den feſten Grund gelegt für die Entwicklung Deutſchlands zu 
einer Weltmacht. Noch ſtehe unſer Volk nicht auf dem höchſten Gipfel, 
aber es ſtrebe ihm machtvoll zu. Um das glänzende Ziel zu erreichen, 
müſſe es ein ſtarkes Geſchlecht fein, vor allem ſtark durch hohe ſittliche 
Kraft. Dieſe zu heben, die allgemein menſchlichen wie die nationalen 


Tugenden in den Herzen der Jugend zu herrlicher Blüte zu entwickeln, 
ſei Aufgabe und Pflicht der Schule. Auch die kaufmänniſche Fort- 
bildungsſchule müſſe nach Maßgabe ihrer Kräfte an der Löſung dieſer 
Aufgabe mitarbeiten. Deutſchland allezeit voran! müſſe der Wahlſpruch 
aller Deutſchen ſein, dann werden wir würdig ſein der großen Taten 
unſrer Vorfahren, dann werden wir uns in Wahrheit dankbar erweijen 
gegen Wilhelm den Großen und gegen das herrliche Geſchlecht der 
Hohenzollern. 
3. Bericht über die kaufmänniſche Jortbildungsſchule in Briefen. 

Das letztverfloſſene Schuljahr der hieſigen kaufmänniſchen Fort— 
bildungsſchule, das 7. ſeit ihrem Beſtehen, endigte am 26. März d. J. 
Die Unterrichtszeit umfaßte 41 Schulwochen mit 243 Schulſtunden. 
Über den Verlauf des Berichtsjahres mögen hier nachſtehende Angaben 
mitgeteilt werden. 

Das Schülerverzeichnis der Anſtalt wies zu Oſtern 1903 53 und 
am Schluſſe des Schuljahres 54 Schüler auf, wovon 3 entlaſſen wurden, 
ſo daß in das neue Schuljahr 51 Zöglinge eintraten. Von dieſen 
verblieben 22 in der II. Klaſſe, während Klaſſe I 29 Schüler zugewieſen 
werden konnten. . 

Wie alljährlich, jo wurden auch diesmal Schulzeugniſſe verabfolgt. 
Da das Kuratorium der Schule die Mittel zu dieſem Zwecke bereitwilligſt 
zur Verfügung geſtellt hatte, ſo konnten 4 Schüler für vorzügliches 
Betragen und gute Leiſtungen durch Verleihung wertvoller Bücher, 
worunter ſich auch der wertvolle Roman „Soll und Haben“ von 
Guſtav Freytag befand, ausgezeichnet werden. 

Die Führung der Schüler, ſowie ihre Teilnahme am Unterricht 
und infolgedeſſen auch die unterrichtlichen Erfolge im abgelaufenen 
Jahre können als durchaus befriedigend bezeichnet werden. Nur in 
3 Fällen machte ungebührliches Betragen die Stellung von Strafanträgen 
erforderlich, während ſich im übrigen die der Schule zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung dienenden Zuchtmittel als ausreichend erwieſen. 

Der Geburtstag Sr. Majeſtät des Kaiſers und die Wiederkehr 
des Sedantages wurden durch entſprechende Schulfeiern, beſtehend in 
Geſang, Deklamationen und Anſprache, feſtlich begangen. 

Da der regelmäßige Unterrichtsbetrieb keine außerordentliche 
Störung und Unterbrechung erlitt, ſo konnten, wie ſchon vorher ange— 
deutet, die lehrplanmäßigen Stoffe mit Erfolg erledigt werden. 

Die Bücherei wurde durch weitere Neuanſchaffungen vergrößert, 
ſo daß zur Befriedigung des Leſebedürfniſſes der Fortbildungsſchüler 
gegenwärtig 185 Schriften mit 197 Bänden zur Verfügung ſtehen. 


Möge ſich das neue Schuljahr in feinem Verlaufe derartig gejtalten, 
daß die einjtige Rückſchau auf dasſelbe nur lauter erfreuliche Bilder 
darbietet! 

4. Bericht über die Jortbildungsſchule in Renmark. 

Bei der hieſigen gewerblichen Fortbildungsſchule ſind 2 beſondere 
Klaſſen für Handlungslehrlinge eingerichtet. Das Schuljahr begann 
am 1. April mit 33 Schülern, von denen 20 zur J. und 13 zur ll. Klaſſe 
gehörten. Die Schulpflicht dauert bis zum vollendeten 18. Lebensjahre; 
jedoch werden Schüler, welche die J. Klaſſe mit gutem Erfolge beſucht 
haben und Gehilfen geworden ſind, früher entlaſſen. Diejenigen aber, 
bei welchen das Vorerwähnte nicht zutrifft, müſſen über das 18. Lebensjahr 
hinaus bis zu dem Entlajjungstermin die Schule beſuchen, der dem 
Halbjahre voraufgeht, in dem der Schüler das 18. Lebensjahr vollendet. 

Der Schulbeſuch war zufriedenſtellend. Das Betragen der Schüler 
hat nur höchſt ſelten zu Ausſtellungen Anlaß gegeben. 

Lehrgegenſtände ſind Deutſch, Rechnen, Buchführung, Handels— 
geographie und Warenkunde. Um den Unterricht in der Buchführung 
in geeigneter Weiſe und recht nutzbringend erteilen zu können, hat ein 
Lehrer bereits einen Buchführungskurſus in Berlin abſolviert und ſoll 
in nächſter Zeit noch zu einem zweiten einberufen werden. 

Eine Schulfeier wurde mit Geſang, deklamatoriſchen Vorträgen 
und einer Feſtanſprache am Geburtstage Sr. Majeſtät des Kaiſers 
veranſtaltet, an welcher das Kuratorium und die Lehrherren recht zahlreich 
teilnahmen. Im Anſchluſſe daran fand im Konferenzzimmer eine 
Ausſtellung von Schülerarbeiten ſtatt, welcher reichliche Anerkennung 
gezollt wurde. Leider konnten tüchtige, fleißige Schüler nicht mit 
Prämien bedacht werden, da hierzu die geeigneten Mittel fehlen. 
Auch beſteht aus Mangel an denſelben keine eigene Schülerbibliothek. 
Die Schüler benutzen recht eifrig die Werke der hier eingerichteten 
Volksbibliothek. Die Errichtung einer eigenen Fachbibliothek wäre 
dringend nötig. 

Im Laufe des Schuljahres fanden zahlreiche An- und Abmeldungen 
ſtatt, ſo daß am Schluſſe desſelben 35 Schüler die Anſtalt beſuchten. 
3 Schüler wurden entlajjen und mit vorſchriftsmäßigen Entlaſſungs— 
zeugniſſen verſehen. 6 Schüler wurden nach der J. Klaſſe verſetzt, ſo 
daß das neue Schuljahr mit 20 Schülern der J. und 12 Schülern der 
II. Klaſſe anfing. 

Schifferſchule. 
Der uns zugegangene Bericht des Leiters der Schifferſchule lautet: 
„Der Winterkurſus 1903/04 in der hieſigen Schifferſchule dauerte 
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vom 4. Januar bis zum 27. Februar d. J. An demſelben nahmen 
19 Schiffer teil, welche auf zwei Klaſſen verteilt waren; der erſten 
Klaſſe gehörten 8 und der zweiten 11 Schüler an. Der Unterricht 
fand an den Wochentagen nachmittags von 6 bis 8 Uhr in der erſten 
Gemeindeſchule ſtatt. Der Kurſus hat in dieſem Jahre 8 Wochen, im 
ganzen 45 Unterrichtstage aufzuweiſen. Es wurde in Deutſch, Geographie, 
Rechnen, Handelslehre, Schiffsdienſt, Schiffbau, Geſetzeslehre, Maſchinen— 
lehre und Samariterdienſt unterrichtet. Der Schulbeſuch betrug 97,3 9%. 

Am 30. Februar fand die Elbſchifferprüfung ſtatt. Derſelben 
unterzogen ſich 8 Zöglinge der Schifferſchule; ſämtliche beſtanden die 
Prüfung und erwarben ſich hiermit das Elbſchifferpatent.“ 


V. Innere Angelegenheiten der Kammer. 


wahlen. 


Bei den Ergänzungs- und Erſatzwahlen, die Ende des Jahres 
1903 ſtattfanden, wurden im Wahlkreiſe Thorn die Herren A. Born, 
C. Berendes und E. Dietrich wieder-, die Herren J. Houtermans, 
Max Roth und D. Wolff neugewählt, im Wahlkreiſe Löbau wurden 
die Herren C. Cohn und C. Landshut wiedergewählt, im Wahlkreiſe 
Strasburg die Herren C. Majewski und Emil Wagner neugewählt. 

Gegen die Wahlen in Neumark war von einigen Löbauer Firmen 
Einſpruch erhoben worden, den wir, wie folgt, abwieſen: 

„Durch Ihr Schreiben vom 10. Dezember, ergänzt durch das 
Schreiben vom 14. Dezember v. J. haben Sie gemäß $ 15 des 
Geſetzes über die Handelskammern vom 19. Auguft 1807 Einſpruch 
erhoben gegen die Handelskammerwahlen, die am 2. Dezember 1904 
in Neumark ſtattgefunden haben. 

Zur Begründung Ihres Einſpruchs führen Sie aus: 

„I. Die Handelskammer zu Thorn hat in ihrer Plenarſitzung 
vom 2. November 1898 beſchloſſen, daß für die Handelskammerwahlen 
der Wahlberechtigten des Kreiſes Löbau die Stadt Löbau Wahlort 
ſein ſollte. Dieſer von dem Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe 
genehmigte Beſchluß beſteht auch jetzt noch zu Recht, denn er iſt 
niemals ausdrücklich aufgehoben worden. Zwar iſt in § 3 des Wahl— 
ſtatuts, das von der Kammer in der Plenarſitzung vom 18. April 1899 
beſchloſſen und von dem Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe 
unter dem 19. Mai 1899 genehmigt worden iſt, Neumark als Wahlort 
für den Kreis Löbau beſtimmt worden, jedoch iſt dadurch der Beſchluß 
vom 2. November 1898 nicht außer Kraft geſetzt worden. Die Wahlen 
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haben daher zu Unrecht in Neumark ſtattgefunden. Geſetzlich müſſen 
auch ſtets die Wahlen in den Kreisſtädten ſtattfinden, und Löbau iſt 
durch Geſetz vom Jahre 1821 Kreisſtadt des Kreiſes Löbau. 

2. Das neue Wahlſtatut vom 18. April 1899 iſt überhaupt 
nicht im Amtsblatt veröffentlicht worden, was zu ſeiner Rechtsgültigkeit 
notwendig iſt. Durch dieſe Unterlaſſung iſt es überhaupt nicht zur 
Kenntnis der Intereſſenten gelangt. 

3. 85 Abſ. 2 Nr. 2 iſt von dem Wahlkommiſſar falſch aus- 
gelegt worden, wodurch einer großen Anzahl Löbauer Wähler die 
Wahl unmöglich gemacht und dadurch das Wahlreſultat verſchoben 
worden iſt. Es wurden nämlich zur Wahl nicht zugelajjen: 

1. Max Goldſtand, Mitinhaber der Firma M. Gold— 
ſtands Sohn in Löbau. Ihm wurde es nicht geſtattet, ſeine 
Stimme in der erſten Abteilung der Wahlberechtigten abzu— 
geben. Von dem Wahlkommiſſar wurde dies damit begründet, 
daß Max Goldſtand mit Vollmacht der Firma J. Lichtenſtein 
in Löbau, Inhaberin Johanna Lichtenſtein, in der zweiten 
Abteilung der Wahlberechtigten gewählt hatte. 

II. Aloyſius Biernacki, Inhaber der Firma A. Biernacki 
in Löbau. Er hatte Vollmacht, die der zweiten Wahlabteilung 
angehörende Löbauer Firma E. Grau & Co, Inhaberinnen 
Emma Grau und Bertha Loewenberg, zu vertreten und gab 
als Vertreter dieſer Firma ſeine Stimme ab. Als er in der 
erſten Abteilung der Wahlberechtigten ſeine Stimme für die 
eigene Firma abgeben wollte, wurde er vom Wahlkommiſſar 
zurückgewieſen. 

IN. Anton Jankowski, Inhaber der Firma A. Jankowski 
in Löbau übte ſein Wahlrecht in der zweiten Abteilung aus. 
Es wurde ihm bei der Wahl der erſten Abteilung nicht 
geſtattet, für die Firma Otto Danielowski in Löbau, Inhaberin 
Frau Ida Danielowski, zu wählen, trotzdem er von dieſer 
Firma zur Vertretung bei den Wahlen bevollmächtigt war.“ 

Ihren Einſpruch gegen die Gültigkeit der Handelskammerwahlen, 
die am 2. Dezember 1903 in Neumark ſtattgefunden haben, weiſen wir 
ab, da keiner der von Ihnen angeführten Gründe eine Ungültigkeit 
der Wahl bewirken kann. 

Zu 1. Die Handelskammer hatte allerdings in ihrer Plenar- 
ſitzung vom 1. (nicht 2.) November 1898 beſchloſſen, daß im Kreiſe 
Löbau die Stadt Löbau Wahlort ſein ſollte. Jedenfalls war aber 
nun die Handelskammer berechtigt, wie dies auch von Ihnen zugegeben 
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wird, dieſen Beſchluß aufzuheben. Dieſe Aufhebung ijt aber erfolgt 
durch Aufnahme der Beſtimmung in das Wahlſtatut, daß Neumark 
Wahlort im Kreiſe Löbau ſein ſolle. Die Kammer hat den neuen 
Beſchluß auch mit dem Bewußtſein gefaßt, daß früher Löbau zum 
Wahlorte auserſehen war. Es geht dies aus einem Vermerk zu dem 
Sitzungsprotokolle vom 1. November 1898 klar hervor. Daß die Wahlen 
ſtets in den Kreisſtädten ſtattzufinden haben, iſt nicht zutreffend, ganz 
abgeſehen davon, daß doch Neumark heute der Sitz des Landratsamtes 
und damit Kreisſtadt iſt. 

Zu 2. Die Handelskammern können nach § 10 des Geſetzes 
über die Handelskammern ein Wahlſtatut erlaſſen, das der Genehmigung 
des Miniſters für Handel und Gewerbe unterliegt. Nirgends iſt aber 
vorgeſchrieben, daß dieſes Statut in den Amtsblättern veröffentlicht 
werden muß. Das Statut iſt übrigens dadurch zur Kenntnis der 
Wähler gelangt, daß es in vollem Umfange in dem Jahresbericht 
für 1899, der allen Wahlberechtigten zugegangen iſt, abgedruckt wurde. 
Ferner iſt ja auch bei der Einladung zu den Wahlen der Wahlort 
ſtets genannt worden. Daß aber den Löbauer Wählern der Wahlort 
Neumark bekannt war, beweiſt die zahlreiche Beteiligung an den 
beiden Wahlen, die bisher in Neumark ſtattgefunden haben. 

Zu 3. Es iſt richtig, daß gemäß § 5 Abſ. 2 Nr. 2 des Geſetzes 
über die Handelskammern Perſonen weiblichen Geſchlechts ſich bei der 
Wahl durch einen beſonders beſtellten Bevollmächtigten vertreten 
laſſen können, wenn ſie keinen im Handelsregiſter eingetragenen 
Prokuriſten haben. Zum Bevollmächtigten darf auch ein gemäß $ 3 
oder $ 5 Abſ. 2 Nr. 1 Wahlberechtigter beſtellt werden. In dieſem 
Falle iſt er jedoch mehrfach ſtimmberechtigt und darf daher nach § 6 
gleichwohl nur eine Stimme abgeben. Dieſes Verhältnis trifft nun bei 
den unter 3 Nr. I, II und III Genannten zu, und der Wahlkommiſſar hat 
es daher mit Recht abgelehnt, den Herren Max Goldſtand, Aloyſius 
Biernacki und Anton Jankowski die Abgabe einer zweiten Stimme 
zu geſtatten. 

Es war nach alledem wie oben zu entſcheiden und Ihr Einſpruch 
zurückzuweiſen. Wir bemerken noch, daß gegen unſern Beſchluß 
innerhalb zweier Wochen die Klage beim Bezirksausſchuſſe ſtattfindet.“ 


vereidigungen. 


Am 12. September wurde Herr Dagobert Gerſon in Thorn als 
Dispacheur auf Grund der von der Kammer erlaſſenen Vorſchriften 
vereidigt. 


Vie Lage der einzelnen &eldäftszweige. 


Das Wetter war im vergangenen Jahre recht wechſelnd und es 
regnete häufig, ſo daß die in den beiden voraufgegangenen Jahren 
verſchwundene Bodenfeuchtigkeit teilweiſe wieder erſetzt wurde. Die 
Temperatur hielt ſich faſt durchweg unter dem Durchſchnitt, was 
manchen Pflanzen Nachteil brachte; ſo erhielten dadurch namentlich 
die Futterkräuter trotz üppigen Standes nicht den normalen Nährwert. 
Der Thorner Kreis war den Nachbarkreiſen Brieſen, Graudenz, Kulm 
und Strasburg gegenüber begünſtigt. Die Kreiſe Kulm und Brieſen 
litten im Frühjahre durch ſcharfe Platzregen, wodurch das Land ver: 
ſchloſſen und die gute Entwicklung der Früchte aufgehalten wurde. 
Dem Strasburger Kreiſe war das naßkalte Wetter nachteiliger, weil 
der Boden, der weniger drainiert iſt und weniger Mergeluntergrund 
beſitzt, dort kälter iſt als im Kreiſe Thorn. 

Die Ernte brachte bei Getreide einen großen Strohertrag, doch 
blieb der Körnerertrag hinter dem Durchſchnitt zurück. Weizen ſchüttete 
ſchlecht, brachte aber in einigen Teilen recht ſchöne Qualitäten, weniger 
allerdings in den Kreiſen Löbau und Strasburg. Roggen ſchüttete 
etwas beſſer, zeigte aber faſt durchgängig ein ſehr leichtes Korn. Gerſte 
gab einen Durchſchnittsertrag, während dagegen die Haferernte quanti— 
tativ und qualitativ minderwertig war. Erbſen, die hier nur ſchwach 
angebaut waren, wurden weit über den Durchſchnitt geerntet. Ebenſo 
war der Erdruſch des Futtergetreides wie Wicken, Gemenge, Bohnen 
hervorragend gut, und auch Klee wurde im Gegenſatz zu den letzten 
Jahren in großen Mengen geerntet. Kartoffeln gaben höchſtens 70 9% 
des Durchſchnittsertrags, und ſie ſind dabei noch von recht mangelhafter 
Haltbarkeit. Die Zuckerrübenernte war recht befriedigend. 


Ernte, 


Viehzucht. 


Vich- 
handel. 


Getreide- 
handel. 


Im Thorner Kreiſe betrug die Durchſchnittsernte eines Hektars: 
; 40 bis 43 Zentner Weizen 


30 e Roggen 
407 5 Gerſte 
40 M Erbjen 


40 bis 45 „ Wicken 

25 5 30 sj Hafer 

600 „800 „ Rüben 
16055 2300207, Kartoffeln. 

Die Viehbeſtände waren im ganzen während des Jahres gejund, 
wenn man ein ſporadiſches Vorkommen von Rotlauf und Schweine— 
ſeuche ausnimmt. Die Preiſe für Rindvieh waren recht hoch, ſo daß 
die Viehzüchter mit dem Geſchäft zufrieden ſein konnten; freilich zieht 
unſer Bezirk ſehr wenig Vieh. Für mageres Vieh zur Zucht und 
Milchgewinnung wurden noch nicht dageweſene Preiſe bezahlt, ſo daß 
ſchon Kühe ohne Raſſe häufig mit 300 Mk. und darüber bezahlt 
wurden, während beſſere Kühe 4—500 Mk. brachten. Für zur Maſt 
gekauftes mageres Rindvieh mußte je nach Raſſe, Bau und Alter 
30—40 Mk. für 100 Pfund Lebendgewicht gezahlt werden, während 
man für fettes Vieh nicht mehr, zuweilen ſogar weniger erhielt, ſo daß 
die Viehmäſtung nicht ſehr nutzbringend geweſen iſt. Das Gleiche 
zeigte ſich bei der Mäſtung von Schafen, denn magere Schafe und 
Lämmer erzielten 30—35 Pf. für das Pfund, Fettvieh ebenſoviel. 
Viele Wirtſchaften, die in früheren Jahren die Schafe abgeſchafft hatten, 
kommen jetzt wieder auf die Haltung von Mutterſchafen zurück, ziehen 
Lämmer auf und mäſten dieſe dann. f 

Die hohen Preije für Schweine Anfang des Berichtsjahres gaben 
vielfach, namentlich auch den kleinen Leuten Veranlaſſung, Schweine 
aufzuziehen und zu mäſten, ſo daß der Mangel, der zeitweiſe herrſchte, 
bald gedeckt wurde. Während man Anfang 1903 für fette Schweine 
noch 38—40 Mk. für den Zentner zahlte, ging der Preis im Laufe 
des Jahres auf 30—33 Mk. zurück, doch iſt er in letzter Zeit, wohl 
mit infolge der geringen Kartoffelernte, wieder auf 33—36 Mk. geſtiegen. 

Das ganze Jahr hindurch vollzog ſich der Abſatz von fettem 
Rindvieh glatt, und zwar hauptſächlich nach Berlin, Hamburg, Frank— 
furt a. M. und weiter nach dem Rhein. Auch fette Schafe und 
Schweine wurden leicht abgeſetzt. Die Qualität der Schweine ließ 
allerdings gegen Ende des Jahres etwas zu wünſchen übrig. 

Unſer Getreidehandel ſieht ſich von Jahr zu Jahr mehr in ſeinem 
Abſatz auf die nächſte Umgebung beſchränkt, und wenn auch die Mühlen— 


induſtrie in unſrer Gegend an Umfang erheblich zugenommen hat 
und dadurch eine lebhaftere Nachfrage nach Brotgetreide hervorgerufen 
worden iſt, ſo iſt es doch zeitweiſe, wenn dieſe Nachfrage ſtockt, für 
unsre Getreidehändler ſchwer, ihre Ware abzuſetzen. Im Berichtsjahre 
blieben unſre Mühlen bis zur Ernte faſt die alleinigen Abnehmer. 
In den letzten Wochen vor der Ernte war der Getreidehandel ganz 
geringfügig, da die Beſtände der Landwirte erſchöpft und die Mühlen, 
wenigſtens mit Roggen hinreichend verſorgt waren, auch ſtanden hier 
die Preiſe in keinem Verhältnis zu den auswärtigen, ſo daß an einen 
Verkauf nach anderen Gegenden kaum zu denken war und man nicht 
einmal nach Danzig und Königsberg Roggen verſenden konnte. Nach 
der Ernte entwickelte jih ein ziemlich lebhafter Handel, da die Landwirte 
ſofort große Mengen gedroſchen hatten und daher reiche Zufuhren an 
Roggen, Weizen und Gerſte vorhanden waren. 

Da Weizen, wie erwähnt, ſchöne Qualitäten aufwies, war das 
Geſchäft darin von Anfang an recht flott, und man konnte faſt alle 
an den Markt gebrachte Ware bei unſern Mühlen, die faſt ohne 
Weizenvorräte in die neue Ernte hineingegangen waren, unterbringen. 
Auch für Roggen waren unſre Mühlen gute Abnehmer, doch wurde 
außerdem viel trockener Roggen nach Danzig und Königsberg ſowie 
an oſtpreußiſche Mühlen geliefert. Gerſte fand ebenfalls in Danzig und 
Königsberg ſowie bei den oſt- und weſtpreußiſchen Mühlen Aufnahme, 
doch kauften die Brauereien unſrer Gegend verhältnismäßig wenig 
ein, da ſie über knappen Bierabſatz zu klagen hatten. Größere Mengen 
guter Braugerſte wurden nach Rußland, ſpeziell nach St. Petersburg 
verſandt. 

Das Geſchäft in Hafer war nicht beſonders lohnend, da hier 
keine erſtklaſſigen Qualitäten gewonnen worden waren. Das Proviant- 
amt kaufte zwar in erſter Linie direkt von den Landwirten, doch da 
es hier ſeinen Bedarf nicht ganz decken konnte, hat es auch jederzeit 
von Händlern gekauft. 

Die Preiſe waren fajt das ganze Jahr hindurch unverändert 
und betrugen 


für Roggen 118-124 Mk. 
„ Weizen 145 160, 
Merſte e eee 
„Hafer Adona c e eee , 


für die Tonne. 

Durch den Ankauf der Güter ſeitens der Anſiedlungskommiſſion 
gehen dem Getreidehandel viele Kunden verloren, wenn auch einzelne 
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Händler durch Anknüpfung von Beziehungen zu der Poſener Zentral 
Darlehnslaſſe teilweiſe Erſatz finden. 

Während die Mühlen unſrer Gegend die Aufhebung des See— 
hafentarifs nach Danzig und Königsberg dringend wünſchen, weil die 
dortigen Mühlen durch ihn erheblich bevorzugt werden, halten die 
Getreidehändler die Beibehaltung dieſes Tarifs in ihrem eigenen und 
im Intereſſe der Landwirtſchaft für geboten, zumal da ihnen ſeit Auf— 
hebung der Staffeltarife, während deſſen Geltung faſt das ganze 
Deutſche Reich als Abſatzgebiet offen ſtand, der Weſten jetzt faſt völlig 
verſchloſſen iſt. 

Die Lage der Müllerei hat ſich auch im Jahre 1903 nicht 
weſentlich gebeſſert, obwohl es anfangs den Anſchein hatte, als ob ein 
Umſchwung zu ihren Gunſten eingetreten ſei. In den erſten Monaten 
war der Abſatz leidlich gut, Roggen und Weizen ließen einigermaßen 
Rechnung und die Mühlen konnten ununterbrochen im Betriebe 
bleiben. Leider hielt dieſer Zuſtand nicht lange an, die Läger der 
Abnehmer füllten ſich, der Abzug wurde ſchleppender und die Mehl— 
preiſe gingen trotz anziehender Getreidepreiſe mehr und mehr herab. 
Dazu kam aber als Hauptübelſtand die mangelhafte Beſchaffenheit des 
Getreides, das zwar anſehnlich und von ſchwerem Gewichte war, aber 
einen außergewöhnlich hohen Feuchtigkeitsgehalt aufwies und infolge— 
deſſen im Frühjahr eine in dem gleichen Maße nie dageweſene Ver— 
änderung durchmachte. Der anſcheinend gute, geſunde und trockene 
Weizen oder Roggen wurde trotz Bearbeitung und Lüftung zuſehends 
dumpf und das anſcheinend geſunde Mehl nahm nach wenigen Tagen 
ſchon Geruch an und wurde, wenn nicht Gegenmaßregeln getroffen 
wurden, den Eigentümern unter den Händen hart. Das gleiche geſchah 
mit der Kleie, die in großen Mengen in allen Magazinen lag und 
die man durch intenſive Bearbeitung kühl zu halten verſuchte. Unter 
ſolchen Mißhelligkeiten war das Geſchäft nicht gewinnbringend. Kurz 
vor der Ernte machte ſich noch eine vorübergehende Knappheit in 
Weizen bemerkbar, ſo daß viele Mühlen die Weizenmüllerei in dieſem 
Zeitraume einſtellen mußten. Eine Beſſerung der Mehlpreiſe war 
jedoch trotzdem nicht zu erzielen, weil jedermann mit Rückſicht auf die 
vielverſprechende neue Ernte auf niedrige Preiſe rechnete. 

Auf die zu erwartenden größeren Zufuhren hin wurde zu äußerſt 
gedrückten Preiſen verkauft, in der Vorausſicht, daß man ſich nachher 
billiger würde eindecken können. Zwar kamen nach der Ernte bald 
größere Mengen auf den Markt, doch genügten ſie dem Bedarf nicht 
völlig, ſo daß die Mühlen alles Erreichbare aufkaufen mußten. Die 
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bejjeren Sorten wurden zu hohen Preiſen ausgeführt, und jtatt billiger 
zu werden, zogen die Weizenpreiſe immer mehr an, ſo daß bei der 
Weizenmüllerei ein Nutzen ſo gut wie ausgeſchloſſen war. Auch für 
die Roggenmüllerei war die Lage nach der Ernte nicht beſonders 
günſtig, denn wenn die Mühlen auch gut beſchäftigt waren, ſo mußte 
man wegen der Minderwertigkeit des hier geernteten Roggens ſolchen 
aus Kujawien, wo beſonders guter Roggen in großen Mengen geerntet 
worden war, zukaufen. Natürlich waren dadurch die dortigen Mühlen, 
die keine ſchlechten Qualitäten zu vermahlen brauchten und die guten 
Sorten ohne Frachtaufſchlag gleich zur Hand hatten, unſern Mühlen 
gegenüber bedeutend im Vorteil. Immer wieder wird von den Mühlen 
in Thorn und Umgebung über die Einkäufe des Proviantamts geklagt, 
das zu wenig Rückſicht auf die Marktpreiſe nehmen und im Durchſchnitt 
5—6 Mk. über den lokalen Marktpreis zahlen joll. 

Das wenig erfreuliche Bild, das der Futtermittelmarkt am Schluſſe 
des Jahres 1902 zeigte, übertrug ſich auch auf den Beginn des 
Berichtsjahres, und namentlich war das erſte halbe Jahr eine unan— 
genehme Fortſetzung ſeines Vorgängers. Die Zufuhren aus Rußland 
waren zeitweilig ſehr erheblich, während der Abſatz ins Stocken geraten 
war, wiewohl die Preiſe langſam, aber andauernd abbröckelten. Die 
Folge dieſes Zuſtandes war, daß große Mengen aus Rußland ein— 
gegangener Kleien mangels Abſatzes eingelagert werden mußten, und 
zwar, nachdem ſämtliche Räume hier am Platze überfüllt waren, in 
den Warrantſpeichern in Alexandrowo, obgleich man wußte, daß dort 
wegen mangelhafter Beaufjichtigung der Läger große Gewichtsverluſte 
entſtehen mußten. Allerdings konnte man aus Alexandrowo bei 
ſpäterer Verladung nach Deutſchland wenigſtens die Tranſitfracht aus— 
nutzen, die bei den hier eingelagerten Partien natürlich verloren gehen 
mußte. Namentlich ſtockte der Abſatz in den gewöhnlichen, nämlich 
den dunklen ruſſiſchen Kleieſorten, für die, weil ſie ſehr rein ſind, die 
Landwirtſchaft unſrer Nachbarſchaft Abnehmerin iſt, denn gerade in 
unſrer Gegend wurden große Mengen durch Regen in der vorjährigen 
Ernte verdorbenen Getreides zur Verfütterung verwandt. Dagegen 
haben die im Weſten immer beliebten hellen, mehligen Sorten eine 
Zeitlang noch immer gute Aufnahme gefunden. Aber gerade dieſe 
letztere Ware, welche zumeiſt aus Warſchauer Mühlen waſſerwärts zu 
uns herankommt, war infolge Vermahlens feuchten Getreides in 
erhitztem Zuſtande hier eingetroffen, und mußte erſt durch ſehr koſt— 
ſpielige und langwierige Bearbeitung für den Weitertransport wieder 
hergeſtellt werden. Neben der Warſchauer Roggenkleie kam aber 
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auch ruſſiſche Weizenkleie meijt in ſehr ſchlechter Beſchaffenheit hier an, 
ſo daß hier monatelang die Läger derartig überfüllt waren, daß es 
an Lagerräumen vollſtändig mangelte. Erſt um die Mitte des Jahres, 
als die ruſſiſchen Zufuhren etwas nachgelaſſen hatten, und der Inlands— 
bedarf, weil die Ernte infolge ſchlechter Witterung ſich ungemein 
verzögerte, größeren Umfang annahm, trat ein Stimmungsumſchwung 
ein, der die Leerung der hieſigen Läger und derjenigen in Alexandrowo 
zur Folge hatte. Eine weitere natürliche Folge war das Anziehen 
der Preiſe, und damit eine Verringerung des durch Lagern und 
Bearbeitung entſtandenen Verluſtes, der noch dadurch ausgeglichen 
werden konnte, daß die nunmehr eintreffenden ruſſiſchen Zufuhren mit 
gutem Nutzen Verwendung finden konnten. Leider war dieſe erfreuliche 
Erſcheinung nur von kurzer Dauer. Die über alle Erwartung große 
Ernte in Sommergetreide, namentlich in Gemenge, gab den Land— 
wirten wenig Veranlaſſung, größere Einkäufe in Kraftfuttermitteln zu 
machen. Wenn zwar Rußland in ſeinen Forderungen ſich wenig 
nachgiebig zeigte, ſo waren doch die Zufuhren infolge früher gemachter 
Einkäufe andauernd ziemlich groß, und konnten nur durch anhaltende 
Nachgiebigkeit der Abgeber Unterkommen finden. Es war den Impor— 
teuren von Kleie klar, daß Rußland ſchließlich nachgeben werde, weil 
wegen der großen Beſtände in Sommergetreide jede Spekulation 
ruhen mußte, und deshalb wurden die angekommenen Mengen zu 
jedem Preiſe losgeſchlagen, um der mit großen Koſten verbundenen 
Einlagerung zu entgehen. Allmählich paßten ſich auch die ruſſiſchen 
Forderungen den hieſigen Preiſen an, was allerdings mehr auf 
Roggenkleie als auf Weizenkleie Bezug hatte, da letztere in Danzig 
und Königsberg weſentlich beſſere Märkte fand als bei uns. Selbſt 
die hellen, mehligen Kleieſorten, welche mit großer Vorliebe in Mittel— 
und Weſtdeutſchland genommen werden, mußten jetzt auch der allge— 
meinen flauen Stimmung Rechnung tragen, um überhaupt Unterkommen 
zu finden. Dieſe äußerſt flaue Stimmung hielt bis zum Schluß des 
Berichtsjahres an. Erft die Befürchtung, daß ein ruſſiſchjapaniſcher 
Krieg der Ausfuhr Transportmittel entziehen würde, erweckte die 
Spekulationsluſt wieder zum Leben. Einerſeits lag die Befürchtung 
nahe, daß die gekauften Waren nicht zur Ablieferung gelangen würden, 
anderſeits ruhte jede Unternehmungsluſt nach Rußland, jo daß man 
glaubte, man würde eine längere Zeit hindurch auf die Zufuhren von 
ruſſiſchen Kleien gänzlich verzichten müſſen. Dieſe allgemein verbreitete 
Anſicht bewirkte eine raſche und bedeutende Preisſteigerung, die aber 
ſehr bald einer Ernüchterung und damit verbundenen Preisrückgang 
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Platz machte, als die Annahme, es würde in Rußland Wagenmangel 
eintreten, ſich als irrig erwies. 

Auch in Olkuchen war aus oben angeführten Gründen der 
Bedarf während des ganzen Jahres merklich geringer als in den 
Vorjahren. Olſaaten waren nicht nur in europäiſchen, ſondern namentlich 
in überſeeiſchen Ländern ſehr gut geraten, was auf bie Unternehmungs⸗ 
luſt lähmend wirkte. Infolgedeſſen verlief das Geſchäft in Olkuchen, 
abgeſehen von vereinzelter, raſch vorübergehender Befeſtigung, ungemein 
leblos, und wenn auch der Umſatz gegen die Vorjahre nicht weſentlich 
zurückgeſtanden haben mag, ſo war der Nutzen im Olkuchengeſchäft 
ſehr gering, weil Abgeber wegen des beſchränkten Abſatzes ſich dauernd 
zu Zugeſtändniſſen herbeilaſſen mußten. Während die Preiſe für 
Leinkuchen und Sonnenblumenkuchen ſich noch einigermaßen behaupten 
konnten, wichen die für Rübkuchen anhaltend derartig, daß ſie zu den 
niedrigſten ſeit einer langen Reihe von Jahren gezählt werden 
können. Trotzdem aber wurde das Geſchäft hierin nicht lebhafter, 
denn es mangelte eben an jedem Bedarf. Auch hier hatten die ſchon 
oben angeführten Befürchtungen eine kleine Preiserholung zur Folge, 
die aber ſehr raſch wieder gänzlich verloren gegangen iſt. 

Außerordentlich ſchädigend für das hieſige Futtermittelgeſchäft 
bleibt nach wie vor der Raiffeiſenverein in Poſen, der den ſehr 
erheblichen Bedarf der Anſiedlungskommiſſion allein deckt und dadurch 
die Händler in den kleinen Städten, die früher gute Kunden des 
Thorner Handels waren, ausſchaltet. 


Die Wolle wird in unſerm Bezirke zum größten Teile ungewaſchen 
verkauft. Ein Teil wird von den Landwirten direkt an Fabrikanten, 
ein Teil wird zur Auktion nach Berlin geſandt und das noch übrig 
gebliebene Quantum wird von den Händlern unſres Bezirks angekauft. 
Das Wollegeſchäft iſt wenig nutzbringend geworden, es verträgt kaum 
die Speſen, weshalb jeder Händler bemüht iſt, ſo ſchnell als möglich 
zu verkaufen, um das längere Lagern der Wolle zu vermeiden. Die 
in unſerm Bezirke umgejegte Menge dürfte [ich auf 3 —4000 Zentner 
belaufen haben. Rückenwäſche wird ſehr wenig gehandelt, ſo daß ſich 
darüber nichts berichten läßt. 


Das Jahr 1903 war für den Handel mit Düngemitteln inſofern 
ungünſtig, als durch den andauernden Preisrückgang von Superphosphat 
und Thomasmehl die Händler, die meiſt nicht in der Lage ſind, aus 
der Hand in den Mund zu leben, ſondern oft langſichtige Abſchlüſſe 
machen müſſen, mehr oder weniger Verluſt erlitten, während die Land— 
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wirte dagegen durch den verbilligten Einkauf erhebliche Vorteile genojjen. 
Dazu kommt noch, daß gerade der Düngemittelhandel mehr als andere 
Handelszweige durch die Ausbreitung des landwirtſchaftlichen Genoſſen— 
ſchaftsweſens geſchädigt wird. Wie ſchwer man dies empfindet, geht 
aus dem nachſtehenden Bericht einer Düngemittelhandlung hervor: 

„Ein ſchlimmer und von Jahr zu Jahr ſich immer mehr geltend 
machender Schaden liegt für unſern Geſchäftszweig darin, daß wir 
durch die Ankäufe der Anſiedlungskommiſſion immer mehr unſrer 
Abnehmer verlieren, zumal die Anſiedlungskommiſſion niemals von 
Händlern kauft, ſondern ausſchließlich durch die Zentral Darlehnskaſſe 
(Raiffeiſen), die ihrerſeits wieder Vermittler benutzt, ſo daß, da hierbei 
zwei ihren Nutzen haben, die Anſiedlungskommiſſion auf dieſem Wege 
etwas teurer kaufen dürfte, als wenn ſie ſich direkt an Händler wendet. 
Der Ausfall, den unſer Betrieb hierdurch erleidet, beträgt heute ſchon 
gut 25 „% und wird entſprechend den Ankäufen der Anſiedlungs— 
kommiſſion immer weiter anwachſen. 

Nicht minder groß und immer mehr zunehmend iſt der Schaden, 
den uns das Genoſſenſchaftsweſen zufügt. Wenn wir auch durchaus 
nicht verkennen wollen, daß die kleinen Genoſſenſchaften in vielen 
Fällen recht wohltätig wirken, ſo liegt in der Zentraliſierung der 
Genoſſenſchaften und der beabſichtigten Ausſchaltung jedes, auch des 
ehrlichſten Handels für unſern Beruf eine kaum bekämpfbare Gefahr. 
Wenn man beriidjidhtigt, daß die Genoſſenſchaften u. a. Steuerfreiheit 
genießen, während Kaufleute hier bezw. in Mocker auf Staats, 
Gemeinde-, Gewerbe- und Kirchenſteuer 14½ % ihres Geſamtein— 
kommens zu zahlen haben, daß ferner den Genoſſenſchaften aus Staats— 
mitteln ſehr billige Kredite eingeräumt werden, während Kaufleute, 
ſoweit ſie den auch teureren und beſchränkten Kredit der Reichsbank 
nicht in Anſpruch nehmen können, wenigſtens 5 9% Zinſen zahlen 
müſſen und füglich den Genoſſenſchaften von der Regierung und der 
Landwirtſchaft jede Unterſtützung gewährt wird, Kaufleute dagegen 
in härteſter und ungerechteſter Weiſe unterdrückt werden, ſo iſt es zu 
verwundern, daß kaufmänniſche Geſchäfte überhaupt noch einigen Abſatz 
für Futter⸗ und Düngemittel finden. 

Eine harte und ungerechte Bedrückung finden wir u. a. in den 
den Händlern von dem unter dem Einfluſſe der Preußiſchen Regierung 
ſtehenden Kaliſyndikate aufgelegten Verkaufsbedingungen: 

Die Genoſſenſchaften Die Kaufleute 
bekommen 7—10 % Rabatt bekommen 3—6 9% Rabatt und keinen 
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haben Koalitionsfreiheit zum dürfen ſich bei Strafe 
Zwecke der Erreichung nicht zuſammenſchlie— 
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dürfen vom Rabatt abgeben, müſſen beim Abgeben | Umſätze und 
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bekommen alte Säcke gefüllt, müſſen jtets neue Säcke bezahlen, 

find inbezug auf Kautions- müſſen hohe Kautionen ſtellen, 
ſtellung bevorzugt, 

genießen günſtige Verkaufs- müſſen ſcharfe Verkaufsbedingungen 
bedingungen. unterſchreiben.“ 

Die drei Zuckerfabriken unſres Bezirks berichten über die Kampagne 
1903/04, wie folgt: 

1. Bericht der Zuckerfabrik Culmſee. 

Wir eröffneten unſre 22. Kampagne am 6. Oktober 1903 und 
ſchloſſen dieſelbe am 19. Dezember. Die Arbeitszeit betrug 136 ½ 
Arbeitsſchichten à 12 Stunden und ſind in dieſer Zeit 3442480 Ztr. 
Rüben verarbeitet worden gegen 3119160 Ztr. im Vorjahre. Die 
Durchſchnittsverarbeitung in 24 Stunden betrug 50438 Itr. gegen 
46210 Ztr. im Vorjahre. Der Betrieb war ein glatter und Störungen 
nicht zu verzeichnen. 

Die Anbaufläche betrug in dieſem Jahre 21046 Morgen und 
die Ernte daraus 163 Btr. pro Morgen gegen 140 Ztr. im vergangenen 
Jahre. Der Zuckergehalt ergab im Durchſchnitt der ganzen Kampagne 
14,892 9% Zucker in der Rübe, gegen 15,14 o, war alſo diesmal 
ca. / 9% geringer; dieſer Unterſchied wurde aber durch die höhere 
Ernte pro Morgen reichlich ausgeglichen. 

An Zucker wurde gewonnen: 

458636 Ztr. I. Produkt d. h. 13,323 0% der Rüben 


30518 „I. fe „ 3827 % „ n 
zuj. 489154 Zr. 14,150 % der Rüben, 


gegen 14,267 9% im Jahre vorher. 
Die bisher erzielten Preiſe betrugen: 
8,40 Mk. pro Ztr. für I. Produkt 
089 ARK er 
beides inkl. Sack und franto Neufahrwaſſer. Ein Teil unjter Produktion 
liegt noch unverkauft. 
Die Brüſſeler Konvention hat die von manchen Seiten auf ſie 
geſetzten Erwartungen nicht erfüllt. Die Preiſe auf dem Weltmarkte 
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ſind zwar durchſchnittlich etwas gejtiegen (und das kommt den Rohr⸗ 
zuckerproduzierenden Kolonien zugute) aber nicht annähernd in dem 
Maße, daß ſie uns Erſatz für den fortgefallenen Ausfuhrzuſchuß und 
das unmöglich gewordene Kartell bieten. 

Die Ausſichten für die Zukunft ſind daher recht trübe. 

2. Bericht der Buferfabrik Neu- Schönſee. 

Die Kampagne des Jahres 1902/03 begann am 1. Oktober 1902 
und dauerte bis 12. Dezember 1902. In 130 Schichten wurden 
595896 Ztr. Rüben verarbeitet, demnach wurden in der Doppelſchicht 
9168 Itr. Rüben geleiſtet. Die größte Verarbeitung fand ſtatt in der 
Woche vom 9. bis 15. November 1902 mit einem Geſamtquantum 
von 68801 Ztr. entſprechend 10584 Ztr. pro Doppelſchicht. Gewonnen 
wurden 76206 Ztr. J. Produkt und 8914 Ztr. Nachprodukte. Die nach 
Schluß des Rechnungsjahres verbleibende Reſtmelaſſe beträgt 5000 Btr. 
Es wurden 5400 Ztr. Melaſſe zu Futterzwecken verkauft. Angebaut 
waren pro 1902/03 5415 Morgen mit Rüben, welche eine Geſamternte 
von 595896 Itr. und demnach als Durchſchnittsertrag pro Morgen 
110 Ztr. ergaben. Nach der Bilanz und Gewinn- und Verluſt-Rechnung 
ſchließt die Kampagne 1902/03 mit einem Überſchuß von 127378,78 ME, 
ſo daß nach Verwendung von 55304,69 Mk. zu Abſchreibungen und 
von 72074,09 Mk. für Ausgleich der Unterbilanz von 83 157,30 Mk. 
aus dem Vorjahre, heute noch eine Unterbilanz von 11083, 21 Mk. beſtehen 
bleibt. Die Zuckerpreiſe ſtellten ſich pro 1902/03 auf 8,69 Mk. gegen 
8,20 Mk. im Vorjahre für J. Produkt, für Nachprodukte auf 8,03 Mk. 
gegen 6,30 Mk. im Vorjahre pro Ztr. loko Neufahrwaſſer. Das 
Kontingent für 1902/03 betrug 91982 Ztr. Zucker gegen 101194 Ztr. 
im Vorjahre. Die Rüben hatten einen Zuckergehalt von 14,75 %, 
aljo gegen das Vorjahr um 0,12 9% weniger. Durch den mehrjährigen 
Kontrakt mit unſern Rübenlieferanten war es der Geſellſchaft möglich, 
ihre Geſchäftslage nicht unerheblich zu verbeſſern und gleichzeitig den 
Rübenlieferanten einen verhältnismäßig hohen Preis für die Rüben 
zu bezahlen. 

3. Bericht der Zuckerfabrik Anislaw. 

Für die Zuckerinduſtrie ſtand das Jahr 1903 völlig unter dem 
Einfluſſe der Brüſſeler Konvention, welche am 1. September 1903 in 
Kraft getreten iſt. Dieſelbe wurde allgemein als ein Sprung ins 
Dunkle angeſehen, und wußte niemand, welche Folgen gezeitigt werden 
würden. Es herrſchte daher auf dem Zuckermarkt große Unſicherheit, 
und das Vertrauen ging immer mehr verloren, ſo daß mit dem Eintritt 
der Konvention nicht nur die von vielen Seiten erhoffte Preisſteigerung 
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ganz ausgeblieben war, ſondern fogar noch ein nicht unerheblicher 
Preisrückgang eintrat. Allerdings trug zu der ſo ungünſtigen Lage 
des Zuckermarktes auch der Umſtand bei, daß die Produktion nicht im 
Einklang zum Konſum ſteht, ſo daß ſich große Vorräte angeſammelt 
hatten. Jedenfalls befindet ſich die Zuckerinduſtrie in einer ſehr 
ſchwierigen Lage, da zweifellos durch die Brüſſeler Konvention der 
Rohrzucker einen Gewinn über den Rübenzucker davongetragen hat 
und dadurch die Rohrzuckerländer einen ſtarken Anreiz zur weiteren 
Ausdehnung ihrer Produktion erfahren, ſo daß der Kampf zwiſchen 
Rüben- und Rohrzucker immer ſchärfer werden wird. Auch find leider 
große Abſatzgebiete für den deutſchen Zucker verloren gegangen, wie 
z. B. Amerika infolge des Reziprozitätsvertrages zwiſchen Amerika und 
Kuba, Kanada infolge des ausgebrochenen Zollkrieges und Norwegen, 
wo ſich eine eigene Induſtrie entwickelt hat und wir vom ruſſiſchen, 
prämiierten Zucker verdrängt werden. 

Die Beſtimmungen der Gewerbeordnung in bezug auf Frauen— 
arbeit werden drückend empfunden. Nach § 137 der Gewerbeordnung 
dürfen Arbeiterinnen in Fabriken nach 8½ Uhr abends nicht mehr 
beſchäftigt werden, doch können von dem Reichskanzler Ausnahmen 
zugelaſſen werden. Bei uns werden zum Zunähen der mit Zucker 
befüllten Säcke 6 Ehefrauen von in unſerm Betriebe angeſtellten 
Beamten beſchäftigt, weil dieſelben gern einen kleinen Nebenverdienſt 
haben wollen. Dieſe Beſchäftigung dauert während der Dauer der 
Kampagne etwa 2½ 3 Stunden täglich, aber nicht ununterbrochen, 
ſondern vormittags 1½ und nachmittags 1½ Stunden, da vormittags 
1000 Ztr. und nachmittags wieder 1000 Itr. Zucker abgefertigt werden. 
In der Regel iſt das Zunähen der Säcke vor 6 Uhr abends beendet, 
jedoch kommt es bei der nicht immer regelmäßig ſtattfindenden bahn— 
ſeitigen Geſtellung der zur Zuckerverladung erforderlichen Waggons 
auch vor, daß das Zunähen der Säcke ſpäter ſtattfinden muß, und 
waren wir deshalb beim Reichskanzler vorſtellig geworden, uns geſtatten 
zu wollen, daß dieſe erwähnten 6 Frauen auch abends von 8 ½ bis 
10 Uhr beſchäftigt werden können. Indeſſen unſer Geſuch wurde 
abſchläglich beſchieden, ſo daß wir gezwungen ſind, dieſen Beamtenfrauen 
den Nebenverdienſt zu entziehen. 

Zum Schluß möchten wir nicht unerwähnt laſſen, daß durch 
die jetzige Tätigkeit der Anſiedlungskommiſſion, welche ſo gute Preiſe 
beim Ankauf der Güter anlegt, daß auch unter den deutſchen, 
größeren Beſitzern, welche bisher mit Erfolg gewirtſchaftet haben, die 
Neigung zum Verkauf immer größer wird, uns empfindlicher Schaden 
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zugefügt wird; denn die ſpäteren Anſiedler bauen weniger Rüben, als 
die großen Beſitzer, ſo daß unſer Rübenareal gefährdet wird. 

Die Produktionseinſchränkung, zu der auf Anregung der Zentrale 
für Spiritusverwertung die deutſchen Brenner in der Brennkampagne 
1902/03 ſich verpflichteten, hatte einen nur zu guten Erfolg. Am 
1. Oktober 1902 hatten die unter ſteueramtlicher Kontrolle befindlichen 
Beſtände die außerordentliche Höhe von über 100 Millionen Liter r. A. 
erreicht, d. h. einen Vorrat bei Beginn einer neuen Kampagne gezeigt, 
der die notwendige Lagermenge um das Mehrfache überſtieg; es 
beſtand die Gefahr, daß aus dieſem Überfluſſe eine dauernde Schädi— 
gung der deutſchen Spiritusinduſtrie erwachſen müſſe, wenn es nicht 
gelang, für dieſe Mengen Verwendung zu finden. 

Die Einſchränkung der Spiritusproduktion während des Brenn— 
jahres 1902/03 ermöglichte es, aus jenem Vorrat neben der Jahres— 
erzeugung noch etwa 70 Millionen Liter r. A. zu verwenden. 

Die Zentrale für Spiritusverwertung leiſtete an die ihr ange— 
ſchloſſenen Brennereien für das Brennjahr 1902/03 eine Nachzahlung 
von 4,507 Mk. über den Abſchlagspreis von 36 Mk. 

Für das Brennjahr 1903/04 war eine Produktionseinſchränkung 
nicht mehr nötig. Es wurde lediglich eine Produktionsbindung 
betrieben, d. h. eine Bindung bezüglich der Höchſtmenge der Produktion, 
während im Vorjahre die Erzeugung auf 82 9% eines beſtimmten 
Jahresdurchſchnitts feſtgelegt war, ſollte jie im Jahre 1903/04 100 9% 
dieſes Durchſchnitts bei einem Abſchlagspreiſe von 40 Mk. betragen. 
Da indeſſen die Kartoffelernte mäßig war und anderſeits der Export 
von Speiſekartoffeln infolge von Mißernten in Holland und Eng— 
land den Bedarf ſteigerte, auch die hohen von den Stärkefabriken 
gebotenen Preiſe den Wert der Kartoffeln erhöhten, ſetzte die Zentrale 
den Abſchlagspreis auf 45 Mk. herauf und dehnte das Produktions- 
recht für die einzelnen Brennereien bis auf 150 9% der feſtgelegten 
Jahresdurchſchnittsmenge aus. Es hat den Anſchein, als wenn trotz 
des hohen Spirituspreiſes und der großen Produktionsmöglichkeit die 
Erzeugung unzulänglich bleibt, und man wird mit einem frühen 
Beginn des nächſten Brennjahres rechnen müſſen, um das für den 
vorausſichtlichen Bedarf notwendige Produkt zu erhalten. 

Immerhin bleibt die Gefahr beſtehen, daß im Sommer und 
Herbſt durch den Mangel an Ware eine weitere Preisſteigerung 
eintreten wird, die den Abſatz der Likörfabriken, der ſchon durch die 
hohen Spritpreiſe des letzten Jahres ſtark gelitten hat, weiter ein— 
ſchränken muß. Günſtig für dieſen Geſchäftszweig wirkten die ſeit dem 
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1. September verbilligten Zuckerpreiſe. Von den Thorner Likörfabriken 
wird wiederum der dringende Wunſch ausgeſprochen, daß auf der 
Uferbahn Stückgutverkehr eingerichtet werden möchte, damit die Erſchwe— 
rung des Geſchäftsbetriebes durch den zeitraubenden Transport nach 
dem Hauptbahnhofe wegfalle. 

Da die Kartoffelernte in Weſtpreußen geringfügig war und Oſt— 
preußen ſogar eine Fehlernte aufwies, ſo war ein Kartoffelverſand 
im Berichtsjahre vollſtändig ausgeſchloſſen. Man mußte vielmehr, um 
den Bedarf der Brennereien und der Stärkefabriken zu decken, Kartoffeln 
von auswärts beziehen, und zwar war der Hauptlieferant die Provinz 
Poſen. Hier war die Kartoffelernte ſowohl nach Menge als Güte hervor— 
ragend, was in erſter Linie darauf zurückzuführen iſt, daß man in 
Poſen ſchon lange die Kartoffelkultur mit großer Sorgfalt betreibt 
und namentlich Wert auf die Auswahl vorzüglicher Saatkartoffeln 
legt, während dagegen in Weſtpreußen die Kartoffelkultur ziemlich 
ſtiefmütterlich behandelt wird. An einen Kartoffelbezug aus Polen 
war gar nicht zu denken, ja es ſind ſogar Kartoffeln zur Saat dorthin 
exportiert worden. Die Preiſe für Fabrikkartoffeln betrugen nach der 
Ernte 1,25 Mk. für den Zentner und ſtiegen dann bis zum Frühjahr 
auf 2 Mk., gingen dann aber wieder etwas herab, da größere Mengen, 
als man erwartet hatte, noch auf den Markt kamen. Der Kartoffel— 
handel in Weſtpreußen geht immer mehr zurück, wozu namentlich die 
Zerſchlagung der großen Güter durch die Anſiedlungskommiſſion beiträgt. 

Von der Stärkefabrik der Deutſchen Brüder-Unität in Thorn 
ging uns folgender Bericht zu: 

„Unſre vierte Kampagne (1902/03) beendeten wir Ende Februar 
1903 bei Preiſen für Prima Kartoffelmehl von 18½ —18¼ Mk. 
Unſre fünfte Kampagne (1903/04) begann Anfang Oktober ej. bei Preiſen 
für Prima Kartoffelmehl von 19—19½ Mk. pro 100 kg. Infolge 
von einer ſehr verſchieden ausgefallenen Kartoffelernte, welche im 
Durchſchnitt als keine befriedigende bezeichnet werden kann, haben ſich 
die Preiſe für fertiges Fabrikat nicht nur behauptet, ſondern weiter 
befeſtigt, ſo daß wir Ende Dezember v. Is. 21 Mk. für unſer Prima 
Kartoffelmehl erzielen konnten. Dieſe Preisſteigerung iſt lediglich auf 
eine geringere Kartoffelernte als im Jahre zuvor zurückzuführen, vor— 
nehmlich in Oft- und Weſtpreußen, während die Provinz Poſen und 
beſonders Schleſien beſſere Ernteerträge aufzuweiſen hatten. Der 
Stärkegehalt der hier zur Verarbeitung gelangten Kartoffeln ift beſſer 
als im vergangenen Jahre und haben wir einen Durchſchnitt von 
19 % Stärkegehalt zu verzeichnen. Bei Beginn der Kampagne 
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wurde von den größeren Fabriken 6 Pf. per Prozent Stärkegehalt ab 
Verladeſtation geboten. Durch die Konkurrenz des Zwiſchenhandels 
und begünſtigt durch die Tatſache, daß dieſer Preis zu niedrig im 
Verhältnis zum Ernteausfall bemeſſen war, mußte bald 1 Pf. zugelegt 


werden, und wurde ſchließlich 8 Pf. per Prozent Stärkegehalt bezahlt. 


Die Dauer der Kampagne 1903/04 wird vorausſichtlich keine lange ſein, 
da die noch nicht aufgenommenen Kartoffelvorräte gänzlich ihren Weg 
in die Brennereien und den Konſum finden werden. Ob die Preiſe für 
Kartoffelfabrikate noch weiter ſteigen werden, läßt ſich nicht voraus— 
ſagen, jedenfalls finden die Herren Landwirte in dieſem Jahre ihre 
Rechnung und werden ſich hoffentlich in Zukunft dem Kartoffelbau 
in größerem Umfange widmen. Dieſes wäre in unſrer näheren 
Umgegend beſonders erwünſcht. 

Als Wunſch von lokaler Bedeutung bleibt nach wie vor eine 
Poſtagentur in der Jakobsvorſtadt und würden wir einer verehrlichen 
Handelskammer zu Dank verpflichtet ſein, wenn ſie uns dazu verhelfen 
könnte. i ; 

Von einer Förderung unſrer Geſchäftslage durch die Raiffeiſen— 
genoſſenſchaft in Verbindung mit der Anſiedlungskommiſſion kann bei 
uns nicht die Rede ſein, wohl aber davon, daß uns durch den Ankauf 
von größeren Landkomplexen ſeitens der Anſiedlungskommiſſion all— 
jährlich große Poſten Kartoffeln verloren gehen, die uns früher von 
den Herren Großgrundbeſitzern, welche an die Anſiedlungskommiſſion 
verkauft haben, angeboten wurden.“ 

Wenn man die Lage des diesjährigen Holzhandels genauer 
beurteilen will, iſt es erforderlich, daß man zunächſt einen kurzen Rück— 
blick dem Vorjahre widmet. Wie allgemein bekannt, waren die für 
Rundhölzer im Herbſte des vorigen Jahres gezahlten Einkaufspreiſe 
infolge der nur geringen Einfuhr hier auf der Weichſel ungemein 
hoch, ſo daß die Konſumenten ihren Bedarf, ſoweit angängig, ein— 
ſchränkten oder von Abſchlüſſen vielfach überhaupt abſahen. Dieſes 
geſchah namentlich aus dem Grunde, weil die für Schnittmaterialien 
zu erzielenden Preiſe in keinem Verhältnis zu den Einkaufspreiſen 
ſtanden und auch die vorhandenen Läger noch gut beſetzt waren. Die 
Konjunktur beſſerte ſich jedoch ſpäterhin allmählich, ſo daß die vor— 
handenen Vorräte durch die immer größer werdende Nachfrage bald 
geräumt wurden. Deutſche Händler kauften hierauf wieder größere 
Poſten Rundholz in Rußland ein und legten angemeſſene Preiſe 
dafür an, die nicht viel hinter den im Herbſte des Vorjahres gezahlten 
Preiſen zurückblieben. 
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Es gingen auf dieje Weile bereits ca. 350000 Rundhölzer auf 
den ruſſiſchen Ablagen in den Beſitz deutſcher Konſumenten über. 

Die ruſſiſchen Importeure, nunmehr gleichfalls angeregt, bemühten 
ſich, ein möglichſt großes Quantum von Hölzern herunter zu bringen, 
in der ſicheren Vorausſetzung, auch dieſes Jahr wieder günſtigen Abſatz 
für ihre Waren zu finden, worin ſie ſich denn auch nicht getäuſcht 
hatten. Ein großer Teil von Intereſſenten und Händlern neigte zwar 
zeitweiſe der Anſicht zu, daß Windbrüche und Nonnenfraß in den 
deutſchen Waldungen nicht ohne Einfluß auf die Tendenz des 
Marktes bleiben würden, jedoch traf das nicht zu, vielmehr blieben 
die Preiſe auch bis gegen Ende der Saiſon mit einigen unbedeutenden 
Ausnahmen ziemlich feſt, ſo daß die Verkäufer mit den erzielten 
Erlöſen nach jeder Hinſicht zufrieden ſein können. 

Es wurden u. a. in den Provinzen Brandenburg, Poſen und 
Schleſien durch Windbrüche ca. 1000000 Kubikmeter Nadel- und Laub- 
hölzer, meiſt geringerer Qualität, zum Angebot gebracht; ferner gelangten 
in den Magdeburger Forſten infolge von Nonnenfraß ca. 1200000 
Kubikmeter Hölzer zum Verkauf. 

Trotzdem alſo zeitweiſe von verſchiedenen Intereſſentenkreiſen mit 
Rückſicht hierauf eine abwartende Stellung eingenommen wurde, ſah 
man ſich, namentlich ſoweit die Mühlenbeſitzer hierbei in Betracht kamen, 
ſchließlich doch genötigt, die geforderten Preiſe zu bewilligen, weil ſie 
ſich nicht der Gefahr eines ſpäteren Stillſtandes ihrer Werke ausſetzen 
wollten. Das in dieſem Jahre dreimal in kurzen Unterbrechungen 
wiederkehrende Hochwaſſer war zwar für die Verflößung recht ſtörend, 
hat den ruſſiſchen Importeuren jedoch keinen nennenswerten Schaden 
gebracht, wenn man davon abſieht, daß das Feſthalten und Verankern 
der Hölzer einen Koſtenaufwand bis zu 500 Mk. pro Traft verurſacht hat. 


Bei dieſer Gelegenheit trat die Notwendigkeit eines Holzhafens 
bei Thorn wieder einmal recht lebhaft zutage, ſo daß es für alle 
beteiligten Kreiſe nur als wünſchenswert erachtet werden muß, daß mit 
dem Bau des projektierten Hafens auch baldigſt begonnen wird. 

Der gegen Ende der Saiſon in Bromberg und Schulitz aus- 
gebrochene Hafenarbeiterſtreik wirkte auf die Verkäufe, die dadurch 
gehemmt, teilweiſe ſogar für kurze Zeit gänzlich unterbrochen wurden, 
ſtörend ein, ebenſo trat ein nicht unmerklicher Preisrückſchlag ein. 

Es ſind im Ganzen 1887 Traften in dieſem Jahre bei Schillno 
über die preußiſche Grenze gekommen. Der ungefähre Wert dieſer 
Hölzer beziffert ſich wie folgt: 
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785814 tief. Rundhölzer 8 A 25 
661412 „ Balken, Mauerl. Timber à 12,50 
504800 „ Sleeper à 5,50 
24395 „ Riegelhölzer . à 1,25 
716308 „ Schwellen I. und II. . A 2,50 
3400 „ Tramwayſchw. I. u. II. a 2, 

40959 tann. Rundhölzer i . à 20, 
20867 „ Balken und Mauerl. . à 10,- 

186800 Rund⸗-Elſen . 415, 
1806 „ Eichen . . à 15, 
336 „ Eſpen .A 7,50 
505 „ Birken ‚a 7,50 
123 „ Rüſtern a 10,— 

730 „  ABeigbuchen . . A 10, 
9891 eichene Rundhölzer - 4.20,— 
109825 „ Rundjdjtbellen . à 450 
27512 „  Blancons u. (Eichen A 30,— 
10067 „ Kreuzhölzer a 2— 
317 „ Zaunpfählen. . . 4 2— 

194737 „ N Schwellen I. u. II. . à 4, 
4113 „ U Weichenſchw. I. u. II. a 5,— 
35148 „ Tramwayſchw. I. u. II. à 2— 
16614 „ Stäbe . a 25 
33555 „ Blamiſer a 75 
118815 „ Speichen . y 315 
146 „ halbrunde Swen a 2,00 
1 Ahorn. . à —.— 


Nach Liepe a. O. gelangten von dieſem Quantum bis Schluß 


zuſammen 38667981,50 Mk. 


der Saiſon (15. November 1903) folgende Hölzer: 


Rundkiefern 


Kief. Mauerlatten, Balken, Timber 
„ Schwellen 
„ Riegelhölzer. 


Rundtannen 


Tann. Mauerlatten und SEA 


Rund-Eljen . 
„ Eichen 
„ Eichen 


19645350, 
8267650, 
2776400, 

30493 575 5 
1790795, — 
6800.— 
819180,— 
208670, — 
2802000, — 
28440, — 
2520,— 
3787,50 
1230,— 
7300, — 
19782, — 
494 212,50 
825360, 
20134, — 
634,— 
118948, — 
20565, — 
70 296, — 
4153,50 
25 166,25 
17822, — 
292, — 


U 


. 343068 Stück. 


. 169175 
69290 
17621 
14552 

3727 
19135 
22 
2777 


" 


Eich. Plangons und (Eichen W EEE INN T Stüd. 
„ORO ea nn 86 
Speichen , O o Oa 

Gezahlt wurden nachſtehende Preiſe für bie einzelnen Sortimente: 
1. Rundholz: 

NIGER Ha , mee e pee übe 60—80 Pf. 

Dannemnmm 2.7140 55 50—55 „ 

Eſche nnn —ʃ— z 70—90 „ 

TER A o a ee, ż; 50% 

Elfen een h 65—85 „ 

Wißpbuchen men 5 70—80 „ 

e w OPO 3 60—105 „ 

Nite; R NER F 60—70 „ 

2. Kantholz: 

Ruſſiſche Mauerlatten . . . ... . pro Kubikfuß 1,05—1,10 Mk. 

Galizijche 1 EEE IE NR 5 70—75 Pf. 

!!! ů h mme 5 80—85 „ 

Timber Nee A 1,05 Mk. 

Eich. Schwellen c 4,30 „ 

Kief. 3 ij. Wi e ice; z 2,60— 2,80 „ 

PBlancons . . . 1 2,30 — 2,75 „ 


Die Ausſichten für nächſtes Jahr dürfen keineswegs als ungünſtig 
erachtet werden, obwohl ſolche der Hauptſache nach von dem zur 
Ausfuhr gelangenden Holzquantum abhängig ſind und ſich daher 
heute etwas Poſitives noch nicht darüber ſagen läßt. Es werden 
jedoch in Rußland, ſowie auch Galizien für nächſtes Jahr wieder recht 
hohe Einkaufspreiſe gefordert und auch bezahlt. 

Die hohen Rohholzpreiſe, die die Schneidemühlen anlegen mußten, 
waren namentlich für die Thorner Werke nachteilig, da es dieſen nicht 
möglich war, beim Verkauf der Schnittwaren entſprechende Preiſe zu 
erzielen. In Thorn wurde wenig gebaut und der Abſatz nach aus— 
wärts beſchränkte ſich auf die Umgegend und die Provinz Poſen. Die 
Weichſelniederung, die durch Hochwaſſer ſehr gelitten hatte, kaufte 
wenig und das Wenige auf Borg. Die Anſiedlungskommiſſion kaufte 
meiſtens die bebeilten Bauhölzer direkt von den Weichſelholzhändlern 


und ließ jih die geringere Bretterware größtenteils von oſtpreußiſchen _ 


Sägewerken ſchicken. Trotz der hohen Rohholzpreiſe war für Bauholz 
und geringere Bretterware nicht mehr im Preiſe wie 1902 zu erzielen. 
Gute Bretterware in Kiefer (Tiſchlerholz) war ſehr begehrt und brachte 
annähernd gute Preiſe. In ſämtlichen Laubhölzern, mit Ausnahme 
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von Erle, war wenig Nachfrage und man fand nur zu niedrigen 
Preiſen einigen Abſatz. Erlenſchnittmaterial war begehrt und es 
wurden etwas beſſere Preiſe als 1902 bezahlt. Durch den jährlich 
wachſenden Verkehr auf der Uferbahn werden die Holzauswaſchplätze 
von Jahr zu Jahr immer kleiner. So reichten ſie im Herbſt 1903 
nicht mehr zu und die Folge davon war, daß die hieſigen Schneide— 
mühlen in der letzten Zeit nichts mehr einkaufen konnten. Eine hieſige 
Mühle, welche keinen Platz zum Auswaſchen oberhalb des Winter⸗ 
hafens bekommen konnte, mußte weit hinter dem Pionier Waſſer⸗ 
übungsplatze ca. 3 Traften Rundholz hinunterflößen und dort aus 
waſchen laſſen, was bei dem ungünſtigen Ufer und dem weiten Holz: 
transport ganz bedeutende Mehrunkoſten verurſachte. Wenn nicht 
bald größere Auswaſchplätze an dem rechtsſeitigen Weichſelufer geſchaffen 
werden, oder durch den Holzhafen die hieſigen Sägewerke Erleichterung 
finden, muß das Holzgeſchäft in Thorn von Jahr zu Jahr zurückgehen. 

Günſtiger lauten die Berichte aus den kleinen Städten unſres 
Bezirks, und namentlich aus Brieſen, Kulm und Lautenburg wird 
uns mitgeteilt, daß das Geſchäft der Schneidemühlen lebhaft und 
gewinnbringend geweſen iſt. 

Die Faßreifenfabrikation in Kulm hat im letzten Jahre einen 
bedeutend größeren Umfang gehabt als in den vorhergehenden Jahren, 
doch wird dieſe jetzt blühende Induſtrie vorausſichtlich bald aus Mangel 
an Material zu Grunde gehen, da der Strombaufiskus einige tauſend 
Morgen gut beſtandener Weidekämpen der Stromſtrecke Gemlitz— Piedel 
angekauft hat, die bis Ende 1904 ſämtlich gerodet ſein müſſen. Auch 
die oberhalb Kulms liegenden Weidekämpen ſollen ſpäter angekauft 
und gerodet werden. 

Die Geſchäftslage der Bierbrauerei zeigte auch im vergangenen 
Jahre keine Beſſerung, woran hauptſächlich die naſſen und kalten, den 
Konſum beeinträchtigenden Witterungsverhältniſſe ſchuld waren. Bei 
den meiſten Brauereien unſres Bezirks iſt der Abſatz zurückgegangen. 
Dazu kam, daß die Gerſte der Ernte von 1902 ſich ſehr ſchlecht vermälzte 
und die Hopfenpreiſe bedeutend geſtiegen waren. Unter dieſen Miß⸗ 
helligkeiten litten die kleineren und mittleren Brauereien, die ſchon in 
guten Jahren einen ſchweren Exiſtenzkampf führen, ganz beträchtlich, 
und wir wollen, um zu zeigen, welche Schmerzen man in dieſen 
Kreijen empfindet, hier dem Beſitzer einer mittleren Brauerei das 
Wort geben: 

„Schmerzlich empfunden wird allgemein in Brauerkreiſen, daß 
die Königliche Staatsregierung den vielfach in Wort und Schrift 


geäußerten Wünſchen um Einführung des Surrogatverbots und des 
Staffeltarifs vollſtändig teilnahmslos gegenüberſteht. Ich muß an 
dieſer Stelle ganz beſonders betonen, daß von deren ſchließlicher Ein— 
führung oder Nichteinführung die Exiſtenz der meiſten mittleren und 
kleinen Brauereien abhängt, die durch die rückſichtsloſeſte Konkurrenz 
der größeren und kapitalkäftigeren Betriebe immer mehr auf das 
allerhärteſte bedrängt werden. Bierpreiſe bei denen entſchieden nichts 
mehr zu verdienen iſt, ja noch bares Geld obendrein, werden den 
Kunden bewilligt, nur um den kapitalſchwächeren Kollegen nicht auf— 
kommen zu laſſen, und ihn dem ſicheren Ruine zu überliefern. Die 
verſchiedenſten Anſtrengungen von ſeiten anſtändigerer und auch 
verſtändigerer Brauer, dieſes wüſte Gebahren durch Gründung wirt— 
ſchaftlicher Vereinigungen mit ſtrengen Verträgen wieder in geſunde 
Bahnen zu lenken, haben nur zum allerkleinſten Teile Erfolg gehabt. 

Die geſetzliche Einführung des Staffeltarifs würde dieſem ruinöſen 
Treiben nach meiner Anſicht ein wirkſames Ende bereiten und dem 
Brauermittelſtand, an deſſen Erhaltung gerade den kleineren Städten 
des Reichs außerordentlich viel gelegen ſein muß, die weitere Exiſtenz 
ſichern. 

Hierzu würde auch die Belegung kleiner Städte mit Militär, wie 
jhon wiederholentlich in meinen Jahresberichten betont, außerordentlich 
beitragen, ganz abgeſehen von dem äußerſt wichtigen Faktor, daß 
dadurch namentlich auch in den kleineren Städten der Oſtmarken das 
Deutſchtum außerordentlich gefördert, mindeſtens aber erreicht werden 
würde, daß eine große Anzahl deutſcher Gewerbetreibender in ihren 
verſchiedenen Berufen auch kräftigſt gefördert werden könnte. Leider 
iſt nach dieſer Richtung hin ein Eingehen auf die Wünſche der kleinen 
Kommunen gar nicht zu erwarten. 

Sehr ungünſtigen Einfluß auf die Lage der Brauinduſtrie und 
insbeſondere auf die Werte der einzelnen Betriebe hat auch der bekannte 
miniſterielle Erlaß bezüglich der Konzeſſionierung des Flaſchenbier— 
handels ausgeübt. Er hat große Beunruhigung in weiteſte Kreiſe 
nicht nur der Brauinduſtrie, ſondern auch der intereſſierten Finanz 
getragen, aber auch erfreulicherweiſe überall, namentlich auch im großen 
Publikum die heftigſte Gegnerſchaft gefunden, ſo daß wohl mit Sicherheit 
angenommen werden kann, daß dieſes Projekt nicht zur Reife gedeihen 
wird. 

Auch der famoſe Antrag des Grafen Douglas, welcher eine 
Abänderung der Gewerbeordnung und damit nicht mehr und nicht 
weniger als eine Knebelung des heute ſchon unter Polizeiauſſicht 
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ſtehenden Gaſtwirtsgewerbes bezweckt und damit verbunden eine Schädi— 
gung der Brauinduſtrie im Gefolge haben würde, iſt überall in den 
beteiligten Kreijen auf die ſchärfſte Oppoſition geſtoßen und hat mit- 
unter recht herbe Kritiken ſeitens der Preſſe erfahren müſſen. 


Aus dem vorſtehend Angeführten geht leider klar hervor, daß, 
ſo unerfindlich dieſes auch iſt, von ſeiten der Kgl. Staatsregierung 
leider bisher nichts geſchehen iſt, um eine ſo nutzbringende und geſunde 
Induſtrie, wie die Brauinduſtrie zu heben, ſondern immer wieder von 
neuem Vorſtöße gemacht werden, um ihr neue Laſten aufzubürden. 
Eine Beſſerung hierin iſt leider in abſehbarer Zeit und nach den bis— 
herigen Erfahrungen nicht zu erwarten und ſo ſieht der Brauer mutlos 
einer troſtloſen Zukunft entgegen. 

Der lange gehegte Wunſch der Brauer nach einer geſetzlichen 
Regelung und damit verbundener amtlicher Eichung ſämtlicher Bier— 
transportgefäße ſcheint erfreulicherweiſe in Erfüllung gehen zu ſollen, 
wenn man eine kürzlich an alle Brauereivereinigungen ergangene 
Anfrage der Kaiſerl. Normaleichungskommiſſion dahin deuten darf. 
Hoffentlich läßt die Erledigung dieſer Angelegenheit nicht zu lange 
auf ſich warten. 

Was den Gebinde- und Flaſchenſchutz anlangt, ſo treffen den 
Brauer wohl die größten Verluſte, da deſſen Flaſchen und Gebinde 
von dem großen Publikum meiſtens als vogelfrei und wertlos behandelt 
und zu allen möglichen und unmöglichen Zwecken gemißbraucht werden. 
Gerichtliches Vorgehen gegen ſolche Sünder hat meiſtens keinen Erfolg, 
da es ſehr ſchwer hält die Betreffenden zu überführen, und läßt ſich 
auch hier nur durch die Geſetzgebung oder gemeinſames Vorgehen 
etwas erreichen. Da das Letztere indeſſen kaum jemals zu erreichen 
ſein wird, ſo bleibt nur das Erſtere übrig und ſind auch nach dieſer 
Richtung hin ſchon wiederholt Petitionen an die zuſtändigen Stellen 
ergangen. Der Erfolg kommt vielleicht noch.“ 


Auch in dem Berichtsjahre hat der Weinhandel eine Hebung 
nicht erfahren; der Abſatz bewegte ſich hauptſächlich in kleinen und 
Mittelweinen, wogegen der Bedarf an beſſeren und feineren Weinen 
keine Zunahme aufwies. 

Die prohibitiv wirkenden hohen Zölle Rußlands auf ausländiſche 
Weine haben den Verkehr nach unſerm großen Nachbarreiche ſehr ein— 
geſchränkt, und es bleibt daher zu wünſchen, daß ein guter Handels— 
vertrag mit Rußland in dieſer Richtung eine Beſſerung herbeiführt, 
damit wir zu dem früheren lebhaften Export dahin wieder zurückkehren. 
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Im Intereſſe des Weinhandels bleibt auch zu wünſchen, daß die 
aus Portugal eingehenden Weine zu den gleichen Zöllen wie die aus 
andern Exportländern herſtammenden Weine tarifiert werden, damit 
die beſchwerliche Ausſtellung von Urſprungszeugniſſen, jowie die Hinter- 
legung eines Differenzzolles bei Einlagerung der portugieſiſchen Weine 
in das Teilungslager beſeitigt werde. 

Eine nachteilige Konkurrenz erfährt der reelle Weinhandel durch 
die immer wiederkehrenden Verkäufe aus Liquidationsmaſſen, namentlich 
Berliner und Hamburger Häuſer, durch welche dem konſumierenden 
Publikum zu anſcheinend ſehr billigen Preiſen mit Erfolg Offerten 
gemacht werden, die zu Enttäuſchungen führen. 


Bordeaux-Weine. Im Departement der Gironde hat die Ernte 
infolge der ungünſtigen Witterung und namentlich infolge des durch 
Hagel und Nachtfröſte angerichteten Schadens einen ſehr geringen 
Ertrag ergeben; der Ertrag der Ernte in der Gironde iſt nächſt 1897 
der kleinſte ſeit 1890 geweſen. Die Qualität der 1903er Weine iſt 
ſehr ungleich ausgefallen, ſie ſcheint beſſer als die Qualität der 1902 er 
Weine zu ſein, aber im ganzen macht der Jahrgang bis jetzt keinen 
guten Eindruck, und der Handel hat bisher ihm gegenüber Zurück— 
haltung beobachtet. Beſſere Dienſte erweiſen die Weine des 1901 und 
1900er Jahrganges; beſonders die erſteren ſind geſund und elegant, 
ſowohl im Bukett als auch im Geſchmack, auch zeichnen ſie ſich aus 
durch Billigkeit. Eine große Zukunft im Hinblick auf ihre Entwicklung 
verſprechen die 1893er und 1899er Weine. 


Am Rhein und an der Moſel ſind die 1903er Leſen quantitativ 
beſſer ausgefallen, als anfänglich bei dem ungünſtigen Verlauf der 
Jahreswitterung angenommen werden konnte; der Durchſchnittsertrag 
kann auf einen halben Herbſt angenommen werden. An der Moſel 
hat die Produktion infolge der Anlage neuer Weinberge erheblich 
zugenommen. Die Qualität der Rhein- als auch der Moſel- und 
Saar-Weine ijt nur als mittelmäßig zu bezeichnen, ähnlich dem Bor- 
gänger, und ſind Qualitätsweine nicht erzielt worden. Die Preiſe 
bewegen ſich auf einem niedrigen Niveau. 

Das Geſchäftsjahr 1903 kann für die Honigkucheninduſtrie als 
ein befriedigendes angeſehen werden. Der Abſatz der Fabrikate war 
zwar während des regneriſchen Sommers durch die infolgedeſſen beein— 
trächtigten Märkte und Meſſen in den öſtlichen Provinzen nicht jo 
lebhaft wie im Vorjahre, erlangte aber dafür in der Hochſaiſon eine 
erhebliche Steigerung. 
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Die Preisbildung für Rohſtoffe war im allgemeinen von niedriger 
Tendenz, beſonders bei Mehl. Auch bei amerikaniſchem Honig und 
Mandeln zeigte ſich dieſe Erſcheinung. Von großer Bedeutung war 
das Inkrafttreten der Zuckerkonvention, wenngleich ſich der Segen der 
Verbilligung des Zuckers im abgelaufenen Jahre nur noch zu einem 
Teile bemerkbar machen konnte, während er für 1904 in vollem Umfange 
ſich betätigen wird. Im Gegenſatze zu vorgenannten Rohſtoffen 
bedingten Quertreibereien aller Art eine unverhältnismäßige Preis- 
erhöhung für inländiſchen Wabenhonig, die ſich bei dem reichlichen 
Ernteausfall in keiner Weiſe rechtfertigen ließ. Die Preiſe für das 
gewonnene Wachs waren gut. Die Preiſe für das fertige Fabrikat 
gingen weiter zurück, ſo daß der Vorteil des günſtigen Einkaufs der 
Rohſtoffe zum Teil wieder wettgemacht wurde. Die Kreditverhältniſſe 
zeigten keine Tendenz zum Beſſeren, wenngleich größere Verluſte erſpart 
blieben. 

Der Umſatz zeigte 1903 eine kleine Beſſerung gegen das vorauf— 
gegangene Jahr. Dagegen erfüllten die billigen Zuckerpreiſe nicht die 
darauf geſetzten Erwartungen, da infolge des ſcharfen Wettbewerbs 
die Preiſe für Zuckerwaren erheblich zurückgingen. 

Bei Leder war der Bedarf das ganze Jahr ein ziemlich lebhafter 
und es wurden von den Konſumenten endlich auch etwas höhere Preiſe 
bewilligt; trotzdem blieb das Geſchäft ein gequältes. 

Der in der Lederbranche von den Abnehmern beanſpruchte Kredit 
wird immer ausgedehnter und dieſer ungeſunde Kredit muß dazu 
führen, die Verhältniſſe aller Beteiligten zu verſchlechtern. In dem 
Berichtsjahre ging Geld beſonders ſchlecht ein und manches Geſchäft 
mußte abgelehnt werden, weil auf längſt fällige Kredite Abzahlungen 
nicht oder nur in zu geringen Beträgen gemacht, wohl aber weitere 
Lieferungen verlangt wurden. 

Die Handwerkerinnungen würden etwas Erſprießliches leiſten, 
wenn ſie dahin wirken würden, daß ihre Mitglieder kein ſo maßloſes 
Ziel bewilligen, wie das jetzt von Jahr zu Jahr mehr geſchieht. Man 
hört oft „unter zwei bis drei Jahren bezahlt mich meine Kundſchaft 
nicht“. Daß ein ſolcher Kredit für den Handwerker ein Krebsſchaden 
iſt, bedarf wohl keines beſonderen Nachweiſes. 

Die Preiſe für Leder, beſonders Blankleder, Roßſchuhleder und 
Kips gingen etwas höher und war in den genannten Artikeln die 
Nachfrage recht lebhaft. 

Rohe Häute und Felle waren zu guten Preiſen verkäuflich. 
Rohe Roßhäute haben einen ungewöhnlich hohen Preis erreicht. 
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Die Schuhfabriken waren ziemlich flott bejchäftigt, doch waren 
höhere Preiſe nicht zu erzielen, trotzdem faſt alle Rohmaterialien 
geſtiegen ſind. Der Betrieb war deshalb wenig lohnend. Arbeitskräfte 
waren genügend vorhanden. 

Im Herbſte 1903 zeigte ſich eine große Knappheit in Schaftſtiefeln 
für Arbeiter, der Nachfrage hierin konnte nicht ganz genügt werden. 
Die Preisſteigerung in dieſem Artikel hielt aber auch nicht Stand mit 
den erhöhten Lederpreiſen und jetzt anfangs 1904 haben die Preiſe 
den alten Stand wieder erreicht, ſo daß die Anfertigung von Schaft— 
ſtiefeln ganz unlohnend iſt. Dieſer Artikel wird auch hauptſächlich in 
ganz beſtimmten Städten z. B. Biſchofswerder, Rieſenburg, Löbau von 
Schuhmachern angefertigt, deren Bedürfniſſe ſehr gering ſind, und die 
mit einer Anzahl von Lehrlingen auch 15 Stunden täglich arbeiten, 
nur um den Stiefel ſo billig, wie möglich herſtellen zu können. In 
Thorn ift die Schaftſtiefel- Fabrikation dem kleineren Handwerker und 
dem Fabrikanten faſt unmöglich. 


Wenig zufrieden äußern ſich die Seifenfabrikanten über das 
verfloſſene Geſchäftsjahr. Durch das Aufhören der Preiskonvention 
ſind die Preiſe der Fabrikate ſo gedrückt worden, daß trotz der Verbilli— 
gung einiger Rohſtoffe kein nennenswerter Nutzen erzielt worden iſt. 
Dazu wurde die Einfuhr von Talg durch das im April in Kraft 
getretene Fleiſchbeſchaugeſetz derart erſchwert und verteuert, daß die 
Einfuhr guter Qualitäten kaum noch möglich iſt. 
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In der Ziegelinduſtrie hat die im Jahre 1902 begonnene Ziegeleien. 


Beſſerung angehalten, ſo daß es möglich war, endlich die lang— 
jährigen Beſtände der Gramtſchener Ziegeleien zu räumen und auch 
die Produktion aus dem vorigen Jahre, die aber, wie hervorgehoben 
werden muß, ſehr klein war, abzuſetzen. Abnehmer für die Gramtſchener 
Ziegel waren die Anſiedlungskommiſſion, ſtaatliche und ſtädtiſche 
Behörden, die private Bautätigkeit war dagegen nicht erheblich. Die 
Preiſe haben ſich etwas gebeſſert, dieſer günſtige Umſtand iſt wohl aber 
weniger auf einen großen Bedarf, dem keine genügenden Vorräte 
gegenüberſtanden, als darauf zurückzuführen, daß die bisher der 
Thorner Ziegelei-Vereinigung fern gebliebene Ziegelei von Reinert, 
Gramtſchen nunmehr auch dem Verkaufskontor beigetreten iſt. 

Auf den Tonziegeleien war der Abſatz ein normaler, es wurde 
im vergangenen Jahre voll fabriziert und man glaubt, daß die noch 
vorhandenen Beſtände vor Beginn der neuen Brennperiode abgeſetzt 
ſein werden. Zum erſten Male ſeit langer Pauſe haben einige 
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Behörden Wert darauf gelegt, trotz des teureren Preiſes Tonſteine an 
Stelle von Schluffziegeln (Gramtſchener) zu verwenden. 

Der größte Teil der Steine wurde mit der Bahn verſandt. 
Ein größerer Abnehmer war wieder die Eiſenbahn. Die Preiſe waren 
unverändert. 

In der nächſtens beginnenden Kampagne ſollen die Gramtſchener 
Ziegeleien ca. % ihres Kontingents, die Rudaker Ziegeleien dagegen 
voll arbeiten. 

Obgleich momentan die Ausſichten für die kommende Bauperiode 
nicht gerade glänzend ſind, hofft man, daß doch die private Bautätigkeit 
in hieſiger Stadt und Umgegend wieder etwas aufgenommen werden 
und dadurch der Ziegelabſatz ein regulärer ſein wird. 

Die hier in früheren Jahren erhebliche Produktion von Drain— 
röhren hat faſt ganz aufgehört, da die vorhandenen großen Lager für 
den geringen Bedarf der Landwirte ausreichten. Bedauerlich iſt es, 
daß die Anſiedlungskommiſſion, die einen außerordentlich großen Bedarf 
in Drainröhren hat, die hieſigen Ziegeleien in den letzten Jahren bei 
Vergebung von Lieferung nicht mehr berüdjichtigt. Die Anſiedlungs— 
kommiſſion kauft im Submiſſionswege und trotzdem hieſige Fabriken 
öfter die Mindeſtfordernden waren, iſt ein Zuſchlag nicht erfolgt. 

Nach den uns zugegangenen Berichten ſind übrigens nicht nur 
die Ziegeleien bei Thorn, ſondern auch die übrigen Ziegeleibetriebe 
unſres Bezirks leidlich beſchäftigt geweſen. 

Auch im Berichtsjahre 1903 hat ſich ein ſtärkerer Bedarf in Stab— 


Formeiſen, eſſen und groben Eiſenwaren nicht bemerkbar gemacht. Die Marktlage 


war in bezug auf die Preisgeſtaltung von einer großen Unklarheit, 


ſuchten einzelne Gruppen der Walzeiſenwerke, ſpeziell die ſchleſiſche, bei 
Beginn des Frühjahrsgeſchäfts kleine Preiserhöhungen vorzunehmen, 
jedoch konnten dieſe ſchon um Mitte des Jahres nicht mehr auf— 
recht gehalten werden. Die Urſache für diefe unſicheren Verhältniſſe 
war die Frage, ob der ſeit Jahr und Tag von den führenden Werken 
Deutſchlands geplante Stahlwerksverband zuſtande kommen würde 
oder nicht. Noch gegen Ende des Berichtsjahres war allgemein die 
Anſicht vorherrſchend, daß es nicht gelingen würde, die vielen Werke, 
die in erſter Reihe eigene Intereſſen vertraten und gegenüber dieſen 
die allgemeinen Intereſſen zurückſtellten, unter einen Hut zu bringen. 
Trotzdem ijt der Stahlwerksverband Anfang 1904 zuſtande gekommen 
und es gehören ihm ſämtliche maßgebenden Werke Deutſchlands an. 
Bis auf weiteres erſtreckt ſich die Verbandstätigkeit allerdings nur auf 
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Schienen, Träger uſw. Zurzeit ſchweben indes Verhandlungen, die 
dahin führen, auch alle übrigen Walzfabrikate, insbeſondere Stabeiſen, 
in den Bereich des Stahlwerksverbandes zu ziehen. Es iſt anzunehmen, 
daß dieſe Beſtrebungen zum Ziele führen werden. 

Inwieweit der Verband auf eine günſtigere Entwicklung in der 
Montan- und Eiſeninduſtrie Einfluß haben wird, muß abgewartet 
werden. Wenn die leitenden Perſonen dieſes großen Unternehmens 
es verſtehen werden, Licht und Schatten gleichmäßig zu verteilen und 
die ihnen zu Gebote ſtehende Macht nicht nur zum Vorteil der Ver— 
bandswerke ausnutzen, ſondern auch die Abnehmer mit Gerechtigkeit 
und Milde behandeln werden, ſo iſt zu hoffen, daß der Verband 
ſeinen Zweck, eine wirtſchaftliche Geſundung und Erſtarkung unſrer 
Eiſeninduſtrie herbeizuführen und den bisherigen unerträglichen Preis- 
unterbietungen und der gegenſeitigen Bekämpfung ein Ende zu machen, 
erreichen wird. ' 

Was die Lage der Branche an unſerm Platze und in unſrer 
Provinz anbetrifft, ſo müſſen wir leider berichten, daß ſich das Geſchäft 
im verfloſſenen Jahre in außergewöhnlich engen Grenzen bewegte. 
Ganz beſonders beſchränkte ſich das Provinzgeſchäft nur auf ganz 
minimale Umſätze. Der Kleinhandel reduzierte ſeine Einkäufe in 
Anbetracht der unklaren Verhältniſſe auf das notwendigſte. Daher 
konnte der Thorner Großhandel noch nicht einmal die Umſätze der 
vorangegangenen ſchlechten Jahre erreichen. Zum großen Teil iſt dieſe 
traurige Geſchäftslage des Thorner Eiſengroßhandels auf den Umſtand 
zurückzuführen, daß ſich die Verkehrsverhältniſſe ſeit einer Reihe von 
Jahren für Thorn ſehr verſchlechtert haben und zwar zugunſten unſrer 
Nachbarſtädte Bromberg und Danzig. Der weitere Ausbau der Eiſen— 
bahnen iſt daher zur dringenden Exiſtenzfrage für den Thorner Handel 
im allgemeinen und für den Eiſengroßhandel, bei dem die Frachten, 
eine weſentliche Rolle ſpielen, insbeſondere, geworden. 

Das Platzgeſchäft konnten die Neubauten des Stadttheaters und 
der Fortbildungsſchule nicht beleben, da an dieſen Bauten nur wenige 
Unternehmer beteiligt find, während die Privatbautätigkeit fajt voll 
ſtändig daniederlag. Auch der Umſatz in Stabeiſen und Eiſenblechen 
und in Konſtruktionsmaterialien mit den hieſigen Maſchinenfabriken 
war nur ein ſehr minimaler, da es unſern Maſchinenfabriken in 
Anbetracht der billigen Angebote der weſtlichen Werke nicht gelungen 
iſt, größere Objekte für den Fiskus, welche ſämtlich im öffentlichen 
Submiſſionsverfahren vergeben werden, hereinzubekommen. Es wäre 
wünſchenswert, wenn der Staat bei Vergebung von Eiſenkonſtruktionen 


ſichtigen wollte. 


uſw. für die hieſige Provinz mehr die einheimiſche Induſtrie berück— 


Die Kreditverhältniſſe haben ſich im Berichtsjahre leider nicht 
gebeſſert. Die kleinen Händler in der Provinz klagen nach wie vor 
darüber, daß die Landwirtſchaft ſehr langſam zahlt. 
ſtändliche Folge davon iſt, daß der Kleinhandel große Kredite und 
Akzept⸗Prolongationen bei dem Großhandel in Anſpruch nehmen muß. 

Aus der folgenden Zuſammenſtellung ſind die Preiſe zu erſehen, 
welche vom hieſigen Großhandel am Schluß des Berichtsjahres notiert 


wurden: 

Stabeiſen . 
ie A 3 
Grobblehe. . 1450 „ 
Feinbleche. . 14— „ 
Drahtſtifte . 18,.— „ 
Bei nina: DB 5 
Zinn 275,— 
Zinkbleche. . 52,.— „ 


n 


LU 


" 


wie im Vorjahre 
gegen 255,— Mk. 


" 


alles Grundpreije franto Waggon Thorn. 

Das Geſchäft in Eiſen und Eiſenwaren mit Rußland hat im 
Berichtsjahre eine weitere Einbuße erlitten, da die Eiſenhändler in Ruß⸗ 
land ihren Bedarf jetzt ausnahmslos im eigenen Lande weſentlich 
Bevor die hohen Zollſätze auf 
deutſches Eiſen und grobe Eiſenwaren nicht verſchwinden, wird auf 
eine Zunahme des Umſatzes mit Rußland nicht zu rechnen ſein. 


billiger als bei uns decken können. 


Maſchinen⸗ 
bau. als ſchlecht bezeichnen, doch ließ er manches zu wünſchen übrig. Infolge 
der einigermaßen gut ausgefallenen Ernte war zwar der Abſatz in 
landwirtſchaftlichen Maſchinen etwas beſſer, jedoch konnte er nur zu 

gedrückten Preiſen und gegen Einräumung ſehr langſichtiger Zahlungs- 

friſten erreicht werden, da die Nachwirkungen der letzten Mißernten 

nur zum Teil erſt behoben waren und noch immer die Kaufluſt des 


landwirtſchaftlichen Publikums beeinträchtigten. 
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Mk. pro 100 kg gegen 12,50 Mk. im Vorjahre 


im Vorjahre 
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Den Geſchäftsgang der Maſchinenfabriken kann man nicht gerade 


Großen dauernden 


Schaden erleiden unſre Fabriken durch den Ankauf größerer Güter in 
Thorner und in den anliegenden Kreiſen ſeitens der Königlichen 
Anſiedlungskommiſſion, deren kapitalkräftige Beſitzer größtenteils ihre 
Kunden waren. Es wäre nun wenigſtens zu wünſchen, daß die 
Anſiedlungskommiſſion die neu zuziehenden Anſiedler beratend auf die 
lokalen Fabrikate aufmerkſam machte, deren Bezug ihnen doch bei der 


Nähe der Fabriken mannigfache Vorteile. bietet. 


Auch in andern Zweigen der Fabrikation machen ſich die Nad- 
wirkungen des geſchäftlichen Niedergangs, unter dem Deutſchland 
gelitten, noch immer unangenehm bemerkbar. Vergrößerungen oder 
Erneuerungen induſtrieller Betriebe wurden überall tunlichſt zurück— 
geſtellt, dort aber, wo Aufträge in Ausſicht ſtanden, verurſachte der 
ſcharfe Wettbewerb einen Preisdruck, der es ausſchloß, mit auch nur 
einigermaßen nennenswertem Gewinn zu liefern. Am ſchlimmſten 
machte ſich dieſe Erſcheinung bei behördlichen Submiſſionen und zwar 
hauptſächlich bei Eiſenkonſtruktionsarbeiten geltend. Bei ſolider Kalku— 
lation der einzelnen Gegenſtände war ein Erfolg nicht zu erwarten, 
da verſchiedene Firmen unter Koſtenpreis anboten. Ahnlich lagen die 
Verhältniſſe auf dem Gebiete des Marktes für Eiſengußwaren, auf 
dem noch die mangelnde Bautätigkeit geſchäftslähmend wirkte. 

Ein Betrieb ſah ſich infolge dieſer Verhältniſſe genötigt, ſeine 
Arbeiterzahl im Herbſt von 200 auf 160 herabzuſetzen, und wenn es 
andern gelang, den alten Arbeiterſtamm das ganze Jahr hindurch zu 
beſchäftigen, ſo war dies nur dadurch möglich, daß man neue, 
entfernter liegende Abſatzgebiete ſuchte, was jedoch der hohen Fracht 
und des großen Wettbewerbs der im Weſten günſtiger liegenden 
Werke wegen nur mit großen Unkoſten möglich war. 

An den Preiſen der Rohmaterialen, die der billigen Waſſerfracht 
halber zum großen Teil aus dem Auslande bezogen wurden, hat ſich 
im Berichtsjahre wenig geändert, auch haben die ſonſtigen Koſten der 
Fabrikation keine Anderung erfahren. Was die Geſchäftsverbindung 
nach dem benachbarten Rußland anlangt, ſo wird uns berichtet, daß 
die hohen Zölle eine Ausfuhr dahin nahezu unmöglich machen. Wenn 
die für ihre Exiſtenz ſchwer kämpfende Induſtrie der öſtlichen Provinzen 
lebensfähig bleiben ſoll, iſt es daher neben einer Ermäßigung der 
Frachten auf Rohmaterialen unbedingt nötig, daß der Bedarf der 
Behörden in hieſiger Gegend möglichſt den hier befindlichen Werken 
überſchrieben wird und daß der neue Handelsvertrag mit Rußland 
eine Ermäßigung der hohen ruſſiſchen Zollſätze für Maſchinen bringt. 

Der Geſchäftsgang war im Jahre 1903 etwas lebhafter als im 
Vorjahre zu bezeichnen, trotzdem die Bewohner der Thorner Niederung 
durch Überſchwemmung gelitten und dadurch viel an Kaufkraft ver— 
loren hatten, während ihr Verbrauch in regulären Jahren nicht zu 
unterſchätzen iſt. 

Der Verkehr mit Rußland hat ſich wenig gehoben, und wenn 
von drüben große Aufträge in einzelnen Spezialitäten eingingen, ſo 
ſcheiterten dieſe Geſchäfte daran, daß die inländiſchen Fabrikanten durch 
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handel. 


Apotheken. 
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Ausſtellung von Reverſen für feſte Einhaltung der vorgeſchriebenen 
Verkaufspreiſe ſich ſicherten, ohne die eine Lieferung überhaupt ver— 
weigert wurde. Da es ſich hierbei um recht große Poſten handelt, ſo 
wäre es eine berechtigte Forderung der Beſteller, wenn ſie die Waren 
auch billiger erſtehen könnten. 

Durch die immer höher geſtiegenen Spirituspreiſe ſtellten ſich auch 
die mediziniſchen Tinkturen und Auszüge unverhältnismäßig teuer, ſo 
daß der Nutzen für die Verkäufer geringer war, da dieſe nicht jede 
Schwankung mitmachen können. Sehr teuer waren Schwefeläther, 
Kampfer, Schellack, amerikaniſches Terpentinöl und Karbolſäure; billiger 
dagegen die Bleipräparate, Leinöl und Firnis. 

Über das Apothekenweſen iſt uns nachſtehender Bericht zugegangen: 

„Der Geſchäftsgang in den Apotheken hielt ſich im großen und 
ganzen auf der Höhe des vergangenen Jahres. 

Im allgemeinen wurde bemerkt, daß der Umſatz in pharmazeutiſchen 
Spezialitäten, die bekanntlich nur einen geringen Nutzen laſſen, zunahm, 
während die Rezeptur etwas zurückging. Beſonders iſt der Verbrauch 
von Kindernährmitteln und Kräftigungsmitteln gegen die verfloſſenen 
Jahre im Berichtsjahre geſtiegen. Unter den Verordnungen der Arzte 
befinden ſich jetzt häufiger als früher Spezialitäten. 

Empfindlich geſchädigt wurden die Apotheken durch die am 
1. Oktober 1902 in Kraft getretene Novelle zum Branntweinjteuer- 
geſetz. Auf Grund derſelben iſt die bisherige Steuerfreiheit desjenigen 
Branntweins beſeitigt worden, der für Heilzwecke verwendet wurde. 

Die Preiſe in der königlich preußiſchen Arzneitaxe ſind wiederum, 
wie ſeit einer Reihe von Jahren, um etwas ermäßigt worden. Die 
durchaus berechtigte Nachttaxe iſt zum Leidweſen der Apothekenbeſitzer 
und ihrer Angeſtellten noch immer nicht eingeführt. Dieſe Taxe ſoll 
lediglich verhindern, daß auch ſolche Arzneimittel des Nachts geholt 
werden, die keineswegs nötig gebraucht werden. In faſt allen Fällen 
iſt es der wenig gebildete Teil der Bevölkerung, der die Nachtruhe 
des Apothekers oft ohne jede Not und ohne jeden Zwang ſtört. 

Geklagt wurde auch darüber, daß immer mehr Geſchäfte ſich 
Arzneimittel zulegen und daß hier und dort auch ſtarkwirkende Mittel 
abgegeben werden, zu deren Abgabe ſogar die Apotheken nur dann 
berechtigt ſind, wenn ein ärztliches Rezept beigebracht wird. 

Die Gehälter und Löhne, die das Perſonal bezieht, haben auch 
jetzt noch ſteigende Richtung. 

Zu den zahlreichen geſetzlichen Beſtimmungen, die den Apotheker— 
ſtand betreffen, kamen wieder zwei neue hinzu. 
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Am 23. Mai 1903 beſchloß der Bundesrat in bezug auf Die 
Geheimmittel folgendes: Eine Anzahl dieſer Mittel ſoll nur noch auf 
ärztliche Verordnung verabfolgt werden; ferner ſollen ungefähr hundert 
Mittel nicht mehr in den Zeitungen oder ſonſtwie öffentlich angekündigt 
werden. Weiterhin iſt es verboten, auf den Abgabegefäßen oder deren 
Umhüllungen irgendwelche Anpreiſungen, gutachtliche Außerungen, 
Dankſagungen oder Beſtätigungen von Heilerfolgen anzubringen oder 
derartige Empfehlungen in anderer Weiſe abzugeben. 

Dieſe Verordnung des Bundesrats, die unbedingt viele, die von 
der Fabrikation der Geheimmittel leben, erheblich ſchädigen wird, rief 
bei dieſen natürlich eine ſtarke Erregung hervor. Auch im Handel wird 
die Verordnung, die zweifellos einen geſetzgeberiſchen Fehlgriff darſtellt, 
überall nur Unſicherheit und große Ungewißheit erzeugen. 

Das zweite Geſetz, das die Apotheken angeht und das am 1. April 
1903 in Kraft trat, iſt das Süßſtoffgeſetz. 

Danach iſt unter Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs die 
Saccharinfabrik, A.-G., vorm. Fahlberg, Lift & Co. in Salbke-Weſterhüſen 
zur Herſtellung von Süßſtoff ermächtigt worden. Der geſamte Geſchäfts— 
betrieb der Fabrik ſteht unter amtlicher Überwachung und im Inlande 
darf die Fabrik nur gegen Vorlegung eines amtlichen Bezugsſcheines 
und nur gegen vorſchriftsmäßig ausgeſtellte Beſtellzettel Süßſtoff an 
Apotheken abgeben. Die Apotheken wiederum dürfen Süßſtoff entweder 
gegen Vorlegung des amtlichen Bezugsſcheines und vorſchriftsmäßig 
ausgeſtellten Beſtellzettels oder gegen ſchriftliche, mit Ausſtellungstag 
und Unterſchrift verſehene Anweiſung eines Arztes, Zahnarztes oder 
Tierarztes verabfolgen. Gegen eine ärztliche Anweiſung dürfen nicht 
mehr als 50 g Süßſtoff verabfolgt werden. Süßſtofftäfelchen von 
höchſtens 110 facher Süßkraft in Glasröhrchen von nicht mehr als 25 Stück 
mit zuſammen nicht über 0,4 Gehalt an reinem Süßſtoff dürfen auch 
ohne ärztliche Anweiſung verkauft werden. Die vorgelegten Bezugs— 
ſcheine ſind, nachdem auf ihrer Rückſeite der Tag der Abgabe, ſowie 
Art und Menge des abgegebenen Süßſtoffes eingetragen und dieje 
Eintragungen durch Beiſchrift von Ort und Bezeichnung der abgebenden 
Apotheke und des Namens ihres Leiters beſcheinigt worden iſt, dem 
Beſteller zurückzugeben. Die Beſtellzettel und die ärztlichen Anweiſungen 
ſind zurückzubehalten und, geordnet nach dem Tage der Abgabe des 
Süßſtoffes, dem Süßſtoffausgabebuch als Belege beizufügen. Man 
ſieht, daß es den Apotheken und dem Publikum nicht umſtändlicher 
hätte gemacht werden können. 

Obgleich dieſes Geſetz nun keine andern Verkaufsſtellen zuläßt 
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waren⸗ 
handel. 


108 


und einzig und allein den Apotheken den Kleinvertrieb des Süßſtoffes 
geſtattet, ſo hat doch der Verkauf von Süßſtoff in den Apotheken ſo 
ſehr nachgelaſſen, daß den vielen Schreibereien, Berechnungen, Um— 
ſtändlichkeiten und Unkoſten gar kein nennenswerter Ertrag gegen— 
überſteht. 

Der Geſchäftsverkehr mit Rußland hat ſich noch immer nicht 
beſſer geſtaltet. Die Händler und ſelbſt Kranke dürfen eine Reihe von 
Arzneimitteln überhaupt nicht über die Grenze nach Rußland mit— 
nehmen. An der Grenze werden vorgefundene Arzneien den Leuten 
abgenommen und dann meiſtens vor ihren Augen vernichtet. Daß 
unter ſolchen Umſtänden faſt keine Arzneien nach Rußland mit— 
genommen werden, iſt einleuchtend. 

Einen hohen Preisſtand hatten im Berichtsjahre beſonders Leber— 
tran, Glyzerin, Milchzucker, Sagradarinde, Cascararinde, Senegawurzel, 
Kampfer, Menthol, Wismut und ſeine Präparate, Rhabarber, Hydra— 
ſtisrhizom und Zittwerſamen. 

Im Preiſe niedrig waren, abgeſehen von kurzen Preishebungen 
durch ſpekulative Eingriffe, z. B. Rizinusöl, Perubalſam, Karbolſäure, 
Kondurangorinde, Brechwurzel, chlorſaures Kali, Opium, Morphium 
und Codein.“ 

Die wenigen Berichte, die uns aus der Materialwarenbranche 
zugegangen ſind, zeigen, daß der Umſatz der Geſchäfte zwar etwas 
geſtiegen iſt, der Nutzen dagegen eher geringer geworden ſein dürfte. Die 
Preiſe für Schmalz, die Ende des Jahres 1902 einen ſehr hohen 
Stand erreicht hatten, ſanken herab, wodurch ein vermehrter Abſatz 
ermöglicht wurde. Auch Magarine wurde billiger und Heringe hatten 
durchweg niedrige Preiſe. Die Preiſe für Kaffee und Reis ſind dagegen, 
namentlich gegen Ende des Jahres, nicht unerheblich in die Höhe 
gegangen. Sehr nachteilig wirkten die geſtiegenen Spirituspreiſe, da 
gerade in unſerm Bezirke das Schank- und Deſtillationsgeſchäft das 
Rückgrat der meiſten Materialwarenhandlungen bildet. 


Die Lage der Textilwarenhandlungen war auch im vergangenen 
Jahre nicht roſig, was in erſter Reihe darauf zurückzuführen iſt, daß 
die Kaufkraft der Landbevölkerung trotz einiger beſſeren Ernten immer 
noch nicht den normalen Stand wieder erreicht hat. Da ferner, von 
einigen Orten abgeſehen, die Bautätigkeit auch noch nicht beſonders 
umfangreich war und auch der Grenzverkehr ſich nicht gebeſſert hat, ſo 
ijt der Umſatz kaum größer geweſen, als im Jahre 1902. Dazu wurde 
noch der Verdienſt durch die ganz enorme Preisſteigerung in Baum— 
wolle und Wolle verringert, da es unmöglich war, entſprechende Preis— 
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aufſchläge durchzuſetzen. Von vielen Seiten wird wiederum über die 
Schwierigkeit geklagt, gute Verkäufer und Verkäuferinnen zu erhalten; 
auch ſoll es wiederholt vorgekommen ſein, daß bereits engagierte 
Handlungsgehilfen ihre Stellung nicht angetreten haben. 


Das Herrengarderobe-Maßgeſchäft ſetzte zum Frühjahr, begünſtigt 


Berren⸗ 


durch die Witterung, ſehr zeitig ein und entwickelte jih vom Februar garderobe 


bis Mai ſtetig ſteigend, ſo daß man das erſte Halbjahr als gut 
bezeichnen kann. Das Herbſt- und Wintergeſchäft war dagegen 
ſchlechter, denn es ſetzte ſehr ſpät und matt ein und erfuhr nur gegen 
Ende des Jahres eine kleine Steigerung. Stark geſchädigt wird das 
Geſchäft durch den zunehmenden Vertrieb von fabrikmäßig hergeſtellten 
fertigen Anzügen. 

Das Jahr 1903 verlief etwas günſtiger wie das Vorjahr. Zwar 
hat jih der Umſchlags-Verkehr, den wir früher in Thorn in jo großem 
Maßſtabe hatten und welcher uns durch die Einführung des Stückgut— 
Staffeltarifs verloren ging, noch nicht wiedergefunden, doch brachten 
andere Geſchäftszweige einigermaßen Erſatz. 

Das Grenzſpeditionsgeſchäft war im ganzen Verlaufe des ver— 
floſſenen Jahres beſonders lebhaft. Der Warenverkehr nach Rußland 
bat ſich bedeutend gehoben, da die Lage der Induſtrie ſich dort 
weſentlich günſtiger geſtaltete. Insbeſondere machten die Lodzer 
Induſtrien große Bezüge in roher Wolle, Baumwolle, Kammzug, 
Abfälle, Lumpen, Garne, Farbholz und Farbware aus Deutſchland, 
England, Frankreich, Belgien ujw. Auch größere Maſchinentransporte 
für die Textilinduftrie und regelmäßige Bezüge der ruſſiſchen Elektrizitäts— 
werke gelangten an allen Grenzpunkten wieder zur Abfertigung, ſo 
daß auch die kreditliche Inanſpruchnahme der Grenzſpediteure im hohen 
Grade angeſpannt war, doch wickelte ſich das Geſchäft durch die 
beſſeren finanziellen Verhältniſſe in Rußland glatt ab, ſo daß keine 
nennenswerte Verluſte zu beklagen waren. 

Der Export von Getreide und Futterartikeln, wie Kleie und 
Kuchen, aus Rußland war am Anfang des Jahres nicht bedeutend, 
hob ſich aber nach der neuen Ernte zu einem ziemlich regelmäßigen 
Verkehr, doch laſſen die gedrückten Expeditionsſätze nur geringen 
Nutzen daran. 

Die ruſſiſche Ausfuhr in Fellen, Häuten, Därmen, Petroleum, 
Brettern, Holz, Kaviar uſw. hielt ſich in normalen Grenzen. 

Auch die Weichſelflößerei und Schiffahrt war im Berichtsjahre 
größer, wie im Vorjahre, es kam mehr als die doppelte Anzahl Holz— 
traften hier an, auch kamen größere Quantitäten von Gütern hierher, 


geſchäft. 


Spedition. 


Elektrizi⸗ 
tätswerke 
Thorn. 


da der günſtige Waſſerſtand eine bejjere Ausnutzung des Schiffsraumes 
zuließ. ; ' 

Ungünjtig und für den Verkehr ſtark hemmend wirken hier auf ; 
das Speditionsgeſchäft die ungenügenden Einrichtungen, unter denen 
wir dauernd in Thorn zu leiden haben. Der Mangel eines Holz— 
hafens erſchwert die Zollabfertigung der Holztraften ungemein; die 
hier eintreffenden unverkauften Hölzer können nicht, wie an andern 
Warenſtapel- und Seeplätzen, bis zur endgültigen Beſtimmung im 
Tranſitlager verbleiben, da auf der offenen Weichſel die Einrichtung 
von Tranſitlägern untunlich iſt. 

Aber auch der Mangel einer telephoniſchen Verbindung mit der 
ruſſiſchen Grenzſtation Alexandrowo, in der die meiſten Thorner 
Spediteure Filialen haben, wirkt hemmend auf den Verkehr, da bei 
den wenigen Zugverbindungen, die wir mit Rußland gerade während 
der Tageszeiten haben, die Poſtbeförderung ſehr mangelhaft iſt; 
zudem häufen ſich die Klagen über unprompte Auslieferung der Poſt— 
ſachen, wodurch die in Alexandrowo domizilierenden ruſſiſchen Firmen 
den deutſchen Firmen gegenüber in einem koloſſalen Vorteile ſind. Es 
kann nämlich nicht geleugnet werden, daß Alexandrowo für die 
Abfertigung von Gütern ſowohl aus wie nach Rußland viel günſtiger 
liegt wie Thorn, ſo daß es Mühe hat, die Speditionen den deutſchen 
Firmen zu erhalten. 


Dem Bericht des Vorſtandes der Thorner Elektrizitätswerke ent— 
nehmen wir folgendes: 

„Das abgelaufene Geſchäftsjahr hat ſich befriedigend geſtaltet. Es 
brachte in ſeinem Verlaufe nicht nur eine Entwicklung der Einnahmen, 
ſondern auch eine weitere erhebliche Verminderung der Stromerzeugungs— 
koſten mit ſich. Die von uns fortgeſetzt vorgenommenen Verſuche auf 
Verbeſſerung der Feuerungsanlagen und Erhöhung des wirtſchaftlichen 
Wirkungsgrades der ganzen maſchinellen Einrichtung ſind daher von 
erfreulichem Erfolge geweſen, und die dafür aufgewendeten Kapitalien 
machen ſich reichlich bezahlt. 

Auch im abgelaufenen Geſchäftsjahre wurde nach dieſer Richtung 
hin noch weiter gearbeitet. Es wurden alle Keſſel mit der Kowitzke— 
Feuerung ausgerüſtet, nachdem in mehreren Verdampfungsverſuchen 
feſtgeſtellt war, daß mit derſelben eine Kohlenerſparnis erzielt wurde, 
welche die erforderliche Kapitalsaufwendung rechtfertigte. Dieſe Verſuche 
können vorläufig als abgeſchloſſen gelten; weitere Erſparniſſe können 
vielleicht nur noch durch den Einbau von Überhitzern und einer 
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Waſſerreinigung erzielt werden. Dieſer Frage ſoll im bevorſtehenden 
Geſchäftsjahre noch näher getreten werden. 

Durch den zu Ende des Jahres 1902 vorgenommenen Umbau 
der Lichtſtrom-Erzeugungsanlage iſt der Wirkungsgrad der maſchinellen 
Einrichtung ganz erheblich geſtiegen. Hierüber gibt die nachſtehende 
Tabelle am beſten Auskunft. 

Tabelle 1. 


—— . — — — — — — 


5 e wattſtunden 
Kohlen-Verbrauch AA pe» 


Jahr | ersengt | bonon ech umo | córek fe ur oo ber 
t ke: isgejamt Fahrdienſt Kraft Licht u. Kraft erzeugten 
KA 1226,57 | seeen 259% 115516,85 | Tez 62 
1903 | 1209,71 | 17047,09|380 789,99]2523: 128430,26 93705,90| 73 
| N 16.050,97 |--6862,44 -|-12913,44 RÓ 
| — 289% ＋ 112% | 31,500 


Es bat aljo bei einer Erſparnis von rund 5000 Mk. an Kohlen 
und bei faſt gleich großem Stromverbrauch der Straßenbahn eine um 
31,5 % beſſere Abgabe nutzbarer Energie ſtattgefunden. 

Im Straßenbahnverkehr iſt in dem Berichtsjahre keine weſentliche 
Anderung zu verzeichnen geweſen. Wir haben hier zunächſt über den 
Erfolg der Abſchaffung der Abonnementsmarken zu berichten. Das 
Jahresergebnis hat unſre Vorausberechnungen in jeder Beziehung 
beſtätigt und die Richtigkeit der Maßnahme bewieſen. Wenn auch 
anfangs, wie zu erwarten war, eine Verkehrsverminderung eintrat, ſo 
iſt infolge der im zweiten Halbjahre erfolgten ſtetigen Aufbeſſerung des 
Verkehrs die Verkehrszahl für 1903 nur wenig hinter der von 1902 
zurückgeblieben. Trotzdem hat aber eine Erhöhung der Einnahmen 
ſtattgefunden, die zwar nur ſehr klein iſt, die jedoch an Bedeutung 
gewinnt, wenn man bedenkt, daß die Einnahmen für ca. 13000 Perſonen, 
die im erſten Vierteljahr ihre Abonnementsmarken abgefahren haben, 
in den Einnahmen für 1902 enthalten ſind und in den diesjährigen 
daher fehlen. Die nachſtehenden Tabellen geben über den Verlehr 


genauen Ausweis. 
Tabelle II. 


7 me T aoe a le. 
& Motorwagen ampange i beförderte | Einnahmen*) 
Jahr wagen wagen Mar 
Perſonen 
km km km M 
1902 416387 17323 435 710 1063 699 102452,97 
1903 425285 5565 433850 1041494 102 956,66 


Te a öGäũ . 


*) nur aus dem Fahrverkehr, ausſchl. verſchiedener allgem. Einnahmen. 
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Tabelle III. 
perſonen- Beförderung 


gegen 
10 Pf. | 20 Pf. Abon.- Schüler-] Poſt- Militär-] Extra- Freif. 

marken | marten [marken] marken] wagen 
1902 | 834503 6137 170615 29336 7408 9789 215.| 5712 
1903 | 979533 | 10236 12568 | 22812 9411 630 407 5748 


Die Betriebsmittel der Straßenbahn find ihrer Zahl nad) nicht 
verändert worden. Die Reparaturen blieben innerhalb der normalen 
Grenzen; nur an den Untergejtellen der Motorwagen mußte eine 
Verſtärkung der Gleitbahnen der Achsbuchſen vorgenommen werden, 
da die urſprüngliche Konſtruktion fih nicht bewährt hatte. Durch die 
Umänderung haben die Untergejtelle an Feſtigkeit und Solidität 
gewonnen, und der Gang der Wagen ſowie die Bremſung ſind ruhiger 
bezw. ſicherer geworden. Bei dieſer Gelegenheit wurden auch die 
Achsbuchſen, welche für Fettſchmierung eingerichtet waren, ſo umgeändert, 
daß dieſelben mit Ol in einfacher Weiſe aufgefüllt werden können. Als 
Schmiermaterial wird das aus dem Gradierwerk abgeſchöpfte Ol nach 
ſorgfältiger Reinigung mit Erfolg wieder verwertet. Hierdurch wird 
nicht nur die frühere Fettſchmierung erſpart, ſondern es konnte auch 
eine Verminderung des im Nachtdienſt beſchäftigten Perſonals vor— 
genommen werden, da das Schmieren der Wagen bezw. die Reviſion 
der Achsbuchſen früher ſehr viel Zeit in Anſpruch nahm. 

Unfälle ſind im Laufe des Jahres nicht vorgekommen. 

Das Licht- und Kraftgeſchäft hat ſich befriedigend entwickelt. Der 
Inſtallationsumſatz betrug 33557,— Mk. und wies eine Erhöhung 
von 28 % auf. Beſonders flott ging das Geſchäft in Elektromotoren, 
aber auch im Lichtgeſchäft iſt eine rege Nachfrage geweſen. Namentlich 
beginnt jetzt die Einführung des elektriſchen Lichtes in Privatwohnungen 
einen größeren Umfang anzunehmen. Über den numeriſchen Zuwachs 
gibt die nachſtehende Tabelle Auskunft. 


Tabelle IV. 

Sahl der angeſchloſſenen 

Fr OT A 

| Zähler Fa — Glühl. 
1902 95 87 | 2220 | 126,76 | 66 | 37,62 23 255 
1903 | 140 127 | 3000-| 168— | 88 | 44 47 | 106,99 
86 |.32 | 26 | 17 | 100 | 4 | % 
(Ausgeſchloſſen ijt der Eigenanſchluß.) 


KW. | Bogi. | KW. | Mot. 


KW. | 
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Der gejamte Anſchlußwert unter Einſchluß der Eigenanlage betrug 
am 31. Dezember 1903 an KW. 331,7 | + 31,7 % oder 6634 
Aequivalentlampen. Mit dieſer Vermehrung der Zahl hielt auch die 
Vergrößerung des Energieabſatzes gleichen Schritt. 


Tabelle V. 


nugbar abgegebene Kilswattitunden für Einahmen in aus. für 
Licht Kraft öff. Bel. Eig. Anl. zujammen| Licht Kraft zuſammen 
1902 | 37710 | 21341 1600 | 10587 | 71238 22775 | 3600 | 26375 
1903 | 49490 | 32630 1433 10153 93706 29827 | 5921 | 33748 
+ | 31 58 | 31,5 | 31 | 642 | 35,50 


Der Betrieb des Licht- und Kraftnetzes verlief ſtörungslos. Nam- 
hafte Erweiterungen wurden nicht ausgeführt. Im Zuſammenhange 
mit der Umänderung der Stromerzeugungsanlage wurde nur eine 
Ausgleichsleitung zwiſchen der Unterſtation und der Bromberger 
Vorſtadt gezogen. Im zukünftigen Jahre werden jedoch umfangreiche 
Erweiterungen vorgenommen, da die Friedrichſtraße und die Wilhelm— 
ſtraße angeſchloſſen werden ſollen, und das neue Stadttheater ſowie 
die neue Fortbildungsſchule, über deren Anſchluß noch Verhandlungen 
ſchweben, zweifellos an unſer Netz geſchloſſen werden dürften. 

Außer den bereits erwähnten Neuanſchaffungen und Reparaturen 
ſind noch einige andere bemerkenswert. Zur Kontrolle der Kohlenanfuhr 
wurde auf dem Hofe eine Fuhrwerkswage eingebaut. Der Kohlenhof 
wurde mit einem Dach verſehen. In der Unterſtation wurden zwei 
Akkumulatoren-Lade- und Entlade- Zähler von Aron eingebaut. 

Leider hatten wir im Sommer einen empfindlichen Schaden durch 
den Bruch eines Hochdruckzylinders unſrer Dampfmaſchinen. Eine 
zweite größere Ausgabe wurde durch die Erneuerung der Schienen— 
verbinder der Thorner Strecke bedingt. Bei einer Reviſion ſtellte ſich 
heraus, daß dieſelben infolge unſorgfältiger Ausführung durchweg 
erſetzt werden mußten. Die Neuausführung wurde mit dem Verbinder 
der „Helios“ E. A. G., Cöln-Ehrenfeld, vorgenommen, der eine außer— 
ordentlich dauerhafte und vorzüglich leitende Verbindung gewährt. 
Dieſe beiden größeren Reparaturen ſollen aus den Mitteln des 
Erneuerungsfonds gedeckt werden. Für die Wagenführer wurden 
Regenmäntel angeſchafft und aus Betriebsmitteln bezahlt.“ 


Die nachſtehenden Daten über den Betrieb der Stadtbahn Brieſen Stadtbahn 
im Jahre 1903 entnehmen wir dem Verwaltungsbericht des Kreis- Briefen. 


ausſchuſſes des Kreiſes Brieſen: 
8 
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Die am 1. April 1898 dem öffentlichen Verkehr übergebene 
Stadtbahn Brieſen hat auch im verfloſſenen Jahre ſich rentabel bewieſen. 

Nach der von der Oſtdeutſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft für das 
Betriebsjahr 1. April 1902 bis 31. März 1903 gelegten, von dem 
Kreisausſchuß geprüften und anerkannten Rechnung über Einnahmen 
und Ausgaben der Stadtbahn Brieſen hat ſich folgendes Reſultat 
ergeben: 


A. Die Einnahmen betrugen 3574227 ME 
Die Ausgaben betrugen 24221 695,50 „ 


Mithin Überſchuß 14046,77 Mk. 


Hiervon ab: 
a. der Oſtdeutſchen Eiſenbahn-Geſell— 
ſchaft für die Betriebsleitung 10% 1404,68 Mk. 
b. Zum Erneuerungsfonds ½ % d. An- 
lagefapitals von 241 173,32 Mk. — 1205,86 Mk. 
c. Für die Verzinſung und Tilgung 
des vorbezeichneten Anlagekapitals 
mit 3½ % + ½ % = 9646,93 Mk. 12 257,47 Mk. 
mithin bleiben verfügbar 1789,30 Mk. 


Hiervon ſteht der . Eiſenbahn-Geſell— 
ſchaft / mit Ri 894,65 Mk. 
zu, jo daß für we Kreis e 894,65 Mk. 


Dem Staate gegenüber, welcher dem Kreiſe zu dem Bau der 
Stadtbahn eine Staatsbeihilfe von 49500 ME. = !/, des urſprünglichen 
Anlagekapitals von 198000 Mk. gewährt hat und hierfür vertragsmäßig 
einen Anteil an den Überſchüſſen erhält, ſtellt ſich die Berechnung 
wie folgt: ; 

/ ̃ —L—Tͤ— 
ien WIE d,. oma nenn BIRDD,DO MUT. 
Überſchuß 14046,77 Mt. 

Hiervon ab: 

10 der Geſellſchaft . . . 1404,68 Mk. 

Zum Erneuerungsfonds ½ % 

wie vor 1205,86 Ml. 2610,54 Ml. 

Bleiben 11436,23 Mk. 

Dieſer Überſchuß ijt erzielt worden 

von einem Anlagekapital von 241 173,32 Mk. 
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Von dem Gewinnüberſchuß entfallen: 
a. auf das urſprüngliche Anlage— 


kapital von . . 198000, — Mk. — 9388,99 Mk. 
b. auf das weitere Anlagekapital von 43 173,32 DŁ = 2047,24 Mk. 


Wie oben 241 173,32 Mk. — 11436,23 Mk. 


Da der Staat ſich nur mit einem Viertel des Anlagekapitals von 
198000 Mk. beteiligt hat, e fann m: re nur einen Anteil an 


dem Gewinn von . 
haben. 


Somit erhält der Staat ½ von 9388,99 Mk. = 
Mithin bleiben 


Hiervon ab: 
Die Verzinſung ujw. des Anlage: 
fapitals von . .. 198000 Mk. 
nach Abzug der Staatsbeihilfe von 49500 Mk. 
148500 Mk. 
zu 4 % = A 


bleiben verfügbar 
Hiervon ab die Hälfte der Senn Eiſen⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft mit . 1 
bleiben 
Hiervon erhält wiederum der Staat ½ =. 


Der Staat erhält ſonach im ganzen 2347,25 Mk. 


-+ 137,72 Mk. 
zuſammen 2484,97 Mk. 
Zur Deckung dieſes Betrages ſtehen dem Kreiſe 
zur Verfügung: 
a. der verbleibende Überſchuß aus der Ab— 
rechnung A mit. . . ś 

b. die Zinſen aus der Staatsbeihilfe mit . 
zuſammen 
Da der Staat zu erhalten hatte . 2484,97 Mk. 
Dem Kreiſe zur Verfügung ſtanden 2518,02 Mk. 


verbleibt dem Kreiſe ein Überjhuß von 33,05 Mk. 


9388,99 Mk. 


2347,25 Mk. 


7041,74 Mk. 


5940,— Mk. 


1101,74 Mk. 


550,87 Mk. 


550,87 Mt. 
137,72 Mt. 


894,65 Mt. 


1623,37 Mk. 


2518,02 Mk. 


Wie bereits im Vorjahre an Diejer Stelle mitgeteilt worden ift, 
war der Kreisausſchuß unausgeſetzt bemüht, die vom Staate über- 
wieſene Beihilfe von 49500 Mk. beſſer zu verwerten und ſo eine 
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günjtigere Lage des Kreiſes zu ſchaffen. Im Laufe des Berichtsjahres 
ſind die Verhandlungen zum Abſchluß gelangt. i 

Auf Grund eines von dem Kreistage in ſeiner Sitzung am 26. Mai 
1903 genehmigten Nachtragsvertrages mit der Oſtdeutſchen Eiſenbahn— 
Geſellſchaft zu dem Bau und Betriebsvertrage der Stadtbahn Brieſen 
iſt das von der Oſtdeutſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft zur Verfügung 
geſtellte Kapital auf 198000 Mk. feſtgeſetzt, welches wie bisher mit 
3½ % zu verzinſen und mit ½ 9% zu tilgen ift. 

Der mehr aufgewendete Betrag des Baukapitals von 43 173,32 mi 
ift der Oſtdeutſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft aus dem Staatszuſchuſſe von 
49500 Mk. zurückgezahlt worden. Nach Verkauf der Wertpapiere, in 
denen die 49500 Mk. bisher angelegt waren, und nach Auszahlung 
der 43 173,32 Mk. blieb ein Betrag von 6218,39 ME, der bei der 
Kreisſparkaſſe zinsbar angelegt iſt. Als Gegenleiſtung für die Aus— 
zahlung des Kapitals erhält der Kreis Brieſen aus den Betriebs— 
überſchüſſen die Zins- und Tilgungsbeträge mit zuſammen 4 % von 
43 173,32 Mk. und von dem Reingewinn, der nach Deckung aller Ber- 
bindlichkeiten übrig bleibt, außerdem noch 7/2, ſtatt wie bisher ½. 

Ferner iſt ein Regulativ für die Bildung des Erneuerungsfonds 
erlaſſen, wonach erhöhte Beträge dieſem Fonds zugeführt werden und 
der Kreis ſo vor größeren außerordentlichen Ausgaben bewahrt 
werden ſoll. 

Der eee Rey am 1. a 1903 
in Höhe von . . . . ; : r 6096,79 ME. 
und ijt angelegt in: - 

a. 3½ 0/, Preuß. Konjols, zum Nennwerte von 

4750 Mk. und zum Ankaufspreiſe von 

4754,35 MŁ = . . 416,60 MŁ. 
b. einem Sparkaſſenbuch Nr. 4 730 der ſtädtiſchen 

Sparkaſſe zu Königsberg i. Pr. über.. 136,58 Mk. 

Hierzu tritt noch der dem Erneuerungsſonds 

überwieſene Betrag des Rechnungsjahres 1902, 

welcher wegen beſtehender WIR noch nic 

angelegt ij, mit .. 1205,86 MŁ. 

Wie yi 6096,79 Mk. 

Die Summe ijt gebildet aus: 

a. dem dem Erneuerungsfonds überwieſenen Betrage des 

Rehningsiahres 1 9 „ 990,— Mk. 
b. desgl. hr EW DSR 1134,90 
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desgl. 1900 STR Kerr 1162,21 Mt. 

desgl. TH EI 1194,10 „ 

desgl. UNE. ese, 
&.aufgelaufene Inlen Aue = 409,72. „ 
Wie vor 6096,79 Mk. 


Der für das Rechnungsjahr 1902 bereit gejtellte Betrag wird 
demnächſt gleichfalls zinsbar angelegt werden. 

Der Erneuerungsfonds wird vertragsmäßig von der Oſtdeutſchen 
Eiſenbahn-Geſellſchaft zu Königsberg i. P. verwaltet und alljährlich dem 
Kreisausſchuß über die Anlage und den Stand desſelben Bericht 
erſtattet: 

Soweit die Monatsrechnungen für das Rechnungsjahr 1903 vor— 
liegen, ſtellen ſich die Einnahmen und Ausgaben für die Zeit vom 
1. April 1903 wie folgt: 


RR RN A w SEC 
Monat Einnahme ae wee HE 


E T EAE 
April 2935 1210 |6 Tm 31 1934 40 
Mai 2981 1930 — 1051 40] 597 71 
Juni 2842 1928 914 03] 318 38 
Juli 3222 1942 |47| 1280 |18| 1590 06 
Auguit 3126 1722 |13| 1403 |97| 185 53 
September 3155 f 2345 |69| 809 |65| 1297 |72 
Oktober 3366 2519 37] 846 |73| 1687 98 
November 3334 05] 1436 68] 1897 37] 1505 08 
Dezember 2703 59] 1646 450 1057 |14| 1874 31 
Summa | 27666 84 16682 |06| 10984 |78| 10354 46 
Ab die Ausgabe | 16682 06 
bleibt Überſchuß | 10984 78 


Da der Überſchuß der erſten neun Monate bereits den Betrag 
von 10984,78 Mk. ergeben hat, ſo iſt auch in dieſem Rechnungsjahre 
mit Sicherheit anzunehmen, daß nicht allein die der Betriebsunter⸗ 
nehmerin zuſtehende Entſchädigung aus den Einnahme— Überſchüſſen, 
ſondern auch die vom Kreiſe garantierten Zinſen ohne Zuſchuß des 
Kreiſes gedeckt werden. 

Die oben berechnete Geſamteinnahme von 27666,84 Mk. verteilt 
ſich auf: 


Klein: 
bahnen 
Thorn — 
£cibitjch 
und 
Culmſee 
Melno. 


Fahrgeld für Frachten Sonftige| Zus 
Gi ` 


$ in- 
Gepäck | Cilau jammen 
Hunde ep gut | ów | nahmen 

M o oglM sl «4 4 


F 


Monat 15 1 ill 
laj 


M 52 


April 1213/40] 1 |20| 51 60 81 80 1587 —| — | 2935| — 
Mai 1253 601 2 60 |10| 63 40 1602) 30 — 2981040 
Juni 1324 —| — 50 58 70 64 90 1238 95 155 561 2842 61 
Juli 1416 80) 1 10 70 40 55 |60] 1650/75] 28 — 3222 65 
August 1263 60 170 64 20 52 50 1744 10 |= 3126 10 
September | 1277| -- 2 50 58 10] 76 20 1649 75 91 |79| 3155| 34 
Oktober 1425/60] 1 | 80 |50| 108 20 1750/80 | 3366) 10 
November 1336) 90 |50 66 110 60 |55 1862 50 7 50 3334 05 
Dezember | 1138/30 201 49 40 50 |15] 138485 | 80 |69] 2703|59 


Zuſammen 11649 20 10 70 559 | 10 14471 — | 363 |54 27666 84 

Über die Kleinbahnen Thorn —Leibitſch und Culmfee— Memo 

wird von dem Kreisausſchuß des Landkreiſes Thorn, wie folgt, berichtet: 
Thorn Teihitſch. 


Nach dem Geſchäftsbericht für 1902/03 betrugen die Einnahmen 
aus dem Betriebe in der Zeit vom 1. Dezember 1902 bis 30. Juni 1904: 


aus dem Perſonen- und Gepäckverke . . . . 2215,05 Mk. 

aus dem Güterverkehr ujw . . . . . . . . 16966— „ 
zuſammen 19181,05 Mk. 

e Ausgaben betrugen 1 


Betriebsüberſchuß 9136,.— Mk. 

Für das Geſchäftsjahr 1902/03 — Betrieb vom 1. Dezember 1902 
bis 30. Juni 1903 — wurde eine Dividende von 1 % des Aktien— 
kapitals von 476000 Mk. gezahlt. 

Die Einnahmen nach dem 1. Juli 1903 haben in jedem Monat 
den Betrag von 3000 Mk. überſchritten, ſo daß für das Geſchäftsjahr 
1903/04 eine Dividende von mindeſtens 3 “% zu erwarten ijt. 

Nachdem die Königliche Eiſenbahndirektion mit Gültigkeit vom 

15. Januar 1904 ab im Übergangsverkehr zwiſchen den Stationen der 
Kleinbahn und den Stationen der Staatsbahn für die Artikel Holz 
der Spezialtarife II und III, Kartoffeln, Rüben und Rübenſchnitzel, 
Wegebauſtoffe, Düngemittel, Steinkohlen, Braunkohlen, Koks und 
Briketts, gebrannte Steine, Futtermittel des Spezialtarifs II, Getreide 
und Mühlenfabrikate einſchl. Kleie in Wagenladungen von mindeſtens 
10000 kg oder bei Frachtzahlung für dieſes Gewicht die ſtaats— 
bahnſeitig zur Erhebung kommenden Abfertigungsgebühren um den 
Betrag von 2 Pf. für 100 kg ermäßigt hat, wird die Kleinbahn 
von den Ziegeleien in Gramtſchen mehr als bisher zum Gütertransport 
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benutzt. Die Ziegeleibeſitzer beabſichtigen, ihre eigenen Gleiſe nach der 
Halteſtelle Papau eingehen und Verladeweichen von den Ziegeleien 
an die Kleinbahn herſtellen zu laſſen. 

Eine neue Halteſtelle ijt am Seyder Wege eingerichtet. Sie führt 
die Bezeichnung „Abbau Leibitſch“. 

Eulmfee— Mielno. 

Der Bau der Kleinbahn Culmſee — Melno hat einſchließlich der 
Erweiterungsbauten einen Geſamtkoſtenaufwand von 2385000 Mk. 
erfordert, wovon der Landkreis Thorn anteilig 72000 Mk. in Aktien 
übernommen hat. 

Für das verfloſſene Geſchäftsjahr jind aus den Überſchüſſen 1% 
Dividende des urſprünglichen Aktienkapitals von 2185000 Mk. zur 
Auszahlung gekommen. Für 1903/04 ift eine höhere Dividende nicht 
zu erwarten. 

Die nachträglich infolge der Erweiterungsbauten noch erforderlich 
gewordenen Grunderwerbskoſten betragen 9678,50 Mk. 
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Geldverkehr. 
Reichsbank. 
Der Bankzinsfuß betrug im Jahre 1903 
vom 1. Januar bis 10. Februar: 
4 % für Wechſel, 5 % für Lombard Darlehne, 
vom 11. Februar bis 7. Juni: 
3½ 9% für Wechſel, 4½ % für Lombard Darlehne, 
vom 8. Juni bis 31. Dezember: 
4 % für Wechſel, 5 % für Lombard Darlehne, 
im Durchſchnitt des ganzen Jahres 3,837 0, für Wechſel und 
4,837 % für Lombard -Darlehne gegen 3,321 und 4,321 % im Vorjahre. 
Die Gejamt-llmjige bei der Reichsbank haben im Jahre 1903 
betragen: 
bei der Neichshauptbant . . . . . 71617274600 Mk. 
bei den Reichsbankanſtalten . . . 133667332900 „ 
zuſammen 205284607500 Mk. 
gegen 191926215000 Mk. im Vorjahre. 
Der Abſchluß der Thorner Reichsbankſtelle weiſt nach: 
1902: 


1903: 
Giro-Verkehr Einnahme . . . 119350476 Mk. 131242939 Mk. 
R 118788420 „ 131654782 „ 
Giro-Übertragungen Zugang . 46631705 „ 50975493 „ 
55 W Abgang . 39899645 „ 46092664 „ 
Platzwechſel Zugang. .. 22830585 „ 23143000 „ 
j Abgang 22200859 22813768 „ 
Verſandwechſel. 4960625 „ 6198927 „ 
Einzugswechſel Zugang . . . 12412639 „ 13174088 „ 
= Abgang. . 12486536 „ 13138346 „ 
Lombard⸗Darlehne ausgeliehen 3924550 „ 3370000 „ 
A 5 zurückgezahlt 3846550 3384800 


Der geſamte Geſchäftsumſatz der Reichsbankſtelle betrug 
339438400 Mk. gegen 311803800 Mk. im Jahre 1902. 


Norddeutſche Kreditanſtalt. Aktienkapital unverändert 
10000000 Mk., Umſatz 1340204407 Mk. (1286825564). Der Brutto- 
gewinn betrug 1474202 Mk. (1475569), der Reingewinn 783668 Mk. 
(655476) und die Dividende 5½ % (5 9%). 


Culmjee'er Volksbank J. Scharwenka & Co. Aktien⸗ 
kapital unverändert 210000 Mk. Die Reſerven betrugen Ende 1903: 
32698 Mk. (31140). Wechſel wurden angekauft in Höhe von 
2176024 Mk. (2235827). An Depoſiten wurden eingezahlt 588079 Mk. 
(403385). Am Schluſſe des Jahres betrug der Depoſitenbeſtand 
443766 Mk. (337754), der Wechſelbeſtand 574138 (343183). 
Dividende 8 9%. 

Die eingeklammerten Zahlen enthalten die Ergebniſſe des Vor— 
jahres. 


Vorſchuß-Verein zu Thorn, E. G. m. u. H. Umſatz 
8278749 Mk. Dividende 7 /. Mitglieder-Guthaben 312963 Mk. 
Reſervefonds 92715 Mk. Spezial-Reſerve 31583 Mk. Zahl der Mit: 
glieder 775. 


Vorſchuß-Verein zu Culmſee, E. G. m. u. H. Angekaufte 


Wechſel im Betrage von 1126330 Mk. eingezahlte Depoſiten 115019 Mk. 
Mitglieder⸗-Huthaben Ende 1903: 54711 Mk. Mitgliederzahl 262. 
Dividende 7 9%. 


Vorſchuß-Verein zu Brieſen, E. G. m. u. H. Guthaben der 
Mitglieder 152412 Mk. Reſervefonds 30166 Mk. Wechſel waren 
angekauft im Betrage von 2253406 Mk. Depoſitenbeſtand Ende 1903: 
414117 Mk. Mitgliederzahl am Ende des Jahres 440. 


Volksbank zu Schönſee, E. G. m. u. H. Mitgliederanteile 
18130 Mk. Depoſitenbeſtand 202509 Mk. Wechſelbeſtand 171974 Mk. 
Reinertrag 1473 Mk. Dividende 7 9%. 


Spar: und Vorſchuß-Verein zu Strasburg Wejtpr. 
E. G. m. u. H. Depoſitenbeſtand 201528 Mk. Ausgegebene Darlehne 
279945 Mk. Mitgliederguthaben 47888 Mk. Gewinn 5010 Mk. 
Mitgliederbeſtand Ende 1903: 337. 


Vorſchuß-Verein zu Neumark, E. G. m. u. H. Umſatz 
26854520 Mk. Reingewinn 39062 Mk. Mitgliederguthaben 402611 Mk. 
Reſervefonds 96047 Mk. Spezial-Reſervefonds 18414 Mk. Divi- 
dende 6 /. Mitgliederzahl am Schluſſe des Geſchäftsjahres: 509. 


Sparkaſſen im Jahre 1903. 


a a ——— rer 
nags Ei Zurückge⸗ S | 
Städtiſche S parkaffen en sate SEN ań ao en 
ju 1903 einlagen 1903] Ende 1903 bücher 
A M M Std. 
Thorn 1851 264,32 | 1 552 929,— |5 042 411,62 9735 
Kulm 488 087,85 496 200,19 533 237,69 944 
Briefen 589 651,55 488 011,46 | 1 433 509,30 1736 


sreis-Sparkaffen 
zu 
Thorn 981 937,97 | 744599,72 | 1 481 455,49 3449 
Rulm 1941 787,24 | 1 536611,75 |3 518 857,35 5058 
Briefen 1.064598,84 | 828 372,70 | 1 560 144,40 1908 
Strasburg 633 545,86 | 556 409,68 | 2 232 496,46 3041 


Nahmeifung 


des Telegramm=Bertehrs bei den in den Kreijen Thorn Stadt und Land, 
Kulm, Brieſen (Wpr.), Strasburg (Wpr.) und Löbau (Wpr.) gelegenen 
Poft- und Telegraphenanſtalten des Ober-Poſtdirektionsbezirks Danzig. 


Name der Anſtalt 


poſtämter I. 


Kulm 

Culmſee 

Strasburg (Wpr.) 
Thorn 2 (Zweigpoſtamt) 
Thorn 3 (Zweigſtelle) 


Poftämter Il. 


Brieſen (Wpr.) 
Goßlershauſen (Wpr.) 
Lautenburg (Wpr.) 
Löbau (Wpr.) 
Neumark (Wpr.) 


poſtämter Ill. 


Biſchofswerder (Wpr.) 2 
Damerau (Kr. Kulm) 
Gollub 

Gorzno 

Gottersfeld 

Konojad (Wpr.) 
Kornatowo (Kr. Kulm) 
Leibitſch 

Mocker (Wpr.) 
Montowo (Kr. Löbau Wpr.) 
Naymowo 

Ottlotſchin 

Podgorz 

Schönſee (Wpr.) 1 
Schönſee (Wpr.) 2 
Unislaw 

Weißenburg (Wpr.) 
Thorn (Schießplatz) 


Telegraphenämter. 
Thorn 


Telegramme 


auf⸗ 


| anges 


gegeben kommen 


St. 


9045 
6906 
7296 
6620 


3311 | 


601 


617 
2762 


486 


544 


522 
1409 
407 
1156 
829 


324 | 


2797 
3033 
99 23 


1052 | 
716 | 
444 | 
1041 | 


58132 


St. 


9377 
7102 
6220 
2895 


130 
458 
2317 
529 
652 
316 
827 
473 
2080 
652 
387 
588 
| 3786 
| 2163 
373 
560 
290 
627 


55989 
| 


Name der Anſtalt 


Poftagenturen. 


Blotto (Kr. Kulm) 
Bobrau 
Brattian 


|| Kolonie Brinst 
| Eichen (Bez. Danzig) 
| Dembowalonta 


Deutſch-Brzozie 
Elgiszewo 

Forſthauſen (Wpr.) 
Gelens 

Gramtſchen (Wpr.) 
Großkruſchin 
Großradowisk 

Heimſoot (Kr. Thorn) 
Hermannsruhe ſ. 22. 7. 03 
Hofleben (tr. Briefen Wpr.) 
Hohenkirch (Wpr.) 
Kamlarken 

Kauernick 


| Kielpin 


Kleinczyſte 

Kleintrebis 
Königl.⸗Neudorf (Wpr.) 
Kokotzko 

Lipnitza (Bez. Danzig) 
Lippinken 

Liſſewo 

Lonkorsz 

Lulkau 

Malken (Wpr.) 
Marienfelde (Bez. Danzig) 
Mroczuo (Wpr.) 
Nawra (Kr. Thorn) 
Neuhof (Bez. Danzig) 
Neuzielun 


Niezywienc 


Oſtaszewo (r. Löbau Wpr.) 
Oſtaszewo (Kr. Thorn) 


Telegramme 
aufs | anges 
gegeben kommen 
St. St. 
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Telegramme | Telegramme 
auf- | anges aufs | anges 
Name der Anſtalt gegeben kommen Name der Anſtalt gegeben kommen 


St. St. St | St. 


| 
Oſterbitz (Kr. Briefen Wpr.) 130 | 148 | Watterowo 251 | 198 


Oſtrowitt (Kr. Löbau Wpr.) 413 | 439 Wrogł 338 396 
Benjau (Kr. Thorn) 135 | 208 Wrotzlawken 471 576 
Plusnitz (Wpr.) 345 | 689 Zbiczno 96 | 119 
Plutowo 5 p 5.08] 85 58 
Podwitz (Kr. Kulm 124 191 f 
Pokrzydowo 265 408 Hülfkelen 
Polniſch⸗Brzozie 1721 171 Bahrendorf 68 | 114 
Radost 400 | 346 ||| Blanbau 100 70 
Rentſchkau 240 425 [ Colmansfeld 31 4 57 
Rheinsberg Kr. Briefen Wyr 253 | 470 Dombrowken 80 62 
Roſenthal (Bez. Danzig) | 217 434 ] Griebenau 38 58 
Roßgarten 138 268 | Gr. Lunau 64 | 153 
Rumian 168 | 175 ||| Gr. Orſichau 57 | 144 
Schillno 176 109 Gr. Plowenz 144 191 
Schöneich (Wpr.) 109 117 Gr. Wallik 40 43 
Schönwalde (Kr. Thorn) 75 108 Kaldunek 26 17 
Schwarzenau (Wpr.) 234 | 449 [ Kaldus 56 78 
Schwirſen (Wpr.) 332 | 518 Körberrode 24 | 81 
Siemon 136 | 252 Neugut 60 | 111 
Skarlin 161 226 Schönſee (Kr. Kulm) 17 44 
Stephansdorf (Wpr.) 98 219 [[ Schloſſau 72 105 
Swierzynto 107 | 160 Villiſaß 61 117 
Szezuka 155 384 [ Wawerwitz |. 26. 5. 03 26 83 
Tauer (Wpr.) 559 599 ||| Zlotterie 82 | 128 
Thorniſch Papau 120 | 143 | 

| 

| 

I 

| 

| 


Verkehr bei den hauptſächlichen Poſtämtern des ee ee e 


Briefsendungen a ohne Patete mit Wertangabe acc mit Nachnahme⸗ 
ertangabe Eingegangen Aufgegeben Eingegangen Aufgegeben Pakete 
m es Eingre- Aufgegeb. | ®ertbetr. | 8 | z Wertbetr. Wertbeir. Eigges. Aufgegeb. 
Et et PP 5 M &. | St. 
270787908 1745 20 | 11408 14682096 6288 | 1000496 | 11010 | 6029 
54300 8 | 34078 198 70156 : 154080 | 2 | 922 
23320 22 | 16060 | 302 109626 5 206335 1512 | 520 
802676 9 | 313 | 1004 3158504 1602704 1265 189 
64420 2: | 104520 | 1052 2151552 2006 5605444 | 3796 | 1352 
326464) 28 18350440 | 2265 6792735 1688 4105216) 5 | 1456 
325000) 5 | 15600 | 1840 3992404 2376 4443296 5408 676 
219140) 2: | 514370 1052 1189074| 1137 1319578 3234 | 795 
803640 £ 922000 1212 3085540 1836 6302988 52 


Poſtamt 


Thorn 1 5770180 LESEN 
Thorn 2 382408 553592 38681 
Mocker 2711800161772 8489 
Podgorz 140608 1187680 8489 | 
Culmſee 620776 526928 41318 | 20046 
Kulm 841478| 705458 65940 | 32167 
Briefen 549376 4707560 42276 21087 
Gollub 302770 245388| 22982 | 10153 
Neumark 353626 3445780 28920 14557 


ETE AE e 


= 


w grid o: SĘ 


Löbau 367172 3499600 37700 | 19840 | 28 54980 29: 1011457 910 309583 1332 | 2140998 3668 550 
Strasburg 747000 666042] 59942 | 31433 94 177506) 38 38800 1917 93: 2513 4113781 97 161 
Lautenburg 2305160 216138] 22044 10384 222409590 253 | 536360 | 998 2011968 1421 3387664 2061 1786 


a w — — 

s: >| s, SSB ä | Bof i p Mit der 

e en | me | Poranne | i Poſtanweiſungen Zeitungsnummern Post 

Poſtamt N 9 f 9 | Eingegangen Eingezahlte Ausgezahlte | abgereijt 

singep: Aufgegeb. i ed Aufgroeb.| wę POR: | Wadi AE * Eingeg. Abgeſandt Verſonen 
Thorn 1 25352 |42149 1905336 578127 5398 | 755720 170225 1022290060126 | 5673036 | 1029152 2244500 
Thorn 2 1696 — | 34901 | 14811 9740 | 9029 | 338721| 19764 | 306886 | 94458 19621 
Moder 1853 624 40380 10068 | 269 | 16469 | 7923 | 310297 8413 | 310722 | 87516 — 
Podgorz 1075 412 43448 4872 | 11290 | 7757 367353 5403 | 310635 91026 8952 
Culmſee 9568 4680 | 326300 | 93392 | 1745 160368 | 43158 | : 215| 20620 | 860054| 399152 1269 
Kulm 8152 | 3952 474320 59488 | 1960 | 205800 | 57898 | 3747823| 42730 | 2053301 | 375656 | 119316 
Briejen 5460 4004 370396 27248 | 2496 | 346788 | 41908 | 3196949| 19762 | 1104973 | 558756 82137 
Gollub 2249 1416 109660 | 17614 632 94168 17472 1092505| 9504 | 583779| 103540 | — 
Neumark 4743 3796 199536 41046 | 1395 | 245969 | 40332 2604236 20646 1316728 224672 58064 
Löbau 6836 9760 315630 81920 | 1698 | 366442 33993 240411 22089 857533 339870 9390 
Strasburg 7108 5997 326133 88971 2544 450288 51577 3722052 34170 1492392 503433 | 42822 
Lautenburg | 4055 2818 116204 | 27624 707 | 110999 | 24018 1674828 10456 | 674251 | 86872 10752 


Verkehr auf der Weichſel. 
Im Jahre 1903 haben Thorn paſſiert: 
1. Von Rußland ſtromab: 
749 beladene Kähne . . . gegen 28 im Vorjahre. 
72 leere Kähne DZE 
20 beladene Güterdampfer 
87 Schleppdampfer . 


1 Perſonendampfer 
1877 Holztraften. 


2. Nach Rußland ſtromauf: 
509 beladene Kähne . . . gegen 


161 leere Kähne 

18 beladene Güterdampier 
— leere Güterdampfer . 
73 Schleppdampfer 

2 Berjonendampfer . 


3. Aus dem Inlande jtromab: 


185 beladene Kähne Su: gegen 187 i 
119 leere Kähne . . RT 83 
141 beladene Guterdampfer HERE 133 
14 leere Güterdampfer . . . . . . 1 
18 Schleppdampfer . . . . . . . 28 
6 DOBRANE 1:20.02. 8. 223% 33 


4. Aus dem Inlande ſtromauf: 


80 beladene Kähne . . . . gegen 91 i 
26 leere Kähne . 1 a E 53 
149 beladene Güterdampſer r 139 
leere Giiterdampfer . . . . . . 1 
20 6 lend aper Re S 18 


4368 Waſſerfahrzeuge einſchl. gl gegen 3236 im Vorjahre. 


mit 


n 


Von den Waſſerfahrzeugen find in 


127 


Thorn 


1. ganz befrachtet ſtromab: 


Zucker 

Stückgütern 

Zucker und Mehl 

Mehl ; 
Mehl und Branntwein . 
Branntwein. 
Melaſſe . 

Mehl und Eiſen 
Kartoffelmehl 
Branntwein und ÖI . 
Roggen 


Roggen und Hülſenfrüchten 


Hülſenfrüchten RE 
Hafer und Süffenfeiten 
ME 

geſägtem Kantholz 


69 Kähne 
NE 


11 


a 


e > GO P> EF 


Telegraphenſtangen 
Buhnenpfählen . a 
Granaten . * 
Kies s 2 > 
Ziegelſteinen . 1 
Feldſteinen BER 
185 Kähne 
2. ganz befrachtet ſtromauf: 
Koks 1 Kahn 
Lumpen 2 Kähne 
Kleie 4, 
Bajtage . 4 „ 
Häuten . — 
Stückgütern 2 
13 Kähne 
3. ganz entlöſcht ſtromauf: 
Stückgütern 24 Kähne 
Steinkohlen 8 
Kols . 
Pflaſterſteinen 13 


6 Dampfer. 


78 15 
7 " 

31 m 

10 117 
6 75 
1 " 
1 » 

EB: n 
1 


141 Dampfer. 


— Dampfer. 
l n 

zaj " 

2 n 
1 " 
1 " 


3 Dampfer. 


149 Dampfer. 
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ME ADRENALIN aan Jr — Dampfer. 
RICH ICH 1 — 5 
„ Granaten . . R - 5 
„ Maisölkuchen. 8 — 2, 
%%% A S S OA = f 
n Ol . 1 " = n 
„ Kr E R 0 E a 1 

80 Kähne 149 Dampfer. 

4. ganz entlöſcht ſtromab: 

mit Kleie. e EHRE 3 Dampfer. 
„ Kleie und Olkuchen V — 7 
„ Kleie und Hülſenfrüchten ae — 4 
„ Olkuchen NER 2. 00 PA 1 
„ Mais und Oltuchen o 7 
5 E 5 
„ Weizen und Gerſte 1 À 
„ Gerſte ; BĘDE 95 
„ Gerſte und Sätfenfeiten 1 A 
„ Flottholz Run „ 
r , 7 
„„ te - € 
1 in ee ar a A 
/// a e O l M 
OPO SENAC DOMEN 70070. 005 — 05 2 k 
AAGE 1 AER „ l p 
, A E A Met E EEE EA 1 yy 
„ Holzwaren. F 5 1 
„ ſonſtigen Gegenständen ESR JUNE M. 7 4 * 


374 Kähne 


w 


3 Dampfer. 


— 2 


Uachweiſung 


der im Jahre 1903 in Thorn auf der Weichſel eingegangenen und 
verladenen Güter. 


A s Zu Berg. Zu Cal. 

Bezeichnung der Güter. 
2 Tonnen Tonnen 

1000 Kilogr. à 1000 Kilogr. 


A. Eingang. 


Lumpen aller Art 
2. Soda a AR 
3. Roheiſen und Brucheiſen 3 220,00 
Andere unedle Metalle, roh und als Bruch 36,25 
5. Verarbeitetes Eiſen aller At . .. 612,83 
JEMEN Pia, Kalk 10,80 
Erde, Lehm, Sand, Kies, Kreide .. 162,35 
„Flachs, Hanf, Heede, Wer g. 26.06 
„ VA RR Ca 6,59 1288,10 
Z 20,47 
Gerſte . . A BĘ: 61,42 
2. Anderes Getreide ins Hülſenfrüchte un 355,95 97,21 
3. Ölfaat . . We Bat: 0,40 
. Obit, friſches und getrodnetes N 37,61 
5. Glas und Glaswaren .. Se YZ 67,00 
j. Häute, Felle, Leder, Belzwert TER: 20,18 
. Neijig und Faſchinen PAROS? 
. Faltage, Fäſſer, Kiſten, Side . . . 352,40 
9. Holzwaren und Möbel . ; 38,11 
20. Inſtrumente, a ae u. Mafinentile 19,28 
210 Bien AMORE 3 20,75 
Rr 2 neun RS K 39,73 


> > Zu Berg.] Zu Cal. 
Bezeichnung der Güter. 


Tonnen Tonnen 
1000 Kilogr. | à 1000 Kilogr. 

e eee . 367,37 
24. Fiſche, auch Heringe C 1194,69 
25. Mehl und Sa ASTEPT 112,28 129622,40 
Reis Bi: EITHER 438,91 
POKAZE Kota 127,01 
28. Kaffee, Kaffeeſurrogate, Kakao 8 363,80 
29. Zucker, Melaſſe, Sip... 540,68 151,73 
30. Fette Ole und Fette.. 601,98 
31. Petroleum und andere Mineralöle cis 523,47 
32. Steine und Gteinwaren -. . . . . . 512,12 3750,00 
33+-Sleiiohlenar en nen 400780 
BONDA 0: a 125,00 ne 
35. Teer, Pech, Harze aller Art, Asphalt. - 83,28 13,85 
36. Mauerſteine und Flieſen aus Ton, Dach: 

fiegeln und Tonröhren . . . . . 23,95 
37. Tonwaren, Steingut, Porzellan. ... 0,34 
38. Wolle. ORNE „ 114,74 
39. Alle ſonſtigen Gegenſtände . l 663,40 


Insgeſamt [1537229 3643554 
B. Abgang. 


Lumpen allen t A 123,39 

r 0,15 
3. Andere unedle Metalle, roh und als Bruch 90,65 
4. Berarbeitetes Eiſen aller tt. .. 62,60 152,67 
5. Erde, Lehm, Sand, Kies, Kreide .. 4257,15 
Bier A ee 85,00 
T MGOGAES NWA Ga RR 370,91 
fe A NA 212,95 
9. Gerjte. . . 3 — 151,54 
10. Anderes Getreide und Sue * 740,20 
11. Glas und Glaswaren .. złe 12,42 
12. Häute, Felle, Leder und Belzwert . 2 94,02 3,98 
13. Weiche Schnittware . . . PPR: 895,20 


14. Faſtage, Fäſſer, Kiſten, Säcke Ne 83,71 24,20 
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Zu Berg.| Zu Tal. 


Tonnen Tonnen 


a 1000 Kilogr. à 1000 Kilogr. 


Bezeichnung der Güter. 


15. Holzwaren und Möbel 850,60 
16. Inſtrumente, Maſchinen u. Maſchinenteile 3,57 
17. Bier 11,20 
18. Branntwein 2301,38 
19. Mein . 7 167,92 
20. Fiſche, auch Heringe : REN, 6,63 
21. Mehl und Mühlenfabritate . . . . . 364,97 | 9663,13 
22. Zucker, Melaſſe, Syrup 3 1612126 
23. Fette Ole und Fette * 3,24 170,41 
24. Petroleum und andere Mineralöle 254,30 
25. Steine und Steinwaren rs, 316,00 
A A A ee a NET 2,00 
27. Pech, Teer, Harze aller Art, Asphalt .. 57,27 1,41 
28. Mauerſteine und Flieſen aus Ton, Dad- 

ziegeln und Tonröhren 0 1255,00 
29. Alle ſonſtigen Gegenjtinde . . . . . 31,97 2126,46 


Insgeſamt 


40246,2 


9” 


Enon Nadhmeilung 
im Jahre 1903 auf den Stationen TI i 
Thorn einſchl. Uferbahn und 
Mocker abgeſandten und eingegangenen Güter. i 


Biecióning der Güter. e Moder 
1 pi ishg Verſand Empfang 
Ba "Aj R To. To. 
fälle. FAR | 
aumwolle, Baumw A ZE 72,5 | 44,5 | 
SKI 1 ımwollabfäle ZBY 1999 407 23 24.5 
Blei Mennige Er ; N 2,5 1078 59,5 11715 
Borte (Lohe), Gerbſtoffe n 15,5 2 4 * | 
Brauntoblen, robe . e. au, l 
ee er dY) BEN. RE 80 
ement, Zementſteine q CY dr 100 PERREN) 
Themikalien, en und Platten 12h 118,5 1478,5 46 370 5 
Dachpappe. aż 127 835,5 zy” 
Künftliche Düngemittel Du 286 155 
Natürliche Düngemittel 197 668 810,5 621,5 
Roheiſen und Rohſtahl £ 435 11505 
Altes Eiſen, Brucheiſen 10% 10 07 
Eiſen und Stahl, faconniert 2008 10,5 | 3215 | 76.5 | 
Eiſenbahnſchienen. ; vs > 1843 177,5 128,5 
Achſen und Bandagen. = 90 544 11 17 
Maſchinen und Maſchinenteile . Gio 
Eiſerne Röhren und Säulen. ; Art 944 17 257 
Eiſen- und Stahldraht. SE 371,5 12,5 
Eijen- und Stahlwaren 102,9 805 1 
Erde, Lehm, Mergel yt 1291,5 138 25 
Kies, Sand, Grand. Sa 419 10 
Ton, Tonerde, Porzellanerde a KE 20 
Sonſtige Erden À 3 1,5 10 
Fiſche, Heringe . > Ro „1l 25 
Flachs, Hanf, Hede, Werg 90 w 126 1 
Fleiſch und Speck y * 91 
Garne und Twijte KF 46 
Weizen und Spels ; ac 178 
Roggen . ; 1273 238 128,5 10675 | 
Hafer. 189,5 616 483 9986 
a er 350 1361,5 185 2997.5 
irſe, Buchwei; en, e 339 3890 364,5 574,5 
Mais EP Śmijenfenójie % 17 0560 242,5 357 
Malz we 281 | 216,5 10 18,5 
Lein und Ölfamen . "MIE H+: 5 
Andere Sämereien . N | 10 
Glas und Glaswaren. 673,5 | 681,5 26 6, 
Häute, Felle, Leder, Pelz 163,5 475,5 45 2˙ 
Rund (Stamm)Holz a 267 14,5 37 
Nugbholz . . Pr 2. 686 
Brenn- und Grubenholz 118 a 1414,5 135,5 
W 518,5 - 96 


Hauptbahnhof Moter 
Bezeichnung der Güter. ZA | emyfeng Verſand | Empfang 
To. To. To. 
Außereuropäiſches Holz AR 20,5 5 
Holzzeugmaſſe. .. + o 33 
opfen . 12 6 
Kaffee, Kaffeeſurrogate, Tee 292 | 76,5 1,5 
Kalk, gebrannter. .. 63 | 1888 297,5 
Kartoffeln r i 619,5 | 13199 
Knochen. : 20,5 1597-2] 12 
Knochenkohle, Leinſchwarz i ZOT | 10 | 10,5 
Lumpen. an 619 688,5 461,5 - 
Mehl, Mühlenfabritate Ar 804 | 1753,5 | 11860,5 | 2531 
Kleie, ohne Reistleie . . . 37430  |114164,5 7888,5 1675 
Obſt, Pflanzen, Gemüſe .. 143 545 43 
le, Fette 201,5 507 73 29,5 
Oltuchen und Oltuchen mehl. 3015 2526 8986,5 | 11272 
Papier, Pappe . Z 155,5 272,5 5855 101% 
Petroleum, Mineralöle 2060 (885 3978,5 3406 
Reis, Reismehl, Reiskleie . . 1411 14 
Röhren von Ton und Sement ; 984,5 113 138,5 | 40,5 
Rüben, Zuckerrüben. | 14 1351 
Rübenſchnitzel, Futterrüben . 645,5 1314, 
Rübenſyrup, Melaſſe . 68 1056,5 362 1122,5 
Galpeter und Sabire laa 2150 
alz ih 11,5 | 607 23 86 
Schiefer Ian) 22 
Schwefeljäure . 2 TAJ 
Soda, toDE rigen: 11,5 | 52,5 2,5 
Soda, kauſtiſche | 15,5 
Spiritus . ; 5295 2785,5 6398 
Spirituoſen, Branntwein, eilig. 200 | 39 1 12 
Stärke, Rartoffelmehl . . . 5 2205 266,5 68 
Steine, einfach glatt behauen 58,5 57 407 215 
Steine, gebrannte Ziegel uj. . 13055 1707 6404,5 1347,5 
Bruchſteine, rohe .. | 15 
Pflaſterſteine, Steinſchrotten 824,5 
Kalk- und Tuffſteine .. 10 
Steinplatten, ernten ujw. 163,5 | 352 
Bimsjteine, Quarz, Spath - 107,5 - 
S 6262,5 61082 20048 
Gteintoblenbritetts . . . . 575 141 - | 
Gteintoblenfofs . . . . . 233,5 115 10 | 5 
Tabat, rob, Tabatsrippen 0 1 | 
Fabrizierter Tabak, Zigarren 1241 1,5 = 3 
Teer, Pech, Harz, Asphalt . 144,5 101 — 71,5 
Tonwaren, 8 * 88 329,5 92 
Torf, Torſſtreu, Ho kohlen 22,5 165,5 0 
Wein, Apfelwein, Don RZ 140,5 | 131 62,5 13,5 
Wolle aller Art, tieriih . . 633 | 347,5 a: (u) 
Zint in Platten und Blöden 5, 131,5 6 
Jucker, roh 150 10448 0,5 5643 
Zucker, raffiniert DB AT 18,5: | 12,5 
Spediteur: Sammelgut . 29,5 1286,5 — 
Butter, Eier, Käſe, Brod 2 28 316,5 | 2 
Bücher, Druckſachen .. ihr | 4,5 =: | 


Bezeichnung der Güter. 


Emballage (gebraucht) . . . 1113, 960 
Farben (Hdd a a. 17,5 59 
Holzwaren, neue Möbel.. .. 32 84 
SEZ, > A | 0 
id) PRE ee: JARRE WOJ EN 134 6,5 
Häckſel ujw. r | 
Manufastutwaren "HL 0 A. > LE 4 19 
Mineralwaſſer .. SZ 15,8 3 
Gyps, gebrannt und gtmabien 3 42 | 50,0 
Übrige Giiterarten . . . 2, 2686086 * 6870 
Insgeſamt È 
, 437982 

Viehverkehr. Stück. Stück. 
eee Gel! 1081 | 813 
ere 207 159 
SUHE Rinde R 471 | 364 
u e 9 yo SE 115 137 
rr 936 377 
eie  ATER | 45048 
Ferkel ee 10541 6871 
Geflügel und ſonſtiges Vieh + + e .| 252570 242175 


Perſonenverkehr. 


Es reiſten ab vom Hauptbahnhofe 
en „ „ Stadtbahnhofe 
ń > „ „ Bahnhof Moder 


K 

l | 1 

202,5 | 249 

362 | 10 
8215,0 | 871,5 

20 

1168,5 882 


l GH 

Stück. Stück 
136 91 
76 178 
937 1900 

7 123 
1045 ] 2373 
117 1298 
594 327 
39414 | l 


290 766 Perſonen. 
195041 ar 
45855 


" 


135 


Verkehr auf der Uferbahn im Jahre 1903. 


Beladene Waggons 


Monat gingen Zuſammen 
ein | aus 

Januar,, o > i 260 101 361 
GODNY E a 230 115 345 
N 1 373 420 793 
DE E ca 257 anA 342 350 692 
Ma·aw wd owe 469 519 988 
ZM e er 330 435 765 
SEE ĩ˙ùͤ a eS RYS AŻ: 320 445 765 
te: 637 431 1068 
September . Ba ar A 37 433 807 
„ U BEST 680 435 1115 
November . er 549 644 1193 
Fc 362 358 720 

Im Ganzen | 4926 4686 9612 


Uachweiſung 


derjenigen Getreideſendungen, die im Jahre 1903 über Gollub und 
Leibitſch von Rußland eingegangen und unter Begleit- Kontrolle 
nach Thorn abgefertigt ſind. 


I. über Golub: II. über Teibitſch: 
Januar 25,2 Tonnen Hülſenfrüchte. 
Februar 
März 
April 
Mai 
Juni 
Juli 
Auguſt 10,1 Tonnen Roggen 
September k 
Oktober 35,5 Tonnen Weizen. 
November 10,1 Tonnen Wicken 10,1 Tonnen Roggen. 


Dezember 10,1 Tonnen Wicken 
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Mitglieder der Handelskammer im Jahre 1903. 


Aus dem Stadt: und Landkreiſe Aus dem Kreije Kulm. 
Thorn. 28. Schultze. 
Kommerzienrat Schwartz, Prä— Dr. Henatſch. 
ſident. k pen 
Herm. I. Schwartz jen, Bize- Aus dem Kreiſe Briefen. 
A ide | 
präſident. A. Bauer. 
H. Asch. J. Meyer 
C. Verendes. 8 
A. Vorn. | Aus dem Kreiſe Löbau. 
e zem C. Cohn 
5. Zeblaner (b. 29. 6. Durch Erjage ' n 
G. Fehlauer (b urch Erſatz C. Sandsfut. 


wahl v. 10. 12. 3. Houtermans). 
G. Gerſon. Aus dem Kreiſe Strasburg. 
©. Taengner. kai j 
H. Soewenfon (b. 28.3. Durch Erſatz— 8. Schindler. 
wahl vom 10. 12. D. Wolf). H. Wodtke. 
C. Matthes. | Sekretär E. Voigt. 
5. Nawitzli. | 
Mitglieder der Sachverſländigen⸗Kommiſſionen im Jahre 1903. 
1. für Getreide, Hülſenfrüchte, Sämereien und Saaten: 
G. Gerſon, M. Mallon, $. Rawibki, St. Reidel und D. Wolff. 
2. für Manufaktur, Kurz-, Glas- und Galanteriewaren: 
Max Cohn, $. R. Puttkammer, Adolph Leyſer, Adolph Lewin 
und Georg Sternberg. 
3. für Kolonialwaren, Ole, Chemikalien, Spiritus und Weine: 
Hugo Claaß, Herm. Dann, Leopold Hirſchſeld, Albert Tand, 
Carl Matthes, R. Nütz, Kommerzienrat Schwartz. 
. für Leder, Wolle und Rohprodukte: 
5. Wiener, D. Wolff. 
5. für Eiſen, Stahlwaren, Zement, Kohlen und Kalk: 
E. Dietrich, A. Nittweger, F. Zährer. 
6. für Holz: 
T. Gafiorowski, Joh. Houtermaus, H. Illgner. 
7. für Ziegeln, Tonwaren und Steine: 
J. Groſſer, E. Sittenfeld und Joh. Schnibbe. 
Vereidigter Handelsmakler: Paul Engler (Thorn). 
Vereidigte Holzmeſſer: Daniel Wanzel und Nobert Hellwig (Thorn). 
Vereidigter Wäger: Manfred Kiber (Thorn). 
Vereidigte Probenehmer für Zucker und Melaſſe: 
Fr. Preuß, 3. Springer (Culmſee), G. Niefflin (Thorn), 
Adolph Nehring (Schönſee). 
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